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„ALLEINSTEHENDE LESBISCHE MÜTTER MÜSSEN IN  

STÄNDIGER ANGST DAVOR LEBEN, DASS IHNEN IHRE  

KINDER WEGGENOMMEN WERDEN, WENN DIE TATSACHE, 

DASS SIE LESBISCH SIND, ÖFFENTLICH WIRD.“

(Eine bundesweite Gruppe lesbischer Mütter, 1980)
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GRUSSWORTE

Die Landesregierung Rheinland-Pfalz hat im 
Januar 2017 im Auftrag des Landtags als erstes 
Flächenland einen Forschungsbericht über die 
fortgesetzte Verfolgung homosexueller Menschen 
in der Nachkriegszeit vorgelegt. Erstellt wurde 
dieser Bericht vom Institut für Zeitgeschichte 
München – Berlin (IfZ) und der Bundesstiftung 
Magnus Hirschfeld (BMH). Dabei standen zwei 
Forschungsschwerpunkte im Fokus: die strafrecht-
liche Verfolgung schwuler Männer und die ge-
sellschaftliche Diskriminierung lesbischer Frauen. 
Denn obwohl Paragraph 175 StGB nur schwule 
Männer strafrechtlich verfolgte, wurden auch 
lesbische Frauen an den Rand der Gesellschaft 
gedrängt und erheblichen Diskriminierungen aus-
gesetzt. Daher sollte in weiteren Forschungen ein 
besonderer Blick auch der weiblichen Perspektive 
gelten. 

Die Ergebnisse der Forschungsarbeiten über 
lesbische Frauen brachten besorgniserregende 
Zusammenhänge zu Tage: Lesbische Mütter liefen 
Gefahr, Unterhaltsansprüche und das Sorgerecht 
für die Kinder zu verlieren, wenn sie sich von 
ihrem Ehemann trennten, um in einer Liebes-
beziehung mit einer Frau zu leben. Diese ersten 
Hinweise haben mich als Frauen- und Familienmi-
nisterin sowie in meiner Zuständigkeit für sexuelle 
und geschlechtliche Vielfalt hellhörig gemacht 
und veranlasst, Ende 2017 das IfZ und die BMH 
mit einer Studie zu beauftragen, um zu erfor-
schen, inwieweit Frauen dieser gravierenden Form 
der Diskriminierung ausgesetzt waren.  

Frau Dr. Kirsten Plötz, die als Historikerin bereits 
in der Grundlagenforschung die Perspektive der 
lesbischen Frauen untersucht hatte, wurde von IfZ 
und BMH mit der Studie beauftragt. Die For-
schungsarbeiten haben erstmals ins öffentliche 
Bewusstsein gebracht, wie unsichtbar und tabu-
isiert lesbische Liebe in den ersten zwei bis drei 
Nachkriegsjahrzehnten war. Sie haben zudem ge-
zeigt, dass die Diskriminierung lesbischer Frauen 
sehr viel subtilere Auswirkungen hatte. 

Die Forscherin war bei ihrer Arbeit mit außerge-
wöhnlich großen Quellenproblemen konfron-
tiert, da der größte Teil staatlicher Akten bereits 
vernichtet ist. Obwohl Zeitzeug*innen über eine 
eigens für diese Studie eingerichtete Homepage 
und durch Recherchen von QueerNet Rheinland-
Pfalz e.V. sowie dem Fachreferat im Familienmini-
sterium gesucht wurden, war es außerordentlich 
schwierig, Personen zu finden, die bereit waren, 
Auskunft zu geben. Gerade bei Anfragen zu 
Zeitzeug*innen-Interviews wurde klar, dass be-
troffene Frauen sich bis heute nicht an die Öffent-
lichkeit wagen, um Ihre Familien nicht erneut mit 
diesem oft tabuisierten und belastendem Thema 
zu konfrontieren.
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Dennoch ist es der Forscherin gelungen, mit 
Zeitzeug*innen über die Befürchtungen lesbischer 
Mütter zu sprechen, das Sorgerecht bei einer 
Trennung vom Ehemann zu verlieren sowie über 
daraus folgende Konsequenzen für Kinder, Familie 
und das eigene Lebensglück. Dabei zeigte sich, 
dass lesbische Mütter in einem Klima der Angst 
und Abhängigkeit lebten: Die gesellschaftliche 
Erwartung in den ersten Jahrzenten nach dem 
zweiten Weltkrieg war, dass Frauen ausschließ-
lich die Rolle als Ehefrau und Mutter übernah-
men. Das bis 1977 bestehende Schuldprinzip im 
Scheidungsrecht hatte zur Folge, dass „schuldig“ 
geschiedene Ehepartner*innen regelmäßig Un-
terhalt und Sorgerecht für ihre Kinder verloren. 
Moralische Bedenken von Richter*innen und 
Gutachter*innen als auch Bedenken, das Leben 
bei Eltern in gleichgeschlechtlichen Beziehungen 
schade dem Kindeswohl, führten zu einer struk-
turellen Bedrohung, das Sorgerecht zu verlieren. 
Lesbische Mütter verbargen daher ihre Lebensge-
fährtinnen, harrten in ihrer unglücklichen Ehe aus 
oder gingen dorthin zurück und blieben in Abhän-
gigkeit von ihren Ehemännern. Andere stimmten 
den finanziellen Bedingungen einer Ehescheidung 
zu, in denen sie auf die ihnen zustehenden Rechte 
verzichteten, um das Sorgerecht nicht zu gefähr-
den. Wieder andere mussten den Kontakt zu ihren 
Kindern, die bis zum Zeitpunkt der Trennung der 
Eltern in der Regel die stärkste Bindung zu den 
Müttern hatten, infolge familiengerichtlicher 
Entscheidungen massiv einschränken. 

Die vorliegende Studie macht deutlich, welches 
Leid und welche Ungerechtigkeit lesbische Mütter 
sowie ihre Familien bis weit in die Nachkriegsjahre 
hinein erfahren haben. 

Die Studie trägt auch dazu bei, lesbische Mütter 
erstmals aus der Unsichtbarkeit und Nichtbeach-
tung zu holen und ihnen eine späte Rehabilitation 
und Anerkennung zukommen zu lassen, die ihnen 
die Gesellschaft bis heute schuldig geblieben ist. 
Ich wünsche mir, dass die Erkenntnisse der Studie 
einen gesellschaftlichen Diskurs anstoßen, der 
Vorurteile und Diskriminierung abbaut und die 
Akzeptanz verschiedener Lebensformen fördert. 

Die vorliegenden Ergebnisse sind nicht nur im 
Rückblick, sondern auch für unsere Zeit von gro-
ßer Bedeutung, denn auch heute noch bestehen 
leider noch viele Vorurteile gegenüber Familien 
mit zwei Müttern oder zwei Vätern oder Vorbe-
halte gegen die Adoption eines Kindes durch ein 
gleichgeschlechtliches Paar. 

Ganz herzlich danke ich Dr. Kirsten Plötz für diese 
wichtige Forschungsarbeit, Prof. Dr. Michael 
Schwartz (IfZ) und Dr. Daniel Baranowski (BMH) 
für die Projektleitung sowie allen, die zum Gelin-
gen der Studie beigetragen haben.

Anne Spiegel
Ministerin für Familie, Frauen, Jugend,
Integration und Verbraucherschutz
des Landes Rheinland-Pfalz

Grußworte
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Seit einigen Jahren arbeiten das Institut für Zeit-
geschichte München-Berlin (IfZ) und die Bundes-
stiftung Magnus Hirschfeld (BMH) zielgerichtet 
zusammen, um die Erforschung der Lebenssitua-
tionen homosexueller Menschen in Deutschland 
im 20. Jahrhundert voranzubringen. Ein besonders 
enges Zusammenwirken ergab sich, als die Lan-
desregierung von Rheinland-Pfalz unsere beiden 
Institutionen mit der Leitung eines entspre-
chenden Forschungsprojekts beauftragte, dass die 
Verfolgung und Diskriminierung homosexueller 
Männer und Frauen in Rheinland-Pfalz zum Ge-
genstand hatte und dabei sowohl die NS-Diktatur 
als auch die frühe Bundesrepublik in den Blick 
nahm. Dieses zwischen 2014 und 2016 durchge-
führte Projekt wurde wegweisend für ähnliche 
Forschungen – insbesondere dadurch, dass auch 
die Diskriminierung lesbischer Frauen als eigen-
ständiges Thema behandelt wurde. Damit wurde 
eine forschungsstrategische Wegmarke gesetzt, 
hinter die seither in der Wissenschaftslandschaft 
kaum mehr zurückgegangen worden ist. 

Der Erfolg dieser ersten gemeinsamen Studie, 
deren Ergebnisse 2017 einer interessierten Öf-
fentlichkeit präsentiert werden konnten, hat die 
Mainzer Landesregierung alsbald bewogen, das 
IfZ und die BMH mit einem weiteren Forschungs-
projekt zu beauftragen. Dieses hat Neuland 
betreten, indem es ausschließlich die Lebenssi-
tuationen lesbischer Frauen in den Fokus nimmt 
und nach spezifischen juristischen, aber eben 
nicht strafrechtlichen Diskriminierungen in der 
Bundesrepublik fragt. Hier geht es insbesondere 

um die Schicksale lesbischer Frauen, die zunächst 
biographisch dem heterosexuellen Leitmodell von 
Ehe und Familiengründung gefolgt waren, dann 
jedoch diese Ehe beendeten, um mit einer Frau 
in einer lesbischen Beziehung zusammenzuleben. 
Das Leben von Müttern, die es „wagten“, aus ihrer 
heterosexuellen Ehe auszusteigen und lesbische 
Partnerschaften zu leben, war in der Bundes-
republik Deutschland lange durch gesetzliche 
Regelungen im Scheidungsfolgenrecht und dessen 
Anwendung geprägt – mit immensen negativen 
Folgen für die Frauen und ihre Kinder. Indem in 
der vorliegenden wissenschaftlichen Studie der 
Fokus auf spezifische Formen der Diskriminierung 
lesbischer Lebensweisen gelegt wird – insbe-
sondere auf die Frage des Sorgerechtsumgangs 
bei Müttern, die nach der Ehescheidung in einer 
lesbischen Beziehung lebten –, wird deutlich, in 
welcher Form lesbische und bisexuelle Frauen bis 
weit in die 1990er Jahre hinein (und möglicher-
weise sogar darüber hinaus) struktureller Gewalt 
ausgesetzt waren, die wir heute als Unrecht 
begreifen.

Bereits in dem 2016 abgeschlossenen Forschungs-
projekt des IfZ in Kooperation mit der BMH über 
strafrechtliche Verfolgung und Diskriminierung 
von Homosexualität im Land Rheinland-Pfalz 
zwischen 1946 und 1973, das von der rheinland-
pfälzischen Landesregierung in Auftrag gegeben 
worden war, wurden die vielfältigen gesellschaft-
lichen Diskriminierungen, denen lesbische und 
bisexuelle Frauen ausgesetzt waren, umfassend 
thematisiert – Diskriminierungen durch ein-
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engende Rollenzuschreibungen, zivilrechtliche 
Benachteiligungen, mediale Zensur und nicht 
zuletzt durch das Schweigen der Mehrheitsgesell-
schaft über Formen des Zusammenlebens, von 
Familienmodellen oder Beziehungsweisen jenseits 
der heteronormativen Norm. Schon im Rahmen 
der Recherche zu jener Studie tauchten erste 
Hinweise auf, dass insbesondere die Frage des 
Sorgerechtsumgangs bei Frauen mit lesbischen 
Beziehungen weitgehend im Dunkeln liegt. Der 
Landesregierung Rheinland-Pfalz ist dafür zu dan-
ken, dass sie diesen Frage-Ansatz aufnahm und 
eine entsprechende Studie in Auftrag gab, deren 
Ergebnisse hier vorgelegt werden. 

Unter der Projektleitung des IfZ in Kooperation 
mit der BMH erarbeitete die Koblenzer Histo-
rikerin Dr. Kirsten Plötz nach umfangreichen 
Recherchen in staatlichen und privaten Archiven, 
vielen Gesprächen mit Personen aus Justiz, Politik, 
Fürsorgeeinrichtungen und Betroffenenverbänden 
sowie nicht zuletzt jenen Frauen (und in einem 
Fall einem ihrer Kinder), die von der Forschungs-
thematik  unmittelbar betroffen waren, eine 
systematische Bestandsaufnahme. Diese ge-
langt zu dem Schluss: Eine Diskriminierung von 
Müttern mit lesbischen Beziehungen und ihren 
Kindern ist für den Untersuchungszeitraum 1946 
bis 2000 eindeutig festzustellen, obwohl (oder 
weil) bestimmte rechtliche Rahmenbedingungen 
des Öfteren signifikant verändert wurden. Gerade 
der Umstand, dass solche Diskriminierungen über 
die Zeit der strafrechtlichen Entkriminalisierung 
männlicher Homosexualität um 1970 und um 

1994 deutlich hinaus- und fast bis in unsere Ge-
genwart hineinreichen, ist ein wertvolles Teiler-
gebnis dieses aktuellen Projekts.

Die bei der Erforschung lesbischer Geschichte oh-
nehin schwierige Quellenlage im Bereich der Ak-
tenüberlieferungen oder des im juristischen und 
politischen Diskurs jeweils Sagbaren wurde bei 
der Recherche noch durch einen weiteren Faktor 
erschwert: Viele der betroffenen Frauen sind aus 
nachvollziehbaren Gründen bis heute nicht oder 
nur zögerlich bereit, sich diesem Thema erneut 
zu stellen. Noch weniger von ihnen haben sich 
bereitgefunden, ein Interview zu geben und dieses 
wissenschaftlich nutzen und veröffentlichen zu 
lassen. Nicht nur der anhaltende Schmerz über 
damalige Verletzungen und Diskriminierungen, 
sondern auch die gegenwärtige Rücksicht auf ihre 
Kinder sind ein zentrales Motiv für diese (aus wis-
senschaftlicher Sicht sehr bedauerliche, aber be-
greifliche) Zurückhaltung. Nichts weist deutlicher 
auf die Notwendigkeit der breiten Beforschung 
dieses Gegenstandes hin als die fortdauernde, bis 
in die unmittelbare Gegenwart reichende Schwie-
rigkeit der Betroffenen, über diese Erfahrungen zu 
sprechen, die das gesamte Familien- und Lebens-
gefüge betreffen. Namentlich für eine Einrichtung 
wie die Bundesstiftung Magnus Hirschfeld, die 
auch gegenwartsbezogen einer gesellschaftlichen 
Diskriminierung von Menschen verschiedener 
sexueller und geschlechtlicher Identität entge-
genwirken soll, aber auch für die zeithistorische 
Forschung hat dieser Befund eine ausgesprochen 
traurige Brisanz.

Grußworte
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Wir danken der Landesregierung und namentlich 
dem Ministerium für Familie, Frauen, Jugend, 
Integration und Verbraucherschutz von Rheinland 
Pfalz, der Ministerin Anne Spiegel, der Staatsse-
kretärin Dr. Christiane Rohleder, dem langjährigen 
Leiter der Abteilung Kinder, Familie und Jugend, 
Klaus-Peter Lohest und seiner Nachfolgerin 
Claudia Porr sowie insbesondere der mit diesem 
Forschungsprojekt intensiv befassten Leiterin des 
Referates Gleichgeschlechtliche Lebensweisen 
und Geschlechtsidentität Birgitta Brixius-Stapf 
und deren Mitarbeiterinnen Funda Römer und 
Manuela Koessler für die hervorragende Zusam-
menarbeit und Unterstützung. Unser Dank gilt 
außerdem allen Einrichtungen in Rheinland-Pfalz 
und darüber hinaus, die Recherchen ermöglicht 
und Zugänge geöffnet haben. Dr. Kirsten Plötz 
danken wir dafür, die Frage nach dem Sorge-
rechtsumgang bei Frauen mit lesbischen Bezie-
hungen zuallererst gestellt zu haben, den ersten 
Spuren nachgegangen zu sein und die vorliegende 
umfassende Darstellung auf der Basis intensiver 
Recherchen erarbeitet zu haben, ohne sich von 
der diffizilen Quellenlage je entmutigt haben zu 
lassen. Schließlich möchten wir all jenen Frauen 
und ihren Kindern danken, die von der Problema-
tik unmittelbar betroffen waren (und sind) und 
zugleich bereit waren, über ihre Erfahrungen zu 
sprechen.

Über das Ausmaß und die Verästelungen der in 
dieser Pilotstudie erstmals berührten Formen von 
Diskriminierung wissen wir noch viel zu wenig: 
Wir verbinden die Veröffentlichung dieses For-

schungsberichtes daher mit der Hoffnung, dass 
hier ein Stein ins Rollen gebracht wird, dass Bund 
und Länder dem Beispiel von Rheinland-Pfalz 
folgen und sich ebenfalls mit diesem Unrecht 
auseinandersetzen, um ein umfassenderes Bild 
dieses bislang weithin missachteten Feldes der 
Diskriminierung von lesbischen und bisexuellen 
Frauen (und ihrer Kinder) zu erlangen. Empirische 
Forschungen haben einen Wert in sich, indem 
sie Erkenntnisgewinne über Vergangenheiten 
bereitstellen, die unsere eigene Gegenwart auf 
vielfältige Weise geprägt haben und beeinflussen; 
zugleich aber bieten diese Forschungen auch die 
unerlässliche wissensbasierte Voraussetzung für 
eine längst überfällige gesellschaftliche Debatte 
über die Anerkennung des Leids der betroffenen 
Frauen. 

Prof. Dr. Andreas Wirsching
Direktor des Instituts für Zeitgeschichte 
München-Berlin

Jörg Litwinschuh-Barthel
Geschäftsführender Vorstand der Bundesstiftung 
Magnus Hirschfeld
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Ihr wurde von einem Gericht 1981 in Mainz ihr 
Kind genommen, weil sie lesbisch war. Davon 
erzählte eine Frau der Verfasserin nach einem 
Vortrag. Die Erzählung dieser Mutter bildete den 
Beginn der Beschäftigung mit diesem Thema und 
damit gewissermaßen den Ursprung des vorlie-
genden Forschungsberichts.

Wenn es um staatlich geschaffene Unfreiheit 
gleichgeschlechtlicher Liebe geht, ist verweigerte 
oder entzogene „elterliche Gewalt“1 bzw. „el-
terliches Sorgerecht“ bisher kaum im Blick. Vor 
allem wird auf den Strafrechtsparagrafen 175 mit 
seinen verheerenden Folgen geblickt. Aber nicht 
nur durch diesen Paragrafen wurde bei gleich-
geschlechtlich Liebenden Leid verursacht. Ein 
Vergleich mit den Folgen des § 175 StGB ist nicht 
nötig, um auch für andere Formen der Unterdrü-
ckung gleichgeschlechtlicher Liebe aufmerksam 
zu sein. Wie der Historiker Michael Schwartz be-
tont, ist die Diskriminierungsgeschichte lesbischer 
Frauen weniger spektakulär als die der Männer, 
doch oft nicht weniger bedrückend.2

Kein Recht „auf gleichgeschlechtliche 
Betätigung“

Die Rechtsordnung, führte das Oberlandesgericht 
Braunschweig 1953 aus, sehe von einer Bestra-
fung der lesbischen Liebe durch den § 175 StGB 
ab, doch damit habe sie der Frau keineswegs 
das Recht „auf gleichgeschlechtliche Betätigung 
verliehen“3. Im Folgenden wird erkundet, wie sich 
diese Maßgabe auf Frauen auswirkte, die eine Ehe 
eingingen und Mutter wurden. In der frühen Bun-

1  Dies war der juristische Begriff, der bis 1980 galt. Im weiteren 
Forschungsbericht werden solche Fachbegriffe nicht mehr in Anfüh-
rungsstriche gesetzt, selbst wenn sie von heute aus irritierend wirken.

2  Vgl. Schwartz 2020, S. 23.

3  OLG Braunschweig, Urteil vom 02.10.1953, zitiert nach Leidinger 
2015, S. 82f.

desrepublik waren viele Frauen eine Ehe eingegan-
gen und entdeckten erst später, dass sie Frauen 
liebten und begehrten bzw. dass dies überhaupt 
eine mögliche Lebensweise war. Sie wurden, wie 
es eine von ihnen einmal ausdrückte, „Lesbe auf 
dem zweiten Bildungsweg“.4

Vielleicht hatte daher das Ehe- und Familienrecht 
weitreichendere Auswirkungen auf die Chancen 
und Grenzen lesbischen oder bisexuellen weib-
lichen Lebens als das Strafrecht. Zumindest wies 
das Ehe- und Familienrecht den Ehefrauen zwi-
schen 1900 und 1977 eine abhängige Stellung zu, 
die sie nur mit erheblichen Nachteilen oder auch 
gar nicht wieder verlassen konnten, um mit einer 
Frau zu leben. 

Das Familienrecht, das die Rechtsverhältnisse der 
Familienmitglieder untereinander regelt, ist der 
Rechtsbereich, der „am innigsten mit den Eigen-
heiten der Kultur eines Landes und ihrer speziellen 
Geschlechterordnung verknüpft ist und deshalb 
in allen Modernisierungs- und Demokratisie-
rungsprozessen eine besondere Widerständigkeit 
bewahrt. […] Die Vorrechte und Entscheidungs-
macht des Mannes wenigstens in der Familie 
waren die am längsten verteidigten Bastionen der 
traditionellen Geschlechterordnung“5. So setzten 
sich die ab 1949 unionsgeführten Bundesregie-
rungen in der frühen Bundesrepublik, wie andere 
Studien zeigen, gegen eine Gleichstellung der 
Geschlechter und für die „Normalfamilie“ ein, 
die auf einer Ehe und geschlechtlicher Arbeitstei-
lung beruhte. Dagegen formierten sich Proteste 
sowohl aus der parlamentarischen Opposition 
wie auch z. B. vom Deutschen Juristinnenbund.6 

4  Plötz 2006, S. 131. 

5  Gerhard 2011, S. 139.

6  Vgl., um aus der Fülle von Studien einige herauszugreifen: Deut-
scher Juristinnenbund 1984, Joosten 1990, Müller-List 1996, Degener 
1997, Moeller 1997, Schwab 1997, Vaupel 1999, Buske 2004, Plötz 
2005, Rahden 2005, Steinbacher 2011.

EINLEITUNG



11

Einleitung

Auseinandersetzungen um Familienpolitik 
und -recht ziehen sich durch den gesamten 
Untersuchungszeitraum.

Zu Auswirkungen des Ehe- und Familienrechts auf 
die Möglichkeit, lesbische Beziehungen einzuge-
hen, liegen bisher kaum Forschungen vor. Auch 
abseits dieses Rechtsbereichs ist allerdings die 
Geschichte lesbischen Lebens in so geringem Aus-
maß erforscht, dass kaum noch von vorhandenen 
Lücken gesprochen werden kann; vielmehr sind 
erst einzelne Bereiche, oftmals ehrenamtlich oder 
in Qualifikationsarbeiten, erforscht. 7 

Doch wer lesbisch liebt, sollte nicht gezwungen 
sein, das eigene Leben in Abhängigkeit von einem 
Ehegatten führen zu müssen. Die Chance zur Un-
abhängigkeit von einem Ehemann ist daher eine 
– wenn auch häufig unausgesprochene – Voraus-
setzung zum guten lesbischen Leben. Dazu zählt 
z. B. die Möglichkeit, wirtschaftlich sich selbst 
und ggf. die Kinder ernähren sowie ohne existen-
zielle Bedrohung und ohne einen automatischen 
Bruch im Verhältnis zu den eventuell vorhandenen 
Kindern eine Ehe beenden zu können. Deshalb 
sind rechtliche Gleichstellung, eine unabhängige 
Position im Familienrecht, die Möglichkeit der 
Ehescheidung ohne den grundsätzlichen Verlust 
der wirtschaftlichen Basis und der Kinder sowie 
die Gleichstellung in der Erwerbsarbeit bedeu-
tende Faktoren für die Möglichkeiten, lesbische 
Beziehungen einzugehen.

Mit dem vorliegenden Forschungsprojekt soll 
erkundet werden, welche Spuren des strittigen 
Sorgerechts von Müttern mit lesbischen Bezie-
hungen in Rheinland-Pfalz zu finden sind. Zu-
grundeliegende Forschungsfragen waren: Wann 
begann, wann endete ein verweigertes Sorgerecht 
für Mütter mit lesbischen Beziehungen als übliche 
juristische Praxis? Wie wurde lesbische Liebe im 
Zusammenhang mit Mutterschaft verhandelt? 
Schlugen sich Gesetzesreformen im Ehe- und 
Familienrecht in konkreten Sorgerechtsent-
scheidungen der Gerichte gegenüber Müttern 

7  Vgl. z. B. den Forschungsüberblick von Leidinger 2015, S. 23. 

mit lesbischen Beziehungen erkennbar nieder? 
Worauf nahm die Justiz in diesem Zusammenhang 
Bezug? Wie wirkte sich ein drohender Entzug des 
Sorgerechts bzw. der elterlichen Gewalt auf die 
Lebensgestaltung von Müttern mit lesbischen 
Beziehungen und auf die ihrer Kinder aus? 

Erste Erkundungen vor Beginn der Arbeit an dem 
vorliegenden Forschungsbericht zeigten, dass 
es Urteile gab, mit denen Gerichte Müttern mit 
lesbischen Beziehungen besonders im Zuge von 
Ehescheidungen ihre Kinder nahmen.8 Der vorlie-
gende Forschungsbericht konzentriert sich daher 
auf strittiges Sorgerecht bzw. strittige elterliche 
Gewalt von Müttern mit lesbischen Beziehungen 
als Scheidungsfolge. Das Recht, das die Folgen 
von Ehescheidungen regelte, ist daher für den 
vorliegenden Forschungsbericht von besonderem 
Interesse, ebenso die Anwendungen des Schei-
dungsfolgenrechts sowie deren Auswirkungen 
und Diskussionen. Ein entscheidender Paragraf 
für die Regelung des Verbleibs der Kinder nach 
einer Ehescheidung war zunächst § 74 des Ehe-
gesetzes, ab 1958 war es § 1671 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches.

Arbeitsweise und Sprache

Obschon der Schwerpunkt unserer Untersuchung 
auf dem Land Rheinland-Pfalz liegen soll, wird es 
immer wieder erforderlich sein, auch auf Spuren 
aus anderen Bundesländern Bezug zu nehmen und 
die Entwicklung in der Bundesrepublik Deutsch-
land einfließen zu lassen, um den Handlungskon-
text für unsere Schwerpunktregion angemessen 
zu beschreiben.

Der vorliegende Forschungsbericht untersucht 
nicht, auf welcher Grundlage die Kategorien der 
„Frauen“ und „Mütter“ gebildet wurden. Vielmehr 
vollzieht der Forschungsbericht nach, welche Poli-
tik, Gesetzeslage und Rechtsprechung gegenüber 
Müttern mit lesbischen Beziehungen bedeutsam 
war. In der Weise, wie Geschlechter verstanden 

8  Vgl. Plötz 2018a.
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wurden, folgt der vorliegende Forschungsbericht 
den Quellen. Es wird daher von „Frauen“ oder 
„Männern“ die Rede sein, ohne dass dies pro-
blematisiert wird, so lange dies in den Quellen 
nicht problematisiert wird. Damit soll keineswegs 
behauptet werden, dass Geschlechter nur binär zu 
verstehen seien.

Für den vorliegenden Forschungsbericht ist 
weiterhin nicht entscheidend, ob sich Mütter als 
lesbisch oder bisexuell, als Bisexuelle, Lesben oder 
Lesbierinnen oder auch überhaupt nicht in dieser 
Richtung definierten. Im Fokus steht nicht die 
Identität, sondern die Erfahrungen als (geschie-
dene) Mütter mit einer lesbischen9 Beziehung 
oder der Sehnsucht danach, eine solche Bezie-
hung einzugehen. Anhand der Quellen ist eine 
klare Zuordnung zu einer Identität ohnehin nicht 
immer möglich. Für das Erkenntnisinteresse des 
vorliegenden Forschungsberichts ist eine solche 
Zuordnung auch unerheblich. 

Bisexuelle Stimmen sind in der Alltagswelt und in 
der historischen Forschung kaum als solche sicht-
bar.10 Im vorliegenden Forschungsbericht wird 
bisexuelles Leben nicht an sich erforscht, doch es 

9  Als lesbische Beziehungen werden im vorliegenden Forschungsbe-
richt alle Beziehungen unter Frauen gefasst, die entweder von diesen 
selbst als lesbisch bzw. als homosexuell gekennzeichnet wurden 
oder aber in denen Frauen füreinander die wichtigsten erwachsenen 
Bezugspersonen mit der höchsten Priorität waren und in denen 
intime Kontakte stattfanden oder stattfinden konnten. Sexualität 
ist für die Definition nicht zwingend, denn ein Nachweis weiblicher 
Sexualität ist für viele historische Paarbindungen kaum möglich. Aus-
drücklich werden hier Lebensgemeinschaften von Frauen einbezogen, 
selbst wenn über deren sexuelles Verhältnis nichts bekannt ist. Die 
Definition von Sexualität ist in hohem Maße auf Geschlechtsverkehr 
oder ähnliche Tätigkeiten ausgerichtet und damit auf Handlungen 
unter Frauen in der Geschichte kaum anwendbar. Merkmale eines 
Frauenpaares können sein: Faszination, ausdrücklich formulierte 
Liebe, gemeinsame Entscheidungen über den Wohnort und andere 
Lebensumstände, gegenseitige Übernahme der Pflege bei Krankheit, 
Testament zugunsten der Freundin, Beständigkeit der langjährigen 
Beziehung oft bis zum Tod einer der Gefährtinnen, Kosenamen und 
Pflege der Erinnerungen nach dem Tod. Vgl. ausführlicher Schnurren-
berger 2005, S. 54f. Allerdings definiert Schnurrenberger, für solche 
Frauenpaare sei „ein sexuelles Begehren nicht für alle Frauenpaare 
nachweisbar, also ist die Kategorie ‚lesbisch‘ zu eng.“ (S. 51). Dieser 
Definition wird hier ausdrücklich nicht zugestimmt. Umgekehrt wür-
de sicherlich kaum jemand zögern, eine feste Lebensgemeinschaft 
zwischen einer Frau und einem Mann, die wie von Schnurrenberger 
charakterisiert ist, als heterosexuelle Beziehung einzuordnen. 

10  Vgl. z. B. Ritter/Voß 2019.

ist sicherlich präsent. So ist teilweise nicht ausge-
macht, ob die Mütter, um die es gehen wird, sich 
in Frauen und Männer gleichermaßen verliebten. 
Um dies sprachlich offen zu halten, wird an den 
Stellen, an denen die Quellen keine Zuordnung 
vornahmen und an denen es sprachlich ohne allzu 
umständliche Satzbildungen möglich ist, von 
Müttern mit lesbischen Beziehungen gesprochen.

Der theoretische Ansatz des vorliegenden For-
schungsberichts ist die Alltags- und Geschlech-
tergeschichte. In Hinsicht auf die Quellenlage 
bietet sich dieser induktive Zugang zum Thema 
an. Der alltagsgeschichtliche Blick ist hand-
lungsorientiert und hinsichtlich der Quellenbasis 
relativ offen. „Alltag“ meint hier nicht das ständig 
wiederkehrende Alltägliche, sondern eine Auf-
merksamkeit dafür, auf welche verschiedenen 
Weisen Menschen „ihre Situation wahrnehmen 
und sich ‚aneignen‘“11. Sich etwas anzueignen, 
bedeutet in diesem Zusammenhang, das Vorge-
fundene zu nutzen und zu variieren, da Menschen 
sich in Konfigurationen sozialer Kräftefelder 
bewegen, von denen sie geprägt werden und die 
sie ihrerseits umformen oder auf andere Weise 
aktiv mitprägen.12 Im vorliegenden Forschungs-
bericht werden daher sowohl Deutungen und 
Handlungen der Akteur*innen an Gerichten oder 
in der Gesetzgebung untersucht als auch jene 
der verheirateten bzw. geschiedenen Mütter, die 
lesbische Sehnsüchte hatten oder eine lesbische 
Beziehung eingingen. Ausgehend von einzelnen 
Fällen bzw. Aussagen ist eine Zusammenschau 
angestrebt, die generelle Hypothesenbildung er-
laubt. Dabei ist auch die Geschlechtergeschichte 
mit ihrer Betonung der grundlegenden Bedeutung 
der Geschlechter in gesellschaftlichen Ordnungen 
hilfreich. So sind z. B. Konzepte und Handlungs-
möglichkeiten in Familien keineswegs schlicht 
privat, sondern durchaus als politisch anzusehen.13

11  Lüdtke 2002, S. 22

12  Zum Begriff der Aneignung siehe auch Lüdtke 1997; außerdem 
Plötz 2005, S. 18–20.

13  Vgl. z. B. Opitz-Belakhal 2018. 
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Deutungen und Handlungen der Akteur*innen an 
Gerichten oder in der Gesetzgebung konnten sich 
stark unterscheiden. Wie Gesetze auszulegen sind, 
ist keineswegs immer eindeutig. In der Rechts-
wissenschaft und auch in der Anwendung des 
Rechts werden nicht selten verschiedene Positi-
onen vertreten. Juristische Diskussionen werden 
in Fachzeitschriften und Gesetzeskommentaren 
geführt, auch in Aufsätzen oder Monografien oder 
bei Zusammenkünften wie dem Deutschen Juri-
stentag und dem Feministischen Juristinnentag. 
Solche Diskussionen sind ein wichtiger Bestand-
teil der Rechtsanwendung. Aus solchen Diskus-
sionen kann auch eine Änderung bestehender 
Gesetze hervorgehen, wie in den Abschnitten über 
Gesetzgebungen und juristische Erörterungen zu 
beobachten sein wird.

Der vorliegende Forschungsbericht wurde aus 
einer geschichtswissenschaftlichen Perspektive 
verfasst, nicht aus einer juristischen. Das zeigt 
sich inhaltlich (z. B. am Interesse an politischen 
Auseinandersetzungen und deren Auswirkungen 
auf das Recht) wie auch formal (z. B. an den Be-
legen). Zunächst galt es, die rechtliche Situation 
allgemeinverständlich und gleichzeitig ausrei-
chend konkret zu rekonstruieren. Für Fachfremde 
ist der Versuch, juristische Begriffe zu verstehen, 
an sich bereits eine Herausforderung.14 In dem 
langen Zeitraum von 1946 bis 2001 wurden 
zudem zentrale Begriffe und Bezüge deutlich ver-
ändert. So war das, was wir heute als „Sorgerecht“ 
kennen, bis 1980 mit dem Begriff der „elterlichen 
Gewalt“ gefasst; hinter beiden Begriffen stehen 
jeweils andere Ansätze, Kinder zu betrachten. Von 
1946 bis 1958 konnten nur Väter diese elterliche 
Gewalt über ihre Kinder innehaben. Müttern war 
die Vermögenssorge und die rechtliche Vertretung 
ihrer Kinder, die ein Teil der elterlichen Gewalt 
war, verwehrt; ihnen blieb höchstens die Perso-
nensorge für ihre Kinder. Seit 1958 durften jedoch  
 

14  In einem juristischen Wörterbuch für Studium und Ausbildung 
heißt es z. B.: „Juristen haben eine besondere, von der allgemeinen 
Sprache verschiedene Fachsprache. Sie zu verstehen, ist nicht immer 
leicht. […] Die Vermittlung des Fachwortschatzes ist ein wesentli-
ches Ziel der juristischen Ausbildung.“ Köbler 2003, S. V.

auch verheiratete und geschiedene Mütter die 
volle elterliche Gewalt ausüben. 

Im Rahmen einer Ehescheidung regelten Gerichte 
bis 1998 generell, ob Kinder zukünftig bei ihren 
Vätern oder Müttern lebten bzw. ob Väter und/
oder Mütter die Kinder rechtlich vertraten. Dies 
geschah im Namen des „Kindeswohls“. Das Kin-
deswohl ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, also 
nicht von Gesetzes wegen definiert. Allerdings 
legte der Staat im Laufe der Jahrzehnte verschie-
dene Kriterien fest, nach denen das Kindeswohl zu 
deuten war.15 Besonders seit 1977, als mit dem re-
formierten Ehe- und Familienrecht feste Kriterien 
für die Entscheidung über das Sorgerecht entfie-
len, musste und muss das Kindeswohl in jedem 
einzelnen Prozess konkret ausgelegt werden.16 
Dies gewährte den Gerichten bei jeder Entschei-
dung einen großen Ermessensspielraum.  

Die juristische Diskussion war sich nicht einig, 
wie es sprachlich zu fassen ist, wenn Mütter oder 
Väter im Rahmen einer Scheidung als nicht mehr 
zuständig für Entscheidungen und Alltag ihrer 
Kinder erklärt wurden. Wurde das Sorgerecht der 
Mutter oder dem Vater übertragen? Oder ihnen 
entzogen?17 Beide und andere Formulierungen 
wurden genutzt. Das ist keineswegs die einzige 
sprachliche Herausforderung. Etliche Begriffe und 
Denkmuster, die im vorliegenden Forschungsbe-
richt vorgestellt werden, sind implizit oder gar 
ausdrücklich abwertend. Dennoch werden sie bei 
Zusammenfassungen und indirekten Zitaten häu-
fig aufgenommen und dabei nicht in distanzieren-
de Anführungsstriche gesetzt, da die Denkweisen 
sichtbar gehalten werden sollen.

In der juristischen Debatte war, wie auch in Ge-
setzestexten, häufig von „Ehepartnern“ die Rede, 
womit sowohl Ehefrauen als auch Ehemänner ge-
meint waren. Die allgemeine männliche Sprach-
form, das generische Maskulinum, macht es nicht 
leicht zu entdecken, auf welches Geschlecht sich 

15  Vgl. Wapler 2015a, S. 27.

16  Vgl. z. B. Coester 1983, S. 365. 

17  Vgl. z. B. Köhler 2006, S. 183.
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die Formulierungen konkret bezogen. Die For-
mulierung „Elternteile“ wiederum wirkt zunächst 
neutral, legt aber nahe, dass es sich um gleich 
wichtige Teile eines Ganzen handelt und ist 
daher nicht immer angemessen. Im vorliegenden 
Forschungsbericht werden solche sprachlichen 
Floskeln zwar referiert, doch ansonsten möglichst 
konkretisiert.

Ab den 1970er Jahren kam der Begriff der „Lesbe“ 
auf, dazu auch „Lesbischsein“. In den Jahrzehnten 
zuvor hieß es eher, wenn überhaupt ein Begriff 
verwendet wurde, „Lesbierin“ oder „Homose-
xuelle“. In der folgenden Darstellung werden 
die jeweils zeitgenössischen Begriffe oder aber 
allgemeinere Formulierungen wie „lesbische 
Beziehungen“ genutzt. Allerdings blieb häufig eine 
sprachliche Leerstelle, wenn lesbische Bezie-
hungen gemeint waren. Selbst in Erinnerungen, 
die in der Gegenwart entstehen, wird teilweise 
das lesbische Empfinden nicht ausgesprochen. 
Vielfach heißt es unbestimmt, „das“ oder „es“ sei 
z. B. im Sorgerechtsstreit ein Problem gewesen. 

Spurensuche

Die Suche nach aussagekräftigen Quellen wurde 
zu einer erheblichen Herausforderung. Der größte 
Teil staatlicher Akten kann bekanntlich nicht 
aufbewahrt werden und wird vernichtet. Was 
Archive aufbewahren, hängt mit dominierenden 
Erkenntnisinteressen zum Zeitpunkt der Auswahl-
entscheidung zusammen.18 Im Grunde spiegeln 
die Bestände und die Verschlagwortungen in 
Archiven die Denkweisen der Zeiten, in denen die 
Sammlungen angelegt und geführt wurden, sowie 
die angeeigneten Anforderungen der Geschichts-
schreibung. In der Online- Beständeübersicht 
des Landeshauptarchivs Koblenz ergibt daher der 
Suchbegriff „weibliche Homosexualität“ keinen 
einzigen Treffer.

Eine Möglichkeit, aussagekräftige Quellen zu 
finden, ist die komplette Durchsuchung ganzer 

18  Vgl. z. B. Haas 2019.

Aktenbestände z. B. von Jugendämtern oder 
Vormundschaftsgerichten. Für das Landes-
hauptarchiv ergaben eine Recherche wie auch 
Gespräche vor Ort, dass dies wenig ertragreich 
wäre.19 Eine andere Möglichkeit, aussagekräftige 
Dokumente einzusehen, sind Tipps von Mitarbei-
tenden der Archive, bisher kaum beachtete oder 
noch nicht katalogisierte Aktenmengen zu nutzen. 
Für den vorliegenden Forschungsbericht war dies 
im Landeshauptarchiv, anders als beim vorigen 
Forschungsprojekt zur Verfolgung und Diskrimi-
nierung homosexueller Männer und Frauen in 
Rheinland-Pfalz, leider nicht ergiebig.20

Auch regionale und kommunale Archive in Rhein-
land-Pfalz konnten nicht mit Hinweisen in ihren 
Beständen dienen. Aus den meisten Archiven 
kamen auf eine entsprechende Anfrage bedau-
ernde Antworten. Einige Archive antworteten, sie 
hätten keine Dokumente zum Thema bzw. keine 
Hinweise auf das Thema.21 Einige Archive waren 
freundlicherweise so hilfsbereit, in ihren Bestän-
den zu suchen, konnten aber keine Unterlagen 
oder Hinweise zum Thema finden. Das Kreisarchiv 
Altenkirchen konnte aus den wenigen vorlie-
genden in Betracht kommenden Akten sowie aus 
Dokumenten privater Natur keinerlei Hinweis 
auf entsprechende Sorgerechtsentzüge ausfindig 

19  Insgesamt stellte sich heraus, dass große Dokumentenmengen 
mit geringer Erfolgsaussicht durchgesehen werden müssten. Vom 
Landesamt für Jugend und Soziales Rheinland-Pfalz sind z. B. rd. 
15 Regalmeter vorhanden, in denen eventuell Einzelfälle von der 
elterlichen Gewalt bzw. vom Sorgerecht von Müttern mit lesbischen 
Beziehungen handeln. Unterlagen der Jugendämter seien oft über 
Kommunalarchive zu finden. (Gespräch mit Landeshauptarchiv am 
11.06.2018). 

20  Gespräch mit dem Landeshauptarchiv im Dezember 2018 sowie 
Mail an Verfasserin vom 14.12.2018, in der es heißt, trotz intensiver 
Recherchen sowohl in erschlossenen als auch unerschlossenen 
Unterlagen habe man leider keine einschlägigen Unterlagen zur 
Fragestellung ermitteln können.

21  Vgl. Stadtarchiv Alzey, Auskunft vom 17.01.2019; Stadtarchiv 
Bingen am Rhein, Auskunft vom 15.01.2019; Stadtarchiv Bad 
Dürkheim, Auskunft vom 14.01.2019; Eifelarchiv, Mayen, Auskunft 
vom 15.01.2019; Verbandsgemeindearchiv - Stadtarchiv - Kur- und 
Stadtmuseum Bad Ems, Auskunft vom 12.01.2019; Stadtarchiv Kirn, 
Auskunft vom 16.01.2019; Verbandsgemeindearchiv Lingenfeld, 
Auskunft vom 15.01.2019; Stadtarchiv Linz am Rhein, Auskunft vom 
14.01.2019; Stadtarchiv Mainz, Auskunft vom 17.01.2019; Kreisarchiv 
Trier-Saarburg, Auskunft vom 16.01.2019. 
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machen.22 Das Kreisarchiv Bernkastel-Wittlich 
bedauerte, dass an Aktenmaterial bisher noch 
nichts zum Forschungsthema aufgetaucht sei.23 
Das Stadtarchiv Frankenthal (Pfalz) antwortete, es 
habe keinerlei für das Forschungsprojekt rele-
vante Aufzeichnungen, und nach Rücksprache mit 
den am längsten beschäftigten Kollegen sei kein 
einziger Fall bekannt.24 Das Stadtarchiv Kaisers-
lautern fand nach ausführlicher Prüfung der Be-
stände keinerlei Hinweis auf lesbische Frauen oder 
deren Sorgerechtsangelegenheiten.25 Im Stadt-
archiv Montabaur ergaben sich nach internen 
Recherchen und einem Telefonat mit dem lokalen 
Jugendamt keine Hinweise.26 Eine hausinterne 
Rückfrage im Stadtarchiv Speyer war nicht ergie-
big; eine Kollegin im zuständigen Jugendamt teilte 
mit, dass sie weder in der jüngeren noch älteren 
Vergangenheit mit Fällen zu tun gehabt habe, bei 
denen Mütter um das Sorgerecht für ihre Kin-
der hätten fürchten müssen, wenn sie lesbische 
Beziehungen führten.27 Das Stadtarchiv Ludwigs-
hafen teilte mit, zum Thema Jugendfürsorge/
Vormundschaft hebe es nur eine geringe Anzahl 
von Einzelfallakten auf, sodass eine Recherche 
wahrscheinlich wenig erfolgversprechend wäre.28 
Eine Recherchereise nach Ludwigshafen bestätigte 
den Eindruck, dass die vorhandenen Akten für das 
Forschungsthema nicht aussagekräftig sind.

22  Kreisarchiv Altenkirchen, Auskunft vom 05.02.2019.

23  Kreisarchiv Bernkastel-Wittlich, Auskunft vom 21.01.2019.

24  Stadtarchiv Frankenthal, Pfalz, Auskunft vom 17.01.2019.

25  Stadtarchiv Kaiserslautern, Auskunft vom 17.01.2019.

26  Stadtarchiv Montabaur, Auskunft vom 14.01.2019.

27  Stadtarchiv Speyer, Auskunft vom 12.06.2019.

28  Stadtarchiv Ludwigshafen, Auskunft vom 23.01.2019. Einige Ar-
chive hatten bereits bei der Anfrage 2015 zum vorigen Forschungsbe-
richt geantwortet, sie hätten keine Unterlagen über lesbische Frauen; 
dies waren Kreisarchiv des Eifelkreises Bitburg-Prüm, Stadtarchive 
Idar-Oberstein, Lahnstein, Neustadt an der Weinstraße und Pirma-
sens. Es antworteten nicht Kreisarchiv Ahrweiler, Stadtarchiv Bad 
Kreuznach, Kommunalarchiv der Verbandsgemeinde Dierdorf, Kreis-
verwaltung Donnersbergkreis, Stadtarchiv Germersheim, Kreisarchiv 
Kaiserslautern, Stadtarchiv Koblenz, Kreisarchiv Kusel, Stadtarchiv 
Landau, Stadtarchiv Mayen, Kreisarchiv Rhein-Hunsrück, Archiv der 
Kreisverwaltung Südliche Weinstraße, Stadtarchiv Trier, Stadtarchiv 
Worms, Archiv/Museum Zweibrücken.

Über das Archiv des Landtags war ebenfalls kein 
breiter Einstieg in das Thema möglich. In den 
Registern der stenographischen Berichte über die 
Sitzungen des Landtags ab 1947 war kein Hinweis 
zu finden, dass dort jemals über Frauen- oder 
Mutterfamilien gesprochen worden wäre. Auch 
waren „Lesbierin“ und „Homosexualität“ bzw. 
verwandte Begriffe keine weiterführenden Stich-
worte. Nicht einmal in den Protokollen des ersten 
Landtags finden sich Hinweise auf „unvollstän-
dige“ Familien (in denen der Ehemann und Vater 
„fehlte“, obschon dies damals als Kriegsfolge 
weit verbreitet war), Frauenpaare oder auch nur 
den demographischen „Frauenüberschuss“. Auf 
Bundesebene war dies anders. Bereits in seiner 
ersten Regierungserklärung sprach Bundeskanzler 
Konrad Adenauer (CDU) vom „Frauenüberschuß“ 
als einem Problem, „das unsere Beachtung 
verdient.“29 Daher ist für Rheinland-Pfalz von 
einer auffälligen Leerstelle auszugehen. 

Weiterhin wurden die Amtsgerichte in Rheinland-
Pfalz angeschrieben und gefragt, ob ihnen Ver-
fahren bekannt seien, in denen Mütter wegen 
lesbischer Lebensweise das Sorgerecht nicht 
zugesprochen wurde. In keinem Gericht war ein 
solches Verfahren bekannt. Die Amtsgerichte 
Bernkastel-Kues, Bingen a. R., Daun, Bad Dürk-
heim, St. Goar, Hermeskeil, Mayen, Mainz, Bad 
Neuenahr-Ahrweiler, Sinzig und Wittlich antwor-
teten, solche Entscheidungen seien dort nicht 
bekannt.30 Andere Gerichte schrieben zudem, 
sie hätten Richter*innen befragt; entsprechende 
Verfahren waren jedoch nicht erinnerlich in An-
dernach, Cochem, Kandel, Prüm, Simmern/Huns-

29  Regierungserklärung vom 20.09.1949 in Behn 1971, S. 23.

30  Brief Amtsgericht Bernkastel-Kues vom 23.01.2020 an Verfas-
serin, Brief Amtsgericht Bingen a. R. vom 03.02.2020 an Verfasse-
rin, Brief Amtsgericht Daun vom 24.01.2020 an Verfasserin, Brief 
Amtsgericht Bad Dürkheim vom 29.01.2020 an Verfasserin, Brief 
Amtsgericht St. Goar vom 30.01.2020 an Verfasserin, Brief Amtsge-
richt Hermeskeil vom 24.01.2020 an Verfasserin, Brief Amtsgericht 
Mayen vom 24.01.2020 an Verfasserin, Mail Amtsgericht Mainz 
vom 05.02.2020 an Verfasserin, Mail Amtsgericht Bad Neuenahr-
Ahrweiler vom 23.01.2020 an Verfasserin, Mail Amtsgericht Sinzig 
vom 27.01.2020 an Verfasserin, Brief Amtsgericht Wittlich vom 
11.02.2020 an Verfasserin.
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rück und Trier.31 Der Direktor des Amtsgerichts 
Grünstadt antwortete, er habe in seiner Tätigkeit 
als Familienrichter ab 2003 in Ludwigshafen und 
Grünstadt keinen einzigen Fall gehabt, „in dem die 
Frage der sexuellen Orientierung eines Elternteils 
unter dem Gesichtspunkt der Erziehungsgeeignet-
heit überhaupt nur aufgeworfen worden wäre.“32 
Ihm und seiner Kollegin seien auch sonst derar-
tige Fälle nicht bekannt. Damit zeigte die Nach-
frage der Amtsgerichte unter den amtierenden 
Richter*innen keinen Hinweis auf einen Fall, in 
dem die lesbische Lebensweise Einfluss auf eine 
Sorgerechtsentscheidung gehabt hätte. 

Die Anfrage könne nicht beantwortet werden, 
weil für eine Recherche personelle Kapazitäten 
fehlten, antwortete das Gericht in Altenkirchen.33 
Das Oberlandesgericht Zweibrücken antwor-
tete ähnlich und führte dazu aus, es „kann eine 
Sichtung der Vielzahl aller bei den Amtsgerichten 
verwahrten Akten durch Justizmitarbeiter nicht 
mit vertretbarem Aufwand durchgeführt werden. 
Ich gehe davon aus, dass bei jedem einzelnen 
Gericht eine volle Arbeitskraft über mehrere Tage, 
wenn nicht sogar Wochen, gebunden wäre. Hinzu 
kommt, dass sich Ihre Frage nach einer Benach-
teiligung lesbischer Mütter verlässlich nur anhand 
einer Auswertung der Entscheidungsbegründung 
bzw. weiterer Unterlagen beantworten ließe, was 
den Aufwand nochmals über eine schnelle Durch-
sicht hinaus erhöht.“34 

Damit beschrieb das Oberlandesgericht Zweibrü-
cken plastisch den Aufwand, der mit einer Re-
cherche in Akten auch nur eines einzigen Fami-
liengerichts verbunden ist. Für den vorliegenden 
Forschungsbericht wurde von diesem Aufwand 

31  Brief Amtsgericht Andernach vom 27.01.2020 an Verfasserin, 
Brief Amtsgericht Cochem vom 24.01.2020 an Verfasserin, Brief 
Amtsgericht Kandel vom 04.02.2020 an Verfasserin, Mail Amtsge-
richt Prüm vom 28.01.2020 an Verfasserin, Mail Amtsgericht Sim-
mern/Hunsrück vom 03.02.2020 an Verfasserin, Mail Amtsgericht 
Trier vom 17.02.2020 an Verfasserin.

32  Mail Amtsgericht Grünstadt vom 06.02.2020 an Verfasserin.

33  Brief Amtsgericht Altenkirchen vom 19.02.2020 an Verfasserin.

34  Brief Oberlandesgericht Zweibrücken vom 29.01.2020 an 
Verfasserin.

abgesehen. Die Recherche in mehreren Gerichten 
in Rheinland-Pfalz hätte einen allzu großen Ein-
satz von Ressourcen bedeutet. Doch auch die  
Bestände des Bundesarchivs Koblenz führten nicht 
weiter.35

Ähnlich lässt sich das Ergebnis einer anderen 
Suchrichtung zusammenfassen. Damit sollten 
mögliche Selbsttötungen im Zusammenhang mit 
dem Sorgerecht erkundet werden. Aus vorigen 
Forschungen ist bekannt, dass manche Frauen mit 
lesbischen Beziehungen unter erfahrener Diskri-
minierung so stark litten, dass sie ihr Leben been-
den wollten bzw. ihr Leben beendet haben.36 Vor 
diesem Hintergrund wurde die Staatsanwaltschaft 
Koblenz angeschrieben und darum gebeten, dass 
der Verfasserin ermöglicht wird, stichprobenartig 
möglicherweise noch vorhandene Dokumente 
einzusehen. Der Leitende Oberstaatsanwalt ant-
wortete, es seien noch Todesermittlungen vorhan-
den, doch seien dies jährlich etwa 1000 Fälle, die 
zudem in einem Außenlager untergebracht seien. 
Dort müssten die Akten herausgesucht und nach 
Einsicht wieder eingelagert werden. Der Aufwand, 
die Akten bereitzustellen, wäre so erheblich, dass 
er nicht zu leisten sei.37 

Ergiebiger waren Archive, die mit sozialen Bewe-
gungen verbunden sind, denn dort waren zeitge-
nössische Berichte und Dokumente sowie Briefe 
zum Thema zu finden. Im Laufe der Recherchen 
stellte sich weiterhin heraus, dass offenbar meh-
rere Diplomarbeiten zum Thema lesbische Mütter 
geschrieben wurden, vor allem im Bereich Soziale 
Arbeit. Über die Hochschulen sind diese Arbeiten 
jedoch nicht zu erhalten,38 auch nicht über die Fe-

35  Das Bundesarchiv war wegen Bundesfamilienminister Franz-Josef 
Wuermeling interessant (siehe Kapitel 1), gab mir 2018 jedoch die 
Auskunft, dass sich im Bundesarchiv zum Thema kaum etwas finden 
lassen werde. Erschwert ist dies dadurch, dass das Bundesarchiv 
keine Schlagworte vergibt, sondern nur die Aktentitel der Ministerien 
etc. übernimmt.

36  Vgl. Plötz/Steinle 2017.

37  Mail vom Leitenden Oberstaatsanwalt Koblenz an Verfasserin des 
vorliegenden Forschungsberichts vom 05.04.2019. 

38  Die Hochschulen archivieren Diplomarbeiten und andere Studie-
nabschlussarbeiten nur für wenige Jahre. Auskunft der Bibliothek der 
Hochschule Koblenz vom 16.09.2019.
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ministische Bibliothek Mainz und über die Landes-
konferenz der Hochschulfrauen Rheinland-Pfalz.39  

Um Zeitzeug*innen zu finden, wurde das Projekt 
auf verschiedenen Wegen bekannt gemacht, u. a. 
über eine Projekt-Website (https://sorgerecht-
lesbischer-muetter.de/). Zusammen mit dem 
Dachverband Lesben und Alter wurden für 2018 
Workshops geplant, die jedoch wegen zu geringer 
Anmeldungen nicht stattfanden. Die Verfasse-
rin des vorliegenden Forschungsberichts hielt 
mehrere Vorträge40 und war 2018 und 2019 bei 
den bundesweiten Lesbenfrühlingstreffen mit 
Workshops präsent sowie in 2019 auf Christo-
pher-Street-Veranstaltungen in Trier, Mainz und 
Koblenz sichtbar, um Zeitzeug*innen zu finden. 
Artikel erschienen,41 Facebook wurde genutzt. 
Auch bei nicht-queeren Veranstaltungen wie 
beim Tag der Offenen Tür im Kreishaus Bad Ems 
am 17.08.2019 war die Verfasserin präsent, legte 
Postkarten zum Projekt aus und sprach Gruppie-
rungen wie den Landfrauenverband an. Tageszei-
tungen und Radiosender griffen das Thema auf.42

39  Ein Aufruf an die Landeskonferenz vom 17.09.2019, der freund-
licherweise von Yvonne Wilke, Leiterin des Gleichstellungsbüros 
der Hochschule Koblenz, weitergeleitet wurde, erbrachte keine 
konkreten Hinweise.

40  Zu verschiedenen Themen, doch mit einem Anruf an 
Zeitzeug*innen verbunden, z. B. beim Landesweiten Runden Tisch 
im Rahmen des Landesaktionsplans „Rheinland-Pfalz unterm 
Regenbogen“ 2018 am 05.09.2018; außerdem am 10.08.2018 und 
05.07.2019 in Koblenz, beim Kölner CSD am 01.07., bei LSVD Köln 
am 05.07.2018.

41  Z. B: „Bloß nicht mehr auffallen“ in Siegessäule 4/2018, S. 14f. 
„Vergessenes Unrecht“, L-Mag März/April 2020, S. 16f. 

42  Z. B. Der Mantel des Schweigens wird gelüftet, Allgemeine 
Zeitung Mainz vom 11.01.2018. Pfälzischer Merkur vom 12.01.2018: 
Deutsche Gerichte nahmen einst lesbischen Müttern die Kinder weg. 
https://www.pfaelzischer-merkur.de/region/deutsche-gerichte-
nahmen-einst-lesbischen-muettern-die-kinder-weg_aid-7042793; 
abgerufen am 20.03.2018. Welt vom 10.01.2018: Noch in den 90ern 
verloren lesbische Mütter das Sorgerecht. https://www.welt.de/
geschichte/article172342176/Sozialgeschichte-Noch-in-den-90ern-
verloren-lesbische-Muetter-das-Sorgerecht.html, abgerufen am 
20.03.2018. SWR am 10.01.2018: Lesbischen Müttern wurden die 
Kinder entzogen. https://www.swr.de/swraktuell/rp/diskriminierung-
homosexueller-in-rheinland-pfalz-lesbischen-muettern-wurden-die-
kinder-entzogen/-/id=1682/did=20947500/nid=1682/i7h2ss/index.
html, abgerufen am 20.03.2018. WDR 5 am 20.01.2020: Lesbische 
Beziehungen in der Rechtsprechung (im Rahmen von Neugier genügt 
– Redezeit).

Aufrufe über den Deutschen Juristinnenbund 
und den Feministischen Juristinnentag in 2019 
erbrachten keine Resonanz. Keine der Juristinnen, 
die für das Forschungsprojekt Auskunft gaben, 
kannte eine schwerpunktmäßig im Familienrecht 
tätige Rechtsanwältin in Rheinland-Pfalz, die sich 
im Untersuchungszeitraum (1946–2000) sach-
kundig und engagiert für die Rechte von Müttern 
mit lesbischen Beziehungen einsetzte. Das ver-
weist vor allem darauf, dass solche Anwältinnen 
in Rheinland-Pfalz nicht bundesweit vernetzt sind. 
Auch in juristischen Datenbanken ist kaum etwas 
über das strittige Sorgerecht wegen lesbischer 
Beziehungen zu erfahren. So brachte eine entspre-
chende Suche in der Datenbank der Zeitschrift 
Der Deutsche Rechtspfleger kein Ergebnis.43 Auch 
die Datenbank Juris verwies auf keinen einzigen 
Fall von strittigem Sorgerecht einer Mutter mit 
einer lesbischen Beziehung in Rheinland-Pfalz,44 
ebenso die Datenbank der führenden Fachzeit-
schrift FamRZ (Zeitschrift für das gesamte Famili-
enrecht) ab 1986.45

Alles in allem war die Spurensuche für den vor-
liegenden Forschungsbericht somit eine Heraus-
forderung, die selbst im Vergleich zu anderen 
Erforschungen der Geschichte lesbischer Liebe im 
20. Jahrhundert als problematisch heraussticht. 
Durch eine flexible und ausdauernde Suche in 
sehr verschiedenen Bereichen konnte schließlich 
jedoch Material zusammengetragen werden, 
das in der Summe tiefe Einblicke in die strittige 
elterliche Gewalt bzw. das strittige Sorgerecht 
von Müttern mit lesbischen Beziehungen ermög-
licht. So waren z. B. Gesetzeskommentare eine 
wichtige Quelle. Konktakte zu Zeitzeug*innen 
konnten bei Veranstaltungen zu anderen Themen 
geknüpft werden, wurden im Laufe der Zeit per 
Schneeballsystem vermittelt und entstanden über 
Plattformen wie Facebook. Die Förderung durch 

43  Vgl. Rpfleger Datenbank, Version 8.0, 2015. 

44  Juris verweist allerdings auf verschiedene Beiträge in der 
Zeitschrift FamRZ und in der Zeitschrift Streit, von denen die bis 
2000 erschienen Beiträge für den vorliegenden Forschungsbericht 
gesichtet wurden.

45  Vgl. FamRZ Datenbank, Version 7.0, 2011. Die FamRZ bezeichnet 
Hinz 2014, S. 203, als führende Fachzeitschrift.
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https://www.swr.de/swraktuell/rp/diskriminierung-homosexueller-in-rheinland-pfalz-lesbischen-muettern-wurden-die-kinder-entzogen/-/id=1682/did=20947500/nid=1682/i7h2ss/index.html
https://www.swr.de/swraktuell/rp/diskriminierung-homosexueller-in-rheinland-pfalz-lesbischen-muettern-wurden-die-kinder-entzogen/-/id=1682/did=20947500/nid=1682/i7h2ss/index.html
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das Land Rheinland-Pfalz machte es möglich, 
die notwendigen zeitlichen Ressourcen für diese 
Spurensuche einzusetzen. 

Im vorliegenden Forschungsbericht werden be-
wusst längere Passagen aus schriftlichen Quellen 
wie auch aus Interviews zitiert. Damit sollen die 
handelnden Personen, ihre Deutungen und Hal-
tungen über ihre Redeweisen sichtbar werden.46 
Der Beleg für diese Quellen findet sich jeweils am 
Ende der zusammengehörenden direkten oder 
indirekten Zitate. Auf diese Weise soll die Anzahl 
der Fußnoten geringgehalten werden. Generell 
sind in Zitaten die alte Rechtschreibung sowie 
Rechtschreib- und Grammatikfehler belassen 
worden, ohne dies einzeln zu kennzeichnen. 

Die Interviews wurden methodisch als „Problem-
zentrierte“ Interviews47 geführt. In einigen schrift-
lichen Quellen und vor allem bei der Wiedergabe 
von Interviewpassagen wurde für den vorlie-
genden Forschungsbericht vieles anonymisiert. 
Bei den Interviewten geschah dies je nach Wunsch 
der interviewten Personen, bei den schriftlichen 
Quellen ergab es sich aus dem Zusammenhang. 
Manche Familien- oder Vornamen sind daher als 
„X“ angeführt. Teilweise ist auch aus konkreten 
Ortsnahmen der Name der Region geworden, um 
gewünschte Anonymität optimal zu gewährlei-
sten. Vornamen der Kinder oder der Ex-Männer 
wurden durch vagere Begriffe wie „mein Ex-Mann“ 
oder „mein Kind“ ersetzt. Dies basiert auf einer 
generellen Entscheidung und wird daher nicht ein-
zeln kenntlich gemacht. Zudem sind die zitierten 
Interviewpassagen sprachlich an Schriftsprache 
angeglichen. Wiederholungen, abgebrochene Sät-
ze etc. gingen in die Auswertung ein, sind im vor-
liegenden Forschungsbericht der besseren Lesbar-
keit wegen jedoch nicht abgebildet. Auch wurden 
Passagen, die inhaltlich aneinander anschlossen, 

46  Sehr anregend ist Alf Lüdtkes Empfehlung, durch lange Mate-
rialstücke das Mäandern bzw. die Beweglichkeit der Akteur*innen 
sichtbar zu machen; vgl. Lüdtke 1997, S. 89. Allerdings war es den 
Interviewten überwiegend nicht recht, dass wortgetreue Transkripti-
onen verwendet werden. 

47  Vgl. Witzel 1996. Dieser Ansatz eignet sich für Probleme wie auch 
für Themen.

zueinander gruppiert. Den Interviewten wurde 
der so entstandene Text zugeschickt, so dass sie 
ggf. erklären konnten, sie hätten Details anders 
gemeint oder würden sich anders ausdrücken. 

Aufbau

Die vorliegende Arbeit ist so gegliedert, dass der 
lange Untersuchungszeitraum in zeitliche Phasen 
entlang grundlegender gesetzlicher Verände-
rungen bezüglich des Forschungsthemas aufge-
teilt wurde. Alle Kapitel sind gleich aufgebaut, 
um Querlesen und Vergleiche zu erleichtern. In 
jedem Kapitel wird zunächst die Rechtsentwick-
lung vorgestellt, wobei Bundespolitik wegen der 
Gesetzgebungskompetenz dieser Politikebene 
einbezogen ist. Interessant ist bei der Bundespoli-
tik nicht lediglich die Verabschiedung von Geset-
zen, sondern auch Debatten darum. Das Ehe- und 
Familienrecht war, wie zu zeigen sein wird, ein 
Feld heftiger politischer Auseinandersetzungen. 
Beiträge aus Rheinland-Pfalz zur Bundespolitik 
sind hier von besonderem Interesse. 

In den Kapiteln folgen auf Gesetzgebung und 
zugehörige Debatten die oben angesprochenen 
alltagsgeschichtlichen „Aneignungen“ des 
Rechts – wie wurde das Recht angewandt, welche 
Unterschiede sind festzustellen, welche Folgen 
hatte das für Betroffene? In diesen Abschnitten 
wird auf die Landesregierungen geblickt, eben-
so auf Jugendämter und Medien sowie Studien 
und soziale Bewegungen. Darauf folgen Quellen 
zum strittigen Sorgerecht einzelner Mütter. Dort 
finden sich zeitgenössische Berichte wie auch 
Interviews, die überwiegend für den vorliegenden 
Forschungsbericht geführt wurden. Diese Quel-
len sind chronologisch entlang des Zeitraums, 
von dem sie erzählen, geordnet. Jedes Kapitel 
schließt mit einer Zusammenfassung ab. Der 
Forschungszeitraum endet mit dem Jahr 2000. 
In den Abschließenden Bemerkungen werden die 
empirischen Ergebnisse schließlich gewertet; auch 
werden Thesen formuliert und Überlegungen zu 
weiterer Forschung angestellt.
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Dank

Die vorliegende Arbeit hätte ohne die Unterstüt-
zung zahlreicher Personen und Einrichtungen 
nicht durchgeführt werden können. Ihnen allen 
gebührt mein aufrichtiger Dank. Zuerst ist das 
Land Rheinland-Pfalz zu nennen, das den For-
schungsauftrag erteilt hat und damit wissen-
schaftliches sowie forschungspolitisches Neuland 
zu betreten hilft – übrigens nicht nur für die 
eigene Region, sondern bundesweit. Auch möchte 
ich dem Institut für Zeitgeschichte München-
Berlin, namentlich dem Projektleiter Prof. Mi-
chael Schwartz, für die anregende und sehr gute 
Zusammenarbeit danken. Die Bundesstiftung 
Magnus Hirschfeld begleitete diese Forschung als 
weitere Projektleitung mit wichtigen Anregungen 
in sehr guter Zusammenarbeit; nicht zuletzt mit 
Hinweisen auf Interviews im Archiv der anderen 
Erinnerungen. Auch dafür vielen Dank. 

QueerNet Rheinland-Pfalz e. V., besonders 
Joachim Schulte, unterstützte die Forschung 
ebenfalls von Beginn an. In diversen Archiven traf 
ich Personen, die hilfsbereit waren und bei denen 
ich mich ebenfalls herzlich bedanken möchte: 
Archiv Grünes Gedächtnis Berlin, Bundesarchiv 
in Koblenz, Frauenarchiv ausZeiten in Bochum, 
Frauenarchiv Koblenz, FrauenMediaTurm Köln, Fe-
ministisches Archiv FFBIZ in Berlin, Landeshaupt-
archiv Koblenz, Parlamentsdokumentation und 
Archiv des Landtags Rheinland-Pfalz, Parlaments-
dokumentation Deutscher Bundestag, Schwules 
Museum Berlin, Spinnboden Lesbenarchiv und 
Bibliothek Berlin, die Stadtarchive von Ludwigsha-
fen und Wiesbaden, Archiv der taz in Berlin sowie 
Archiv des ZDF in Mainz,. Auch die Deutsche 
Nationalbibliothek, Frankfurt/Main, war hilfsbe-
reit. Das Frauenzentrum Mainz und der Deutsche 
Juristinnen Bund erlaubten mir eine Recherche 
vor Ort. Das Statistische Landesamt Bad Ems half 
bei der Suche nach relevanten Statistiken. Das 
Gleichstellungsbüro der Stadt Koblenz sendete 
meine Anfrage nach Zeitzeug*innen weiter, eben-
so der Landfrauenbund, der Lesbenring und der 
Dachverband Lesben und Alter. Mit dem Dachver-
band Lesben und Alter organisierte ich Workshops 

zum Thema. Ihnen allen vielen Dank. Den Gerich-
ten in Rheinland-Pfalz, die mir auf meine Anfra-
ge antworteten, danke ich ebenfalls; auch der 
Staatsanwaltschaft Koblenz für ihre Mühe. Karin 
Wallner danke ich für ihre engagierte Gestaltung 
der Projekt-Website (Sorgerecht-lesbischer-
muetter.de), Prof. Friederike Wapler und Theresa 
Richartz für ein anregendes Gespräch, ebenso 
danke ich für Anregungen den Anwesenden bei 
einem Workshop des MOM-Projekts48 2019 in 
Göttingen und einer Tagung 2018 in Regenburg 
über die Reform des Familienrechts von 1976 
sowie den Anwesenden des Fachtags im Bundes-
tag am 17. Januar 2020. Mein Dank geht auch an 
Dr. Claudia Schoppmann und Dr. Ilse Kokula sowie 
an den Frauennotruf Simmern/Hunsrück für ihre 
Auskünfte. Über den Fachverband Homosexua-
lität und Geschichte und vom Centrum Schwule 
Geschichte erhielt ich einige Hinweise, zudem 
von Christine Schäfer vom Forum Queeres Archiv 
München und vom Historiker Karl-Heinz Stein-
le sowie von den Rechtsanwältinnen Michaela 
Verweyen und Irene Schmitt, auch vom Juristen 
David Profit. Ihnen danke ich herzlich, wie auch 
Gabriele Kessemeier für Material, Recherche und 
Erinnerungen sowie Dr. Christian Alexander Wäld-
ner für Recherche.  
Julia Aron begleitete die Entstehung der Arbeit 
mit ermutigendem Interesse; ganz herzlichen 
Dank dafür. Dank auch an alle, die ungenannt 
bleiben wollen und bei der Recherche halfen. 
Schließlich gilt mein großer Dank allen, die ein 
Interview gaben oder mir Dokumente überließen. 

Ganz besonders danke ich der Mutter aus Mainz, 
die als erste den Mut zu einem Interview auf-
brachte und mit ihrer Schilderung sozusagen den 
Stein ins Rollen brachte.

48  Macht und Ohnmacht der Mutterschaft. Die geschlechterdiffe-
rente Regulierung von Elternschaft im Recht, ihre Legitimation und 
Kritik aus gendertheoretischer Sicht. Stiftung Universität Hildesheim 
und Georg-August-Universität Göttingen. Theresa Richartz lud mich 
freundlicherweise zum Workshop ein tauschte sich zuvor telefonisch 
mit mir aus. 

http://Sorgerecht-lesbischer-muetter.de
http://Sorgerecht-lesbischer-muetter.de
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Intensiv wurde während der ersten Nachkriegs-
jahre in Politik und Medien über Frauen- bzw. 
Mutterfamilien, bestehend aus Müttern mit ihren 
Kindern, und damit über „unvollständige“ Fami-
lien debattiert, auch über die Krise der Familie, 
über hohe Ehescheidungsraten, „Onkelehen“ und 
ledige Mütter. Die Familie galt als Zentralproblem 
der Nachkriegszeit, doch letztlich handelte es sich 
um eine Krise der Ehe als Grundlage von Fami-
lien.49 Das Geschlechterverhältnis, so die Histo-
rikerin Sybille Steinbacher, „galt nach Kriegsende 
als Kern der sozialen Ordnung.“50

Bei Kriegsende lebten im besetzten Deutschland 
viele Frauen mit Kindern oder „allein“, ohne Ehe-
mann. 1946 lebten in Westdeutschland über fünf 
Millionen mehr Frauen als Männer. Üblicherweise 
wurde dies als ‘Frauenüberschuß’ bezeichnet: Im 
heterosexuell ausgerichteten Gesamtgefüge wa-
ren sie ‚überschüssig’, weil sie nicht (wieder) hei-
raten und innerhalb einer Ehe Kinder großziehen 
konnten. Ungefähr ein Viertel aller Kinder wuchs 
nach 1945 ohne Vater auf, der in der Mehrzahl 
aller Fälle gefallen oder vermisst war.51

49  Vgl. Moeller 1997, S. 15, 110, Joosten 1990, S. 38 sowie Plötz   
2005, S. 29f.

50  Steinbacher 2011, S. 95.

51  Vgl. Müller-List 1996, S. 28 sowie Plötz 2005, S. 30.

Millionen von Familien waren auseinanderge-
rissen, Millionen Menschen wurden vermisst. 
Suchdienste des Deutschen Roten Kreuzes und der 
Kirchen bemühten sich, Gesuchte zu finden. Bis 
zum Frühjahr 1950 hatten Suchdienste 14 Millio-
nen Suchanträge erhalten; für rund 8,8 Millionen 
konnte der Verbleib der Angehörigen geklärt 
werden.52 Rund 500.000 Kinder waren von ihrer 
Familie getrennt. „Hilfreiche Menschen“, so eine 
Publikation verschiedener Suchorganisationen, 
„nehmen sie oftmals auf und kümmern sich um 
sie.“53 Mehr als zwei Millionen Erwachsene und 
Kinder waren, wie es eine Schrift des Presse- und 
Informationsamts der Bundesregierung 1963 
formulierte, „im Zusammenhang mit den Kriegs-
ereignissen“ noch im Jahr 1962 vermisst oder 
verschollen. Der Suchdienst des Deutschen Roten 
Kreuzes hatte über 286.000 Suchanträge nach 
Kindern bearbeitet. 1962 suchten noch 5.712 Kin-
der ihre Eltern und 6.649 Anträge von Eltern, die 
ihre Kinder suchten, waren immer noch offen.54

In Rheinland-Pfalz entstand 1945 ein Suchdienst 
der Behörden, der 1951 meldete, er habe rund 
70.000 Vermisste erfasst; der Verbleib etwa eines 

52  Vgl. Deutsches Rotes Kreuz 2005, S. 45. 

53  Deutsche Dienststelle et al. 2005, S. 36.

54  Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 1963, 
S. 35f.  Bis Ende der 1970er Jahre war der Suchdienst München, der 
nach Kindern suchte, fast ausschließlich mit der Bewältigung der 
Folgen des Zweiten Weltkrieges befasst. Vgl. Deutsches Rotes Kreuz 
2005, S. 59.

I. 1946 BIS 1961:  
KRIEGSFOLGEN UND  
AUFBAU ENTLANG  
DES „SITTENGESETZES“
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Viertels von ihnen habe geklärt werden können.55 
1946 lebten im Gebiet des heutigen Landes 
Rheinland-Pfalz 2,8 Millionen Menschen. 1950 
waren es bereits 3 Millionen, und die Bevölkerung 
wuchs bis in die frühen 1970er Jahre hinein an. 
Mehr als 55 % der Bevölkerung war 1946 weib-
lich, wobei die Altersgruppe zwischen 18 und 30 
Jahren zu fast zwei Dritteln und die Altersgruppe 
der 30- bis 45jährigen zu drei Fünfteln weiblich 
war. Gut 170.000 Frauen waren verwitwet. Im 
Laufe der späten 1940er Jahre kamen viele Sol-
daten aus der Kriegsgefangenschaft zurück. Die 
Anzahl der Eheschließungen in Rheinland-Pfalz 
erreichte 1950 ihren bisherigen Höchststand, 
lautete 1997 ein Resümee.56 

Etwa 1,6 Millionen Kinder hatten im heutigen 
Bundesgebiet ihre Eltern bzw. Mutter oder Vater 
verloren. Aufgewachsen waren viele Kinder im 
permanenten Ausnahmezustand, gekennzeichnet 
von Bombenkrieg, Terror des nationalsozialis-
tischen Staates und Überleben unter Bedingungen 
extremer materieller Not in den unmittelbaren 
Nachkriegsjahren. Expert*innen der Fürsorge 
werteten dies als Verwahrlosung, setzten dagegen 
herkömmliche moralische Werte und schritten 
energisch ein.57 

Mittel zur Empfängnisverhütung waren 1941 per 
Verordnung verboten worden; diese Verordnung 
wurde von den Alliierten in den Westzonen nicht 
aufgehoben. Einige Bundesländer behielten diese 
Bestimmung auch nach Gründung der Bundesre-
publik bei, unter ihnen Rheinland-Pfalz.58

Drei der vier Zonen, in die Deutschland von den 
Alliierten geteilt worden war, schlossen sich enger 
zusammen; darunter auch die französisch besetzte 
Zone, in der das 1946 gegründete Land Rhein-

55  Vgl. Sommer 1990, S. 286, 300f.

56  Vgl. Ickler/Kollmar 1997, S. 453f, 458, 460. Leider enthält dieser 
Beitrag keine Angaben zur Anzahl der verheirateten Frauen und 
Männer im Verlaufe der Jahre in Rheinland-Pfalz. Auch die Statisti-
schen Berichte über die gerichtlichen Ehelösungen enthalten diese 
Angaben nicht.

57  Vgl. Sachße/Tennstedt 2012, S. 133, 136f.

58  Vgl. Steinbacher 2011, S. 241.

land-Pfalz lag. Aus den drei Westzonen wurde 
1949 die Bundesrepublik. Die Sowjetische Besat-
zungszone wurde 1949 zur Deutschen Demokrati-
schen Republik.59 

Im Deutschen Bundestag finden sich in den Jahren 
1949 bis 1960 kaum Thematisierungen von Ho-
mosexualität. Falls doch, scheint nur männliche 
Homosexualität angesprochen worden zu sein; in 
den wenigen Fällen war deren negative Wertung 
selbstverständlich. So galt die Bezeichnung als 
Homosexueller als ein Angriff auf die Ehre bzw. 
als Beleidigung. Die als Gegensatz zur Homose-
xualität entworfene „Sittlichkeit“ hingegen wurde 
häufig angeführt. Auch wurde Homosexualität als 
medizinisch-psychologisches Problem gedeutet.60

„Sittlichkeit“ war ein Begriff, der bereits im 
Kaiserreich gegen abweichendes Sexualverhal-
ten gestellt wurde – als abweichend galt jegli-
che Sexualität, die nicht innerhalb einer Ehe zur 
Zeugung von Kindern ausgeübt wurde. In den 
Nachkriegsjahren und der frühen Bundesrepublik 
wurden Auseinandersetzungen um „Sittlichkeit“ 
und das „Sittengesetz“ und damit in Verbindung 
um „gesunde“ Familien bis in die späten 1960er 
Jahre leidenschaftlich geführt.61

Im Bundestagswahlkampf 1957 trat die CDU 
mit einem Slogan an, von dessen Akzeptanz sie 
überzeugt sein konnte: „Gesunde Familie / Ge-
sundes Volk / CDU / Franz-Josef Wuermeling”62. 
Wuermeling war nicht nur ein zwischen 1949 
und 1969 direkt gewählter Abgeordneter des 
Bundestages, sondern war auch der erste und bis 
heute mit über neun Jahren Amtszeit (von 1953 
bis 1962) der am längsten amtierende Bundes-
familienminister. Wuermeling wurzelte tief in 
der rheinland-pfälzischen CDU, für die er zuvor 
als Landtagsabgeordneter und Staatssekretär im 

59  Vgl. z. B. Küppers 1990.

60  Vgl. Ebner 2018, S. 102, 105, 287. Die Zäsur des Jahres 1960 
nennt Ebner; vermutlich wegen des Strafgesetzbuchentwurfs von 
1960.

61  Vgl. allgemein Steinbacher 2011.

62  Zitiert nach Toman-Banke 1996, S. 191. 
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Mainzer Innenministerium tätig gewesen war. Er 
hatte in seiner Heimatregion zahlreiche politische 
Geistesverwandte.63 So meinte 1950 der rhein-
land-pfälzische Ministerpräsident Peter Altmeier, 
zugleich langjähriger Landesvorsitzender der CDU, 
in einer Rede zum Wohnungsbau: „Es ist zweifel-
los unsere sittliche und soziale Aufgabe, gesunde 
Wohnungen zu schaffen für gesunde Familien in 
einem gesunden Volk.“64

GESETZGEBUNG UND  
BUNDESPOLITISCHE SOWIE 
JURISTISCHE DEBATTEN

Von 1946 bis 1961 wurden in den Westzonen 
bzw. der Bundesrepublik lebhafte und grundle-
gende Auseinandersetzungen um die Stellung der 
Geschlechter und um die zu fördernden Famili-
enformen geführt. In Aushandlungsprozessen mit 
unterschiedlichen Ergebnissen wurden rechtliche 
Grundlagen gelegt, die teilweise über Jahrzehnte 
gültig blieben. Im Folgenden wird dies vor allem in 
Hinblick darauf zusammengefasst, welche rechtli-
chen Möglichkeiten eine verheiratete Mutter hat-
te, die Ehe hinter sich zu lassen und mit einer Frau 
sowie ihren Kindern zu leben. Die Frage, welche 
Bedeutung das jeweils veränderte Ehescheidungs-
recht für Männer hatte, die ihre Ehefrau verlassen 
wollten, war zweifellos damals bedeutend, wird 
aber für die vorliegende Studie weitgehend außer 
Acht gelassen.

Ehegesetz 

Der interalliierte Kontrollrat erließ am 20.02.1946 
das Kontrollratsgesetz Nr. 16: „Über die Ehe“. Der 
Kurztitel dieses Gesetzes lautet Ehegesetz. Es trat 
am 01.03.1946 für alle besetzten Zonen in ganz 

63  Vgl. Stefan Marx: Franz-Josef Wuermeling. Unter: https://www.
kas.de/de/statische-inhalte-detail/-/content/franz-josef-wuerme-
ling-1900-1986-, abgerufen am 08.06.2020. Vgl. für die Verbindun-
gen nach Rheinland-Pfalz auch Hehl 2012.

64  Altmeier am 01.02.1950, zitiert nach Graß/Heyen 1979, S. 258.

Deutschland in Kraft und trat die Nachfolge des 
Ehegesetzes von 1938 an, das wiederum die Be-
stimmungen zur Ehescheidung des Bürgerlichen 
Gesetzbuches von 1896 zur Grundlage hatte,  
aber seit 1938 aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
ausgegliedert war.65 

Im Bürgerlichen Gesetzbuch von 1896 sollte eine 
Ehe lebenslang gelten und nur unter bestimm-
ten Voraussetzungen geschieden werden dürfen: 
Ehebruch und sexuelle Handlungen nach § 175 
des Strafgesetzbuches, Doppelehe, „Lebensnach-
stellung“ und „bösliches“ Verlassen waren als 
„absolute Scheidungsgründe“ anerkannt. Eine 
Scheidung hatte, bis auf wenige Ausnahmen, mit 
einer Feststellung der Schuld verbunden zu sein. 
Weitere Klagemöglichkeiten boten andere schwe-
re Eheverfehlungen, die jeweils dann zur Schei-
dung berechtigten, wenn sie eine tiefe Zerrüt-
tung der Ehe verschuldet hatten. Außerdem bot 
Geisteskrankheit eine Scheidungsmöglichkeit.66 
Während das Gesetz also eine sexuelle Beziehung 
eines Ehemanns zu einem anderen Mann durch-
aus als Scheidungsgrund bestimmte, nannte es 
gleichgeschlechtliche Beziehungen unter Frauen 
in diesem Zusammenhang nicht.

Ein Scheidungsgrund konnte die Verweigerung 
des ehelichen Geschlechtsverkehrs sein. Dieser 
Verkehr gehörte zu den ehelichen Pflichten. Eine 
grundlose und hartnäckige Verweigerung, so der 
Gesetzeskommentar Palandt 1949, konnte als 
schwere Eheverfehlung gelten. Dafür genügend 
sei auch „derartiger Widerstand, daß ordnungsge-
mäßer Beischlaf nicht mögl[ich] ist“.67  

65  Vgl. Michaelis 1947, S. 114 sowie Köhler 2006, S. 4 und Schwab 
1997.

66  Vgl. Schwab 1997, S. 813. „Lebensnachstellung“ meinte, wenn  
ein Ehegatte nach dem Leben des anderen Ehegatten trachtete. Vgl. 
§ 1566 BGB aF in J. von Staudingers Kommentar zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch mit Einführungsgesetz und Nebengesetzen. BGB-Synop-
se 1896-2005, S. 754.

67  Palandt 1949, S. 2137. Die ehelichen Pflichten waren in § 1353 
BGB Abs. 2 festgelegt. Vgl. ebd.

https://www.kas.de/de/statische-inhalte-detail/-/content/franz-josef-wuermeling-1900-1986-
https://www.kas.de/de/statische-inhalte-detail/-/content/franz-josef-wuermeling-1900-1986-
https://www.kas.de/de/statische-inhalte-detail/-/content/franz-josef-wuermeling-1900-1986-
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Insgesamt waren die Scheidungsgründe ge-
schlechtsneutral formuliert. Alle weiteren Re-
formen folgten diesem Prinzip.68 Gesetze wie 
auch juristische Gesetzeskommentare nutzten das 
generische Maskulinum; so ist bis heute die Rede 
vom „Ehepartner“ oder „Anspruchsberechtigten“, 
„Antragsgegner“ etc., wenn sowohl Frauen als 
auch Männer gemeint sind. Dennoch wirkte sich 
das Ehescheidungsrecht für die Geschlechter un-
terschiedlich aus, z. B. beim Unterhalt. Eine Frau 
hatte nach einer Scheidung nur dann Anspruch 
auf Unterhalt, wenn ihr ehemaliger Gatte für 
allein schuldig an der Scheidung erklärt worden 
war. Mit einer schuldigen Scheidung riskierte 
eine Ehefrau, so der Familienrechtsexperte Dieter 
Schwab, eine „finanzielle Katastrophe, gleich, wie 
ihre Leistungen und Opfer für die Familie gewe-
sen waren. Und schon wenn beide Ehegatten für 
schuldig erklärt wurden, bekam die Frau nichts.“69 
Das galt selbst dann, wenn sie bis zur Eheschei-
dung im Betrieb ihres Mannes gearbeitet hatte. 
Der Ehemann behielt bei einer Scheidung in der 
Regel seine wirtschaftliche Basis, nur gegebenen-
falls belastet durch Unterhaltszahlungen.70 

Das „Scheidungsrecht des BGB versetzte die 
Ehefrau in eine heute kaum mehr begreifliche 
wirtschaftliche und persönliche Abhängigkeit 
vom Mann.“71 Dieses Fazit des Familienrechtlers 
Schwab, Ende des 20. Jahrhunderts formuliert, 
wurde auch von Zeitgenoss*innen geteilt und 
teilweise auf das gesamte Ehe- und Familienrecht 
im Bürgerlichen Gesetzbuch bezogen. Zu erin-
nern ist hier an den „Frauenlandsturm“ gegen das 
Bürgerliche Gesetzbuch vor dessen Verabschie-
dung sowie an die Reformdebatten seit dessen 
Verabschiedung.72 Im Parlament hatte die SPD 
bereits bei den Beratungen des Gesetzes im Kai-

68  Vgl. Schwab 1997, S. 813.

69  Schwab 1997, S. 813. Schwab wurde mit einem Handbuch des 
Scheidungsrechts, Erstauflage 1977, bekannt. Vgl. Löhnig 2019, S. 10.

70  Vgl. Schwab 1997, S. 813.

71  Schwab 1997, S. 813.

72  Vgl. zur Haltung der ersten Frauenbewegung gegenüber dem BGB 
Riedel 2008. Siehe zu Selbert z. B. die zusammenfassenden Ausfüh-
rungen in Plötz 2017.

serreich Forderungen nach einer ausdrücklichen 
Verankerung der Gleichberechtigung im Fami-
lienrecht erhoben.73 Dies blieb bis in die 1970er 
Jahre hinein weitgehend erfolglos. Eine der heute 
bekanntesten Gegnerinnen des Familienrechts in 
den späten 1940er Jahren war wohl die sozialde-
mokratische Juristin Elisabeth Selbert. Als Famili-
enanwältin trat sie für das Zerrüttungsprinzip und 
für weibliche Erwerbsarbeit ein, so z. B. 1949 im 
Hessischen Landtag: „Jede Ehefrau sollte versu-
chen, selbst zu verdienen, um der entwürdigenden 
Situation zu entgehen, in die so viele alternde 
Ehefrauen geraten: eine zerrüttete Ehe wegen 
des bedrohten Lebensunterhalts um jeden Preis 
aufrecht erhalten zu müssen.“74 Für Frauen, die 
nicht nur in einer zerrütteten Ehe lebten, sondern 
sich auch gerne einer Partnerin zugewandt hätten, 
wird diese Abhängigkeit von ihrem Mann zweifel-
los eine besonders große Belastung gewesen sein.

Zeitgenössische Zeugnisse, die entsprechende 
Auswirkungen zeigen, sind nicht bekannt. Über-
haupt wurden in den ersten beiden Jahrzehnten 
der Bundesrepublik kaum zeitgenössische Schilde-
rungen lesbischen Lebens oder lesbischen Begeh-
rens veröffentlicht. So erschien die Zeitschrift Wir 
Freundinnen. Monatsschrift für Frauenfreund-
schaft 1951/52 nur mit wenigen Ausgaben.75 Aus 
der Zeit der Weimarer Republik liegen hingegen 
mehrere Zeitschriften vor, die sich an weibliche 
Homosexuelle richteten. Es fällt auf, dass darin 
die Bindung verheirateter Frauen an ihre Ehen 
und das gleichzeitige Interesse an intimen Bezie-
hungen mit einer Frau immer wieder angespro-
chen wurde. Oftmals galt dies als Problem für 
eine ‚echte‘ Homosexuelle, die sich in eine Ehe-
frau verliebte. So wurde Ehefrauen teilweise un-
terstellt, sie suchten bei einer Frau nur Ausschwei-
fungen und sexuelle Lust, blieben jedoch bei ihren 
Ehemännern; die unverheiratete Geliebte sei 

73  Vgl. Schwab 1997, S. 794. Frauen waren zu dieser Zeit im Reichs-
tag nicht vertreten. Vgl. ebd.

74  Zitiert nach Langer/Ley/Sander 1994, S. 332.

75  Vgl. z. B. Puhlfürst 2002, S. 181–184. Ein Leserinnenbrief oder re-
daktioneller Beitrag aus Rheinland-Pfalz tritt in der Zeitschrift nicht 
hervor. Vgl. Plötz 2017a, S. 225, 332.
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grundsätzlich nachrangig und bliebe ggf. schließ-
lich alleine zurück.76 In einem Meinungsaustausch 
über die Frage, ob eine homosexuelle Frau mit ei-
ner bisexuellen Frau Freundschaft schließen, also 
eine Liebesbeziehung eingehen sollte, fällt ein Bei-
trag besonders auf. Darin hieß es, nicht jede ver-
heiratete Frau sei als Gefährtin abzulehnen, denn 
einige von ihnen hätten sich verheiratet, bevor sie 
ihre homosexuelle Veranlagung entdeckt hätten.77 
Unausgesprochener Hintergrund scheint gewesen 
zu sein, dass Frauen eine einmal geschlossene Ehe 
kaum wieder beendeten – ob aus wirtschaftlichen 
oder rein rechtlichen Gründen.

Seit dem 19. Jahrhundert zeichnete sich das 
deutsche Familienrecht dadurch aus, dass eine 
Geschlechterordnung bewahrt wurde, in der 
Männer als Nutznießer und Entscheidungsträger 
positioniert waren. Frauen wurde eine besondere 
Familienhaftigkeit in untergeordneter Position 
zugeschrieben, die als Bestandteil nationaler Iden-
tität angesehen wurde.78 Die damalige Frauenbe-
wegung kritisierte Ende des 19. Jahrhunderts an 
den Entwürfen zum Bürgerlichen Gesetzbuch u. a., 
dass der Ehemann und Vater das Entscheidungs-
recht in allen gemeinschaftlichen Angelegenhei-
ten hatte, dass der Ehemann den Arbeitsvertrag 
seiner Frau kündigen konnte, in der Regel der Ehe-
mann das Recht am Vermögen seiner Frau hatte 
und die Scheidungsgründe eingeschränkt worden 
waren. Diese rechtlichen Regelungen wurden 
unverändert in das ab 1900 geltende Bürgerliche 
Gesetzbuch übernommen.79 Den im Bürgerlichen 
Gesetzbuch fixierten Rechtszustand beschreibt die 
Juristin Sibylla Flügge als „völlige Rechtlosigkeit 
der Mütter“80. Bereits 1904 äußerte eine Frau, die 
sich selbst als homosexuell definierte, das Bürger-
liche Gesetzbuch bedeute für Ehefrauen „Rechtlo-
sigkeit, Willkür und sklavische Unterwerfung“.81 

76  Siehe zu diesen Zeitschriften und deren Debatten Schader 2004.

77  In der Zeitschrift „Die Freundin“ von 1930, vgl. Plötz 1999, S. 28f. 
„Die Freundin“ war eine Publikation des Bundes für Menschenrecht.

78  Vgl. Gerhard 2011, S. 140.

79  Vgl. Gerhard 1990, S. 231f.

80  Flügge 1991, S. 12.

81  Anna Rüling, zu Beginn des 20. Jahrhunderts. Rüling 1984, S. 122.  

In Reformdebatten der Weimarer Republik vertra-
ten besonders die Deutschnationale Volkspartei 
(DNVP) und die katholische Zentrumspartei diese 
Machtverteilung entlang des Geschlechts inner-
halb von Ehen und Familien sowie die Haltung, 
Ehen seien grundsätzlich für eine lebenslange 
Dauer geschlossen. Sie betonten die Gefahr einer 
Entwürdigung alternder Ehefrauen, die durch 
ein erleichtertes Scheidungsrecht und in diesem 
Zusammenhang vor allem durch das Rechtsprin-
zip der Zerrüttung einer Ehe statt dem geltenden 
Prinzip der Schuld an einer gescheiterten Ehe 
drohe. Allzu leicht könnte dann der Ehemann 
seine alternde Frau verstoßen.82 Die rechtliche 
Gleichberechtigung der Geschlechter wurde vom 
Zentrum grundsätzlich abgelehnt.83

Im Nationalsozialismus, 1938, trat ein verän-
dertes, eigenständiges Ehegesetz in Kraft, das 
nicht mehr Bestandteil des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs war. Der Kernpunkt des Ehe- und 
Kindschaftsrechts, das männliche bzw. väterliche 
Entscheidungsrecht, blieb im Nationalsozialismus 
unangetastet.84 Mit dem Ehegesetz von 1938 wur-
den vor allem die Bedingungen der Eheschließung 
und der Ehescheidung im Sinne der nationalso-
zialistischen Herrenrasseideologie neu geregelt. 
In diesem Gesetz mischten sich Positionen des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs von 1896 mit Reformi-
deen der Weimarer Zeit und rassistischen, bevöl-
kerungspolitischen und diktatorischen Elementen. 
Die Ehescheidung aufgrund von Schuld, wegen 
Ehebruchs und anderer schwerer Eheverfehlungen 
blieb im Ehegesetz von 1938 bestehen. Ein voller 
Unterhaltsanspruch konnte nur gegen den allein 
oder überwiegend schuldig Geschiedenen geltend 
gemacht werden. Bei gleicher Schuld oder feh-
lendem Schuldspruch war die Möglichkeit eines 
Billigkeitsunterhalts eröffnet. Diese Unterhalts-
regelung blieb in der Bundesrepublik bis 1977 be-
stehen. Neu eingeführt wurde mit dem Ehegesetz 
von 1938 das Zerrüttungsprinzip; eine Ehe konnte 
nun wegen unheilbarer Zerrüttung geschieden 

82  Vgl. Schwab 1997, S. 814.

83  Vgl. Schwab 1997, S. 796.

84  Vgl. Hinz 2014, S. 144.
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werden, die durch eine dreijährige Heimtren-
nung, also getrenntes Wohnen, bewiesen werden 
musste. Allerdings stand dem daran allein oder 
überwiegend schuldigen Kläger ein schwer über-
windbares Widerspruchsrecht des anderen Teils 
gegenüber. Die Zerrüttung wurde nicht mehr als 
persönlicher Zustand der Beziehungen konkreter 
Eheleute verstanden. Nun galten Ehen als mög-
liche Urzelle der „Volksgemeinschaft“, die ohne 
Rücksicht auf die persönliche Lage der Eheleute 
im rassistischen und bevölkerungspolitischen Sinn 
geördert oder beendet werden sollten. Entschei-
dend waren „erbgesundheitliche“ Aufgaben der 
Ehe. Ein eheliches Kind, das die „Rasse“-Standards 
nicht erfüllte, lief der nationalsozialistischen 
Bevölkerungspolitik zuwider. Das Regime förderte 
vielmehr Geburten „arischer“ Kinder, auch wenn 
diese nichtehelich waren. Für dieses Denken in 
„Blutsverbundenheit“ musste der biologische 
Vater – ob verheiratet oder nicht – entscheidend 
mit einbezogen werden.85 

In rechtspolitischen Debatten des NS-Regimes 
stand insgesamt weniger eine Geltung des „Füh-
rerprinzips“ für Familien als vielmehr die völlige 
Aufgabe der Einzelpersönlichkeit aller Familien-
mitglieder im Vordergrund.86 Hinzu kam die Tren-
nung familiärer Bindungen zwischen „arischen“ 
und „nichtarischen“ Menschen sowie die massive 
Diskriminierung, die Isolierung und Ermordung 
jener Teile der Bevölkerung, die nicht zur „Volks-
gemeinschaft“ zählten.87

Das von den Alliierten verfügte Ehegesetz vom 
20.02.1946 blieb aus dem Bürgerlichen Gesetz-
buch ausgegliedert. Es bestimmte weiterhin, dass 
eine Ehe wegen Ehebruchs geschieden werden 
konnte. Ein Gesetzeskommentar von 1946 erläu-

85  Vgl. Schwab 1997, S. 801f, 804f, 815; siehe auch Andermann 
2003, S. 76f sowie Köhler 2006, 4, 116.

86  Siehe Schwab 1997, S. 801.

87  Vgl. Bock 2014, S. 302–326. Die Historikerin Gisela Bock prägte 
hierfür mit ihrer Studie „Zwangsterilisation im Nationalsozialismus“ 
(1986) den Begriff des „Antinatalismus“; sie machte dort auf die 
partiell antinatalistische Politik des NS-Staates und damit auf Maß-
nahmen aufmerksam, die gegen die Fortpflanzung von Personen-
gruppen gerichtet waren, die nach der rassistischen Ideologie nicht 
zur „Volksgemeinschaft“ gerechnet wurden.

terte, dass darunter Geschlechtsverkehr oder eine 
beischlafähnliche Handlung zwischen Personen 
verschiedenen Geschlechts zu verstehen sei; 
gleichgeschlechtlicher Verkehr fiele unter § 43 
des Ehegesetzes, also unter „andere Eheverfeh-
lungen“. In deren Erläuterung im Kommentar ist 
kein weiterer Hinweis auf gleichgeschlechtliche 
Sexualität zu finden, hingegen die Definition, eine 
Eheverfehlung sei ein „ehewidriges Verhalten“, die 
Verletzung aller durch die Ehe begründeten sitt-
lichen oder gesetzlichen Pflichten. „Hinsichtlich 
der einzelnen Beispiele“, so der Kommentar, „muß 
vorerst noch auf die bisherige Literatur verwie-
sen werden, wobei jedoch stets zu prüfen ist, ob 
die früheren Anschauungen auch der heutigen 
Rechtsauffassung noch standhalten. Mancher 
Tatbestand, der bisher als schwere Eheverfehlung 
galt, kann heute nicht mehr als solcher anerkannt 
werden (krasses Beispiel: aktive Gegnerschaft 
gegen den Nationalsozialismus). Ebensogut sind 
umgekehrte Fälle denkbar.“88 

Wo der Bruch und wo die Kontinuität in der 
Rechtsprechung lag, war zumindest in den ersten 
Nachkriegsjahren also im Einzelfall zu bestimmen. 
Gesetzeskommentare, die einzelne Gesetze erläu-
terten wie auch die dazu vorliegende Rechtspre-
chung bündelten und diskutierten, waren dafür 
zweifellos hilfreich. Solche Gesetzeskommentare 
hatten (und haben bis heute) bedeutenden Ein-
fluss auf die Urteilsfindung von Gerichten.

Die Juristin Thea Booß führte 1949 aus, dass les-
bische Sexualität als Unzucht gelte. Ob lesbische 
Betätigung ein Scheidungsgrund sei, könne nicht 
eindeutig beantwortet werden. „Sicher ist nur, 
daß sie kein Scheidungsgrund ist, wenn der Mann 
ihr ausdrücklich oder stillschweigend zustimmt 
oder sie verziehen hat, wobei insbesondere der 
trotz Kenntnis vollzogene eheliche Verkehr als 
Verzeihung gilt.“89 

88  Michaelis 1947, S. 52; vgl. auch 51, 53f. 

89  Booß 1949, S. 19.
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1949 führte der Gesetzeskommentar Palandt 
aus, § 43 des gültigen Ehegesetzes bestimme, 
dass eine „schwere Eheverfehlung“ bzw. „ehr-
loses und unsittliches Verhalten“ ein Grund für 
eine schuldige Scheidung sei. Definiert wurde 
die „schwere Eheverfehlung“ bzw. „ehrloses und 
unsittliches Verhalten“ laut Palandt u. a. durch 
„Gleichgeschl[echtlichen] Verkehr des Mannes, 
sowie der Frau“90. Üblicherweise wurde in den 
Gesetzeskommentaren auf Urteile oder Ausfüh-
rungen verwiesen, die diese Ansicht vertraten. In 
diesem Fall war es ein Urteil des Reichsgerichts 
von 1928 und eines aus Kiel von 1946. Auch in 
den folgenden Ausgaben des Palandt bis 1976 
findet sich dieser Passus unverändert.91 Eine 
lesbische Beziehung war also nach Auslegung des 
einflussreichen Gesetzeskommentars Palandt bis 
zum Inkrafttreten des Ersten Ehereformgesetzes 
1977 ein Grund für eine „schuldige“ Scheidung, 
auch wenn dies in dieser Weise nicht explizit im 
Gesetz selbst formuliert war.

Die Bedeutung dieses Gesetzeskommentars für 
Sorgerechtsstreitigkeiten ist nicht zu unterschät-
zen. Der Palandt wurde 2016 in einer Festschrift 
zur 75. Auflage als ein „Muss“ für jeden Anwalt 
beschrieben; für die Rechtsprechung der Instanz-
gerichte wiederum sei folgender Satz bezeich-
nend: „Ein Wort im Palandt wiegt schwerer 
als ein Wort des Gesetzgebers.“92 1985 wurde 
der Palandt vom Oberlandesgericht Frankfurt/
Main als „Standardkommentar“ bezeichnet.93 In 
Rheinland-Pfalz hatte mindestens das Oberlan-
desgericht Zweibrücken die Auflage des Palandt 
von 1973 nachweislich im Bücherbestand; das  

90  Palandt 1949, S. 2136. Die komplette Passage lautet: „Gleich-
geschl Verkehr des Mannes, sowie der Frau, RG [Reichsgericht] HRR 
[Höchstrichterliche Rechtsprechung] 28, 1708, Kiel SchlHA [Schles-
wig Holsteinische Anzeigen] 46, 450.“ Ebd. 

91  Vgl. Palandt 1951, S. 2080; Palandt 1953, S. 2225; Palandt 1954, 
S. 2237; Palandt 1956, S. 1912; Palandt 1957, S. 1928; Palandt 1958, 
S. 1928, Palandt 1959, S. 1948; Palandt 1962, S. 1990; Palandt 1966, 
S. 1941, Palandt 1970, S. 2086; Palandt 1973, S. 2185; Palandt 1976, 
S. 2210. In der Auflage von 1977 des Palandt findet sich diese Erläute-
rung nicht mehr, sondern nur noch der Gesetzestext des § 43 EheG 
mit Hinweis auf dessen Gültigkeit für Altfälle.

92  Westphalen 2016, S. 18.

93  Z. B. vom OLG Frankfurt a. M. 1985, nach Barnert 2016, S. 28.

Landgericht Landau/Pfalz stempelte die Ausgabe 
von 1942 als Eigentum.94

Das Kindeswohl blieb, wie schon bei der Einfüh-
rung des Bürgerlichen Gesetzbuchs, ein unbe-
stimmter Rechtsbegriff und daher nur sehr vage 
gefasst. Immerhin sollte ab 1900 die elterliche 
Gewalt nicht an Interessen des Vaters, sondern 
am Schutz der Kinder orientiert sein. Die Mutter 
hatte im Bürgerlichen Gesetzbuch keine elterliche 
Gewalt. Selbst die volle elterliche Gewalt von 
Witwen war in den Beratungen strittig.95 

Das Verständnis von Kindeswohl im frühen Bür-
gerlichen Gesetzbuch und in der Rechtsprechung 
orientierte sich nicht an konkreten Interessen 
individueller Kinder, sondern daran, was als gute 
Erziehung galt. Kinder mit ihren ganz persönlichen 
Eigenschaften, Lebensumständen und Bedürf-
nissen waren nicht Gegenstand der Betrachtung. 
Im Nationalsozialismus verschärfte sich dies; 
das Kindeswohl wurde vor allem ideologisch, 
als Werkzeug zur gewaltförmigen Bildung einer 
„Volksgemeinschaft“ verstanden.96

Wem die Kinder nach einer Scheidung zuge-
sprochen werden sollten, änderte sich mit dem 
Ehegesetz 1938. Im Bürgerlichen Gesetzbuch, 
das seit 1900 galt, erhielt im Regelfall der an der 
Scheidung nicht für schuldig befundene Elternteil 
die Personensorge für die Kinder. (Die Vermö-
genssorge, ebenfalls Teil der elterlichen Gewalt, 
verblieb bis 1958 ausschließlich beim Vater.97) 
Waren beide Eltern für schuldig befunden worden, 

94  Vgl. Stempel im Palandt-Exemplar des Landesbibliothekszent-
rums Rheinland-Pfalz von 1973 auf der Seite vor dem Vorwort; aus 
dem Stempel geht hervor, dass diese Ausgabe die Nr. 16.083 des 
Bücherverzeichnisses des OLG Zweibrücken innehatte, bevor es in 
den Bestand der Pfälzischen Landesbibliothek einging. Die Palandt-
Ausgabe des Landesbibliothekszentrums von 1942 trägt auf S. VIII 
einen Stempel des Landgerichts Landau/Pfalz, mit Reichsadler und 
Hakenkreuz, sowie den Vermerk, dies sei (nunmehr) ungültig, und 
vor dem Vorwort einen Stempel der Pfälzischen Landesbibliothek. 
Andere Exemplare des Palandt waren im Bestand der Stadtbibliothek 
Koblenz (z. B. von 1958, 1970, 1977), bevor sie in den Bestand des 
Landesbibliothekszentrums Rheinland-Pfalz eingingen.

95  Vgl. Schwab 1997, S. 795.

96  Vgl. Wapler 2015 a, S. 41, 58.

97  Siehe §§ 1627, 1630, 1631ff. BGB a. F.; vgl. Köhler 2006, S. 4.



27

I. 1946 bis 1961: Kriegsfolgen und Aufbau entlang des „Sittengesetzes“

wurden die Kinder schematisch verteilt; „so ging 
die Sorge für Kinder unter sechs Jahren sowie 
Töchter an die Mutter, für Söhne über sechs Jah-
ren an den Vater“98. Im Regelfall – davon ging die 
große Mehrheit der zeitgenössischen juristischen 
Stimmen aus – wurde die Personensorge den 
Müttern zugeteilt.99

Im Kaiserreich und der Weimarer Republik wurde 
die Regelung der Sorge für Kinder geschiedener 
Eltern entlang der Schuldfrage damit begründet, 
dass der schuldige Elternteil bestraft werden 
sollte. Das Ehegesetz 1938 zog darüber hinaus 
erstmals einen Rückschluss von der Scheidungs-
schuld auf die erzieherischen Qualitäten der 
Geschiedenen.100

Auch nach dem Ehegesetz von 1946 erhielt der 
allein oder überwiegend an der Ehescheidung 
„schuldige“ Elternteil die Personensorge für die 
Kinder nur dann, wenn zu seinen Gunsten beson-
dere Gründe sprachen.101 Ein Gesetzeskommentar 
von 1946 betonte die Kontinuität und führte aus: 
„Der allein oder überwiegend schuldige Ehegatte 
erscheint in der Regel als Sorgeberechtigter we-
gen seines Verhaltens nicht geeignet. Ihm soll das 
Sorgerecht daher nur in Ausnahmefällen übertra-
gen werden.“102

Abseits der Schuldfrage hatten die Eltern mit 
dem Ehegesetz von 1946 mehr Einfluss auf das 
Urteil zur Personensorge für die Kinder. Anders 
als noch 1938, als das Vormundschaftsgericht 
diese bestimmte, war ab 1946 in § 74 Abs. 1 EheG 
vorgeschrieben, dass das Vormundschaftsgericht 
über den Verbleib der Kinder nur dann bestimmte, 
wenn eine Einigung der Ehegatten nicht zustande 
gekommen war. Mit dieser Gewichtung eines Ei-
nigungsvorschlags der Eltern käme, so der Geset-
zeskommentar von 1946, der Wandel der Auffas-

98  Hinz 2014, S. 150. Nach § 1635 Abs. 1 S. 1 2. HS BGB.

99  Vgl. Hinz 2014, S. 155.

100  Vgl. Köhler 2006, S. 26.

101  Vgl. Köhler 2006, S. 6.

102  Michaelis 1947, S.100.

sung des Staates auch in Familienfragen von der 
früheren Diktatur zum demokratischen Prinzip der 
Selbstbestimmung deutlich zum Ausdruck. Wenn 
überhaupt noch ein Eingreifen des Gerichts vor-
gesehen sei, so nur deshalb, damit für die Kinder 
möglichst schnell geregelte Verhältnisse geschaf-
fen werden könnten und sie nicht unter der häufig 
bestehenden Uneinigkeit der Eltern übers Sorge-
recht zu leiden hätten.103

„Ehrloses“ und „unsittliches“ Verhalten der Väter 
und Mütter konnte sich auf Entscheidungen zur 
Personensorge für Kinder in der Weise auswir-
ken, dass die Kinder weder den Müttern noch 
den Vätern zugesprochen wurden. § 1666 Abs. 
1 BGB regelte dies für Fälle der Gefährdung des 
Kindeswohls. Dabei war keine konkrete Prüfung 
vorgesehen, ob die Kinder tatsächlich geschädigt 
wurden und litten. Vielmehr ging die Rechtspre-
chung davon aus, dass ein schlechtes Beispiel 
der Eltern früher oder später zu einer Verrohung 
bzw. Verwahrlosung ihrer Kinder führen müsse. 
Kriterien im Bereich der Sittlichkeit wurden kaum 
definiert, doch bei Alkoholabhängigkeit, nichte-
helichen Verhältnissen und Kuppelei bejahte die 
Rechtsprechung „ehrloses“ und „unsittliches“ 
Verhalten.104 

Im Nationalsozialismus wurde diese Bestimmung 
so gedeutet, dass das Erziehungsrecht als Recht 
der „Volksgemeinschaft“ und als Pflicht der Eltern 
galt. Erzogen Eltern ihre Kinder nicht im Sinne 
des Nationalsozialismus oder begingen Ehebruch 
mit Jüdinnen bzw. Juden, galt dies als Missbrauch 
des Erziehungsrechts. Damit wurde staatliches 
Eingreifen bis hin zum Entzug der elterlichen 

103  Vgl. Köhler 2006, S. 4 sowie Michaelis 1947, S. 95, 97.

104  Vgl. Wapler 2015a, S. 32f. Wapler betont: „In auffällig vielen 
Quellen wird auf die allgemein sittlichen Normen der Gesellschaft 
verwiesen, ohne dass jemals wiedergegeben würde, welchen Inhalt 
diese Normen haben und wie sie erkannt werden können. Offenkun-
dig bezog man sich für die Identifikation ehrlosen und unsittlichen 
Verhaltens auf einen faktischen – oder unterstellten – Konsens in der 
Rechtsgemeinschaft, auf dessen Rechtfertigung näher einzugehen 
nicht erforderlich schien.“ Ebd., S. 33. Zum § 1666 BGB im Natio-
nalsozialismus siehe Andermann 2003, S. 115f. Siehe ebd., S. 140 
und 144 zum „ehrlosen“ und „unsittlichen“ Verhalten, das jegliches 
Verhalten meinte, das gegen die guten Sitten verstieß, nicht nur in 
geschlechtlicher Hinsicht.
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Gewalt und anderweitiger Unterbringung der 
Kinder legitimiert.105 In den 21 veröffentlichten 
Entscheidungen zum Entzug des elterlichen 
Sorgerechts bzw. der elterlichen Gewalt unter der 
NS-Herrschaft hatten die Eltern ihre Kinder nicht 
im Sinne des Nationalsozialismus erzogen. Ihnen 
wurde vorgeworfen, jüdische, kommunistische 
und andere ausgegrenzte Haltungen vermittelt zu 
haben.106 

Unangepasstheit im geschlechterpolitischen 
Bereich scheint in diesem Zusammenhang kein 
Vorwurf gewesen zu sein. Ob gleichgeschlechtli-
che Liebe ebenfalls in diesem Sinne als „ehrloses“ 
und „unsittliches“ Verhalten galt, erwähnt die 
zitierte Forschung nicht. Die Historikerin Claudia 
Schoppmann, die nationalsozialistische Sexualpo-
litik und weibliche Homosexualität untersuchte, 
fand bei ihren Recherchen keine solchen Ausle-
gungen.107 Denkbar ist dennoch, dass die vagen 
Vorschriften über Kindeswohlgefährdung eine 
Möglichkeit boten, Eltern, die in gleichgeschlecht-
lichen Beziehungen lebten, das Sorgerecht bzw. 
die elterliche Gewalt für ihre Kinder zu entziehen. 
Das wäre zweifellos eine interessante Frage für 
weitere Forschungen.

105  Vgl. Andermann 2003, besonders S. 120–152. Der verwendete 
rassistische Begriff der Jüdinnen bzw. Juden und entsprechender 
„Mischlinge“ entspricht nicht dem jüdisch-religiösen Begriff eines 
Juden bzw. einer Jüdin.

106  Vgl. Andermann 2003, S. 309f. Andermann untersuchte die 
Geschichte des elterlichen Sorgerechts in Nationalsozialismus und 
DDR. Hätte sie sich auf die übergeordnete elterliche Gewalt einge-
schränkt, wäre ein solcher Vergleich kaum möglich gewesen; das 
Familiengesetzbuch der DDR regelte ab 1965 die „Elternverantwor-
tung“ statt „elterlicher Gewalt“.

107  Vgl. Schoppmann 1991, besonders S. 17–21. Auch antwortete 
mir Claudia Schoppmann auf meine entsprechende Anfrage im 
Januar 2020 freundlicherweise, sie habe keine solchen Materialien 
oder Quellen gefunden.

„Schmutz und Schund“

1949 verabschiedete der rheinland-pfälzische 
Landtag das „Gesetz zum Schutze der Jugend 
vor Schmutz und Schund“ – ein „Kernereig-
nis im Umgang mit Sexualität in der jungen 
Bundesrepublik.“108 Der „Kampf“ gegen „Schmutz 
und Schund“ beinhaltete bereits in der Weimarer 
Republik den Versuch, Schriften aus der Öffent-
lichkeit zu verbannen, die an weibliche und männ-
liche Homosexuelle gerichtet waren.109 

Das rheinland-pfälzische Gesetz griff einer erst 
1953 erreichten bundesweiten Regelung zielge-
richtet vor. Zuvor hatte das Justizministerium in 
Koblenz festgestellt, dass unsittliche Schriften und 
Bilder geeignet seien, die Grundlagen „unseres 
Volkstums“ zu untergraben. Es gelte, dagegen mit 
Entschlossenheit einzuschreiten.110 

Nun hatte Rheinland-Pfalz vor allen anderen 
Bundesländern ein Gesetz zum Schutz der Jugend 
vor „Schmutz und Schund“. Bei der Ahndung „un-
züchtiger“ Schriften arbeitete der Jugendschutz 
in Rheinland-Pfalz auch mit dem Volkswartbund 
zusammen. Der Volkswartbund war die zentrale 
zivilgesellschaftliche Organisation der katho-
lischen Kirche im Feld der Sittlichkeit; der Bund 
stand unter dem langjährigen Protektorat des 
Kölner Erzbischofs und Vorsitzenden der deut-
schen Bischofskonferenz Josef Kardinal Frings und 
fungierte seit 1951 ausdrücklich als „Bischöfliche 
Arbeitsstelle für Fragen der Volkssittlichkeit“. Der 
katholischen Morallehre folgend, lehnte der Bund 
jeden geschlechtlichen Verkehr jenseits des ehe-
lichen, auf Zeugung ausgerichteten Verkehrs als 
unsittlich ab.111 Bereits in der Weimarer Republik 
war der Volkswartbund entschieden dafür einge-
treten, dass Sexualität unter Männern weiterhin 

108  Steinbacher 2011, S. 31. Der folgende Abschnitt beruht weitge-
hend auf Plötz 2017a.

109  Vgl. Schoppmann 1991, S. 13.

110  Vgl. Landeshauptarchiv Koblenz Best. 582, Nr. 2583: Schreiben 
vom Ministerium der Justiz Rheinland-Pfalz, 14. Juli 1949, an die 
Herren Generalstaatsanwälte in Koblenz und Neustadt a. d. H.

111  Vgl. Steinbacher 2011, S. 31, 52 sowie Plötz 2017a, Kapitel 8.6.2.
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bestraft werden sollte; auch in der Bundesrepu-
blik vertrat der Volkswartbund diese Haltung. 
1951 erschien eine Schrift des Volkswartbunds, 
in der der Kölner Amtsgerichtsrat Richard Gatz-
weiler die Ausweitung der Strafbarkeit gleich-
geschlechtlicher Sexualität auf Frauen forderte. 
Dieses weitgehende Postulat, das der gesamten 
deutschen Rechtstradition zuwider lief, nahm 
der Bund einige Jahre später mit der Begründung 
wieder zurück, lesbische Liebe sei verborgener 
als die homosexuelle Betätigung von Männern 
und insgesamt unbedeutend. Ein einflussreicher 
Förderer dieses Volkswartbundes war Bundesfa-
milienminister Franz-Josef Wuermeling (CDU). 
Als unsittlich eingestuften „Schmutz und Schund“ 
aus Medien und Öffentlichkeit zu entfernen, war 
sowohl ein Anliegen des Volkswartbundes wie 
auch Wuermelings.112

1953 verabschiedete der Bundestag das „Gesetz 
über die Verbreitung jugendgefährdender Schrif-
ten“. Schriften, die geeignet seien, „Jugendliche 
sittlich zu gefährden“, waren in eine Liste aufzu-
nehmen. Die Einrichtung einer „Bundesprüfstelle 
für jugendgefährdende Schriften“, die eine solche 
Liste erstellte, wurde beschlossen. Seitdem konn-
ten Publikationen bundesweit wegen Jugendge-
fährdung aus der Öffentlichkeit entfernt werden. 
Kam eine Publikation auf die Liste der jugendge-
fährdenden Schriften, durfte sie in Kiosken und 
Buchhandlungen nicht mehr öffentlich beworben 
oder ausgestellt und nicht an Personen unter 18 
Jahren verkauft werden.113 

Anträge für diese Indizierungen kamen aus den 
Ländern und dem Bundesinnenministerium, wo-
bei die dortigen Beamten wiederum auf Anzeigen 
aus der Gesellschaft selbst, z. B. auf Hinweise des 
Volkswartbundes, angewiesen waren. Eine Auf-
stellung zeigt, dass Rheinland-Pfalz im Jahr 1963 

112  Vgl. Plötz 2017a, S. 224–230f.

113  Vgl. Bundesgesetzblatt Nr. 27, 16.06.1953, Teil 1 sowie Stein-
bacher 2011, S. 70, 80. Die Indizierung wurde seitens der Bundes-
prüfstelle auf Antrag des Bundesinnnenministeriums oder von 
Landesbehörden vorgenommen, im Falle von Rheinland-Pfalz war die 
entsprechende Behörde das Ministerium, das für Soziales zuständig 
war.

mit 93 die meisten Anträge gestellt hatte. Diesbe-
züglich agierten die Länder keineswegs gleich; das 
ebenfalls CDU-geführte Schleswig-Holstein  
z. B. hatte 1963 gar keinen Indizierungsantrag 
gestellt.114

Zu erinnern ist hier an den Skandal um den 
Kinofilm „Die Sünderin“ (1951), der besonders 
in Rheinland-Pfalz für viel Aufregung sorgte. Es 
ging dabei nicht um Homosexualität, sondern 
um eine Frau, die u. a. eine „wilde Ehe“ führte 
und die in einer Kameraeinstellung teilweise 
nackt gezeigt wurde. Auch war Selbsttötung ein 
Thema. Ministerpräsident Altmeier hielt den Film 
für einen „Schlag gegen die Ehre unserer Frauen 
und Mütter“115. Die Landesregierung musste 
jedoch eine Niederlage hinnehmen, als sie die 
Aufführung des Films in Koblenz verbieten lassen 
wollte.116 Bundesfamilienminister Wuermeling 
warf der Freiwilligen Selbstkontrolle der Film-
wirtschaft vor, zahlreiche Fehlentscheidungen 
getroffen zu haben, und verlangte eine „Volkszen-
sur“. Die SPD-Opposition forderte im Bundestag 
wiederum, der Minister solle die Hände vom Film 
lassen. Letztlich wurde „Die Sünderin“ zu einem 
Kassenschlager.117

Grundgesetz 

Als 1948 vom Parlamentarischen Rat das Grund-
gesetz geschrieben wurde, stand indirekt auch das 
Ehe- und Familienrecht zur Disposition. Elisabeth 
Selbert (SPD), die sich im Parlamentarischen Rat 
dafür einsetzte, dass Frauen und Männer generell 
gleichberechtigt sein müssten, war Anwältin für 
Familienrecht in Kassel. Selbert hatte die aus-

114  Vgl. Antwort des hessischen Ministers für Arbeit, Volkswohlfahrt 
und Gesundheitswesen vom 08.11.1963 auf die Kleine Anfrage des 
Abg. Picard (CDU) vom 24.09.1963; Drs. IV/107 in der WP 5. Ob und 
in welcher Buchgattung ggf. Schriften mit lesbischen Inhalten zu 
suchen wären, erschließt sich aus der Auflistung nicht.

115  Altmeier am 14.01.1951, in Graß/Heyen 1979, S. 341.

116  Vgl. Grau 2017, Kapitel 3.2.

117  Vgl. Steinbacher 2011, 106–122. Die kurze Nacktszene war, 
obwohl das vielfach so erzählt wird, keineswegs der Hauptgrund für 
den Skandal.
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drückliche Absicht, das Bürgerliche Gesetzbuch 
von Bestimmungen zu befreien, die Ehefrauen 
unmündig oder abhängig stellten.118 Bereits in 
ihrer Dissertation von 1930 hatte sich die Sozial-
demokratin für das Zerrüttungsprinzip bei Ehe-
scheidungen ausgesprochen.119 1948 betonte sie, 
nichteheliche Kinder müssten geschützt werden. 
Auch müsse neben die bürgerliche Familie die 
Mutterfamilie treten. Im Parlamentarischen Rat 
stritt sie, mit anderen aus der SPD, für einen 
Begriff der Familie, der an die Realitäten der 
Zeit angepasst war. Sie erinnerten daran, dass 
die Nachkriegs-Bevölkerung aus sieben Millio-
nen mehr Frauen als Männern bestand und dass 
Kinder in vielen Familien derzeit nicht in einer 
Lebensgemeinschaft von Frau und Mann auf-
wüchsen.120 Mit anderen zusammen stritt sie für 
die Auffassung, dass der Begriff der Familie nicht 
zeitlos war.121

Nachdem Selbert ihre eigene Fraktion vom 
Gleichberechtigungsgrundsatz überzeugt hatte, 
scheiterte sie im Parlamentarischen Rat zunächst 
an der bürgerlichen Mehrheit aus CDU/CSU, FDP 
und der rechtskonservativen Deutschen Partei 
(DP). An diversen Orten der westlichen Besat-
zungszonen trat Selbert auf und hielt Reden, in 
deren Folge viele Protestnoten beim Parlamenta-
rischen Rat eingingen.122 

Die Argumente der bürgerlichen Mehrheit gegen 
einen solchen Gleichberechtigungsgrundsatz 
zielten u. a. darauf, dass das Familienrecht un-
angetastet bleiben müsse. Mehr noch: Familien 
wurden von den Konservativen als Grundlage der 
natürlichen und sozialen Ordnung, als nahezu hei-
lig, als natürliche Gemeinschaft, als göttlich vor-
gegebene Ordnung beschrieben. Die katholische 
Zentrumspartei hatte dies bereits in der Weimarer 

118  Vgl. Notz 2003, S. 92; Moeller 1997, S. 104.

119  Vgl. Langer/Ley/Sander 1994, S. 280.

120  Vgl. Moeller 1997, S. 113f.

121  Vgl. Moeller 1997, S. 121. Auch gegen die mit dem Naturrecht 
verbundenen Ansichten, die z. B. Adolf Süsterhenn (CDU) vehement 
vertrat, wandte sie sich. Vgl. ebd.

122  Siehe z. B. Plötz 2018b. 

Republik so propagiert, aber nicht durchsetzen 
können. Nach dem moralischen Niedergang 
durch den Nationalsozialismus war dieser Begriff 
von Naturrecht und Familie für die christlichen 
Konservativen ein grundlegender Baustein einer 
neuen gesellschaftlichen Ordnung. Mit ihrer Rede 
von „Familie“ meinten sie keineswegs die damals 
reale Vielfalt von Familienformen, von Onkelehen, 
Mutterfamilien, geschiedenen Müttern und ihren 
Kindern oder Familien mit Waisenkindern und 
entfernten Verwandten, die sie aufgenommen 
hatten. Vielmehr war jeweils nur eine einzige Fa-
milienform gemeint: die auf einer Ehe beruhende 
Familie miteinander verheirateter Eltern und 
ihrer leiblichen Kinder, in der die Ehemänner bzw. 
Väter die uneingeschränkte Autorität ausübten 
und in der die lebenslang von ihnen abhängigen 
Ehefrauen, wo immer möglich, nicht erwerbstätig 
waren.123 

Bei den Beratungen des Grundgesetzes war der 
damalige Justizminister von Rheinland-Pfalz, 
Adolf Süsterhenn (CDU), der fachkundigste und 
durchsetzungsstärkste von vier Vertretern aus 
Rheinland-Pfalz und zugleich einer der feder-
führenden Verfassungsexperten der gesamten 
Christdemokratie.124 In Rheinland-Pfalz war 
Süsterhenn zwischen 1946 und 1951 eines der 
einflussreichsten Kabinettsmitglieder; er amtierte 
zuweilen gleichzeitig als Minister der Justiz und 
für Unterricht und Kultus.125 Süsterhenn setzte 
sich für einen Wiederaufbau Deutschlands auf 
Grundlage einer vorpolitischen Ordnung ein, die 
von Gott gesetzt sei. Aus dieser naturrechtlichen 
Sicht waren der Nationalsozialismus und auch die 
Sowjetische Besatzungszone eine fatale Abwei-
chung von diesen Prinzipien. Süsterhenn hielt 
intensiven, teilweise beinahe täglichen Kontakt 
zu Prälat Wilhelm Böhler aus Köln, der von der 
Deutschen Bischofskonferenz beauftragt worden 
war, mit den Abgeordneten zu verhandeln, die das 

123  Vgl. Moeller 1997, S. 105–122. Siehe zur Positionierung der Ehe 
und der nichtverheirateten Frauen in der frühen Bundesrepublik auch 
Plötz 2005.

124  Vgl. Hehl 2012, S. 12, 359.

125  Vgl. Hehl 2012, S. 600.
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Grundgesetz verfassten. Süsterhenn informierte 
Böhler über den aktuellen Stand und ließ sich die 
Forderungen der Kirche angeben. Zum Schwer-
punkt der katholischen Interventionen gehörten 
die Bestimmungen über Ehe und Familie.126 Das 
Engagement der Kirche war ernst zu nehmen; ihre 
Struktur und ihr Wertesystem waren noch intakt, 
und sie besaß hohes Ansehen.127

Süsterhenn legte auch Formulierungen vor, die 
aus der Verfassung von Rheinland-Pfalz stamm-
ten.128 Diese 1947 in einer Volksabstimmung 
angenommene Verfassung von Rheinland-Pfalz 
hatte Süsterhenn wesentlich verfasst. Damit hatte 
Süsterhenn eine Verfassung entworfen, die wie 
keine andere christlich-naturrechtliche Vorstel-
lungen zum Ausdruck brachte. Bereits Abschnitt II 
regelte, dass Ehe und Familie als „naturgegebene 
Grundlage der menschlichen Gemeinschaft“ unter 
dem besonderen Schutz des Staates stünden. 
In allen Erziehungsfragen wurde der Elternwille 
garantiert, doch dem Staat das Recht eingeräumt, 
zum Schutz der Jugend vor sittlicher, geistiger und 
körperlicher Verwahrlosung notfalls zu intervenie-
ren. Süsterhenn sah die Verfassung als ein Werk-
zeug an, missliebige Entwicklungen von „oben“ zu 
korrigieren. Schon im Verfassungsentwurf Süster-
henns war bemerkenswert, so sein Biograf Chri-
stoph von Hehl, dass er die klassischen Grund-
rechte um soziale Grundrechte – Bestimmungen 
zu Ehe und Familie – anreicherte. Der Abschnitt 
über Ehe und Familie blieb, wie einige andere, 
vom Vorentwurf bis zur verabschiedeten Fas-
sung nahezu unverändert. Nicht nur deshalb gilt 
Süsterhenn als Verfassungsvater, sondern auch, 
weil sein Gesetzeskommentar zur Landesverfas-
sung bis ins Jahr 2001 der einzige Kommentar 
und damit lange die wichtigste Auslegungshilfe 

126  Vgl. Moeller 1997, S. 109f, 116 sowie Mertens 2010, S. 13 bis 21. 

127  Vgl. Feldkamp 2019, S. 126.

128  Vgl. Brief Liepold an Berning vom 10.11.1948, in Mertens 2010, 
S. 365.

blieb.129 Artikel 1 der Landesverfassung bestimmte 
zudem, der Mensch habe ein natürliches Recht 
auf Entwicklung seiner Anlagen und Entfaltung 
seiner Persönlichkeit „innerhalb der durch das 
natürliche Sittengesetz gegebenen Schranken“.130 
Das „Sittengesetz“ wurde als Begründung unter 
anderem dafür herangezogen, dass Sexualität 
unter erwachsenen Männern wie auch Ehebruch 
und Kuppelei bis 1969 bzw. 1973 weiter strafbar 
bleiben sollten.131

Ministerpräsident Altmeier lobte Süsterhenn für 
den Entwurf dieser Verfassung. Es handele sich 
um die Grundlagen für eine christliche Neuord-
nung, in deren Mittelpunkt u. a. „die Heiligkeit 
von Ehe und Familie“ stehe.132 Gegenüber dem 
Bischof von Limburg betonte Altmeier seine herz-
lichen Beziehungen zu den christlichen Kirchen 
und äußerte, er erkläre mit einem gewissen Stolz, 
„daß vielleicht in keiner der heute geltenden Ver-
fassungen all das, was die Kirche zur Staats- und 
Soziallehre verkündet, in solchem Umfange Ein-
gang in die Staatswirklichkeit gefunden hat, wie 
in der Verfassung unseres Landes.“133 Beim ersten 
Landesparteitag in Kaiserslautern 1947 beschrieb 
Altmeier denn auch „die Frau“ wie folgt: „Als 
Hüterin christlichen Erbes und einer neuen Ord-
nung in Familie, Gemeinde und Staat hat sie die 
mütterlichen Kräfte einzusetzen. Unsere Zeit und 
unsere Not rufen nach der mütterlichen Frau.“134 
Altmeier bildete mit Süsterhenn und Wilhelm 
Boden (CDP bzw. CDU), dem ersten Ministerprä-
sidenten von Rheinland-Pfalz (Dezember 1946 
bis Juli 1947), sowie mit Franz Albert Kramer und 

129  Vgl. Hehl 2012, S. 599, 195, 201, 230, 19 sowie Ley 1997, S. 143f, 
149. Völlig unverändert blieb Artikel 26, der die Ehe und Familie als 
naturgegebene Grundlage der menschlichen Gemeinschaft beschrieb 
und unter den besonderen Schutz des Staates stellte. Vgl. Die Entste-
hung der Verfassung für Rheinland-Pfalz, 1978, S. 374f.

130  Altmeier erwähnt das lobend am 01.03.1950, in Graß/Heyen 
1979, S. 264.

131  Vgl. Grau 2017 und Plötz 2017b.

132  Altmeier am 31.12.1946, in Graß/Heyen 1979, S. 20. Seine per-
sönliche Verbundenheit mit Süsterhenn betonte Altmeier ebenfalls; 
vgl. z. B. Rede vom 23.06.1951, in Graß/Heyen 1979, S. 390, 393.

133  Altmeier am 09.08.1949, in Graß/Heyen 1979, S. 217.

134  Altmeier am 01.10.1947, in Graß/Heyen 1979, S. 56.
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der Zeitung Rheinischer Merkur die so genannte 
„Koblenzer Clique“.135

Bei den Vorarbeiten für den Parlamentarischen 
Rat am Herrenchiemsee und damit am Grundge-
setz war Süsterhenn ebenfalls erfolgreich für eine 
Bindung der individuellen Freiheitsrechte an die 
„guten Sitten“ eingetreten. Insgesamt wies der 
Bericht vom Herrenchiemsee dem Parlamenta-
rischen Rat und dem Grundgesetz in weiten Teilen 
die Richtung. Das Ziel Süsterhenns bei der Entste-
hung des Grundgesetzes war es, die Anliegen der 
katholischen Kirche so weitgehend zu verankern, 
wie ihm das in der Verfassung von Rheinland-
Pfalz gelungen war. Damit war er keineswegs 
ein Außenseiter. Konrad Adenauer (CDU) hätte 
Süsterhenn gerne als Vorsitzenden der CDU/CSU 
im Parlamentarischen Rat eingesetzt, doch das 
scheiterte an der CSU, so dass Süsterhenn nur 
stellvertretender Fraktionsvorsitzender werden 
konnte. Rückblickend meinte Süsterhenn über 
seine Bedeutung im Parlamentarischen Rat, „dass 
unter den gesamten Abgeordneten des Parla-
mentarischen Rates unbestrittenermaßen ich 
es gewesen bin, der der stärkste Vorkämpfer für 
eine christliche Kultur- und Gesellschaftspolitik 
gewesen ist“.136

Während der Beratungen des Grundgesetzes 
erschien Süsterhenn vor allem in der Fraktion, als 
ordentliches Mitglied im Hauptausschuss und im 
Plenum. Mitglied im Ausschuss für Grundsatz-
fragen, der den Gleichberechtigungsgrundsatz 
verhandelte, war Süsterhenn nicht.137 In den 
Sitzungen der CDU/CSU-Fraktion des Parlamen-
tarischen Rates ist im Protokoll vermerkt, dass 
Wilhelm Laforet, CSU, als Sprecher in Sachen 

135  Vgl. Hehl 2012, S. 163. Die CDP ging 1947 in der CDU auf; vgl. 
ebd., S. 165f. Der „Rheinische Merkur“ entwickelte sich 1946 zum 
„Leib- und Magenblatt“ Süsterhenns, vgl. Hehl 2012, S. 156.

136  Hehl 2012, 384, 388, 391, 404, 420. Diese Selbsteinschätzung 
sei nicht übertrieben, so sein Biograf; vgl. Hehl 2012, S. 437.

137  Vgl. Hehl 2012, S. 393 sowie Feldkamp 2019, 69. Hehl meint, 
Süsterhenn war Stellvertretender Vorsitzender im Ausschuss für 
Grundsatzfragen, dort jedoch nicht sonderlich präsent. Vgl. Hehl 
2012, S. 393. In dieser Biografie ist keine Auseinandersetzung Süs-
terhenns mit Frieda Nadig oder Elisabeth Selbert verzeichnet, die für 
den Gleichberechtigungsgrundsatz stritten.

Gleichberechtigungswunsch der SPD aufgetreten 
sei.138 Im Mai 1949, noch vor der zweiten Lesung 
im Plenum, musste Süsterhenn wegen eines 
Unfalls ausscheiden.139 Es ist daher davon auszu-
gehen, dass sein Kampf für eine christliche Politik 
vor allem im Hintergrund und in vorbereitenden 
Texten zu sehen ist. Süsterhenn argumentierte 
später noch öffentlich gegen eine Frist, in der der 
Gleichberechtigungsgrundsatz umgesetzt sein 
müsste; eine solche Frist würde einen Zustand 
vollkommener Rechtlosigkeit herbeiführen.140

Als Gegenpol zur Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern galt in den Beratungen des Grund-
gesetzes der staatliche Schutz für Ehen und 
Familien. Die Ehe und die darauf gründende Fa-
milie als wichtigsten Baustein der Gesellschaft zu 
definieren, war bereits in der Weimarer Republik 
ein Anliegen der katholischen Zentrums-Partei 
gewesen.141 Die Bischofskonferenz wollte hierzu 
folgenden Artikel im Grundgesetz sehen: „Die Ehe 
als die rechtmäßige Form der dauernden Lebens-
gemeinschaft von Mann und Frau und die aus ihr 
wachsende Familie sowie die aus der Ehe und der 
Zugehörigkeit zur Familie fließenden Rechte und 
Pflichten stehen unter dem besonderen Schutz 
der Verfassung.“142 Dieser Artikel hätte ausdrück-
lich und ausschließlich nur jene Familienform 
privilegiert, die auf einer Ehe gründete; die vielen 
anderen Familienkonstellationen der Nachkriegs-
zeit wären ausdrücklich ausgeschlossen worden.

Den Text der Bischofskonferenz zum Schutz der 
Ehe und Gattenfamilie brachte Süsterhenn in die 
Beratungen ein.143 Allerdings konnte er ihn nicht 
durchsetzen. Im Parlamentarischen Rat hatte die 
SPD eine starke Stellung und wurde als Gegnerin 

138  Vgl. Protokoll vom 03.12.1948, nach Die CDU/CSU im Parlamen-
tarischen Rat, 1981, S. 253.

139  Vgl. Feldkamp 2019, S. 225, 231.

140  Vgl. zur Frist Moeller 1997, S.105.

141  Vgl. Moeller 1997, vor allem Kapitel II über Geschlecht und 
Grundgesetz; zum Zentrum siehe ebd.,  S. 119.

142  Böhler an die Ordinariate, 25.11.1948, zitiert nach Mertens 2010, 
Dok. 128, S. 379. Bei den Grundrechten wurde seitens der Bischofs-
konferenz keine Gleichberechtigung der Geschlechter gefordert.

143  Siehe Wapler 2015a, S. 195. 
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der Forderungen der Bischofskonferenz angese-
hen. Letztlich setzte sich der Grundgesetzartikel 
durch, der Ehe und Familie unter den besonde-
ren Schutz des Staates stellte und nicht genau 
definierte, welche Familienformen darunterfielen. 
Dennoch wertete Prälat Wilhelm Böhler aus Köln, 
der im Auftrag der Bischofskonferenz mit den 
Abgeordneten verhandelte, den Grundgesetzar-
tikel 6 zum Schutz von Ehe und Familie als Erfolg 
der Bischofskonferenz; Bestimmungen über Ehe 
und Familie gehörten zum Schwerpunkt der ka-
tholischen Interventionen.144 Süsterhenns Partei-
kollege Franz-Josef Wuermeling, ebenfalls streng 
gläubiger Katholik, Staatssekretär im Ministerium 
des Inneren Rheinland-Pfalz, betonte im April 
1949: „Denn Deutschland wird christlich sein oder 
es wird nicht sein.“145 

Familien aus Müttern und ihren Kindern wurden in 
den Schutz des Grundgesetzes nicht einbezogen; 
sie galten nicht als Familien. Bei den Beratungen 
zum Grundgesetz fand ein entsprechender Antrag 
kein Gehör, der von der Gymnasiallehrerin Dr. 
Dorothea Klaje aus Norddeutschland gestellt 
worden war. Klaje hatte 1948 ausgeführt, eine 
Familie beginne mit der Geburt des ersten Kindes 
einer Frau und ende, wenn alle Kinder erwachsen 
seien. Eine Ehegemeinschaft sei dafür nicht nötig. 
Derzeit sei für viele Frauen Tatsache, dass zwei von 
ihnen zusammen in einem Haushalt lebten und so 
die Belastungen durch Erwerbstätigkeit, Kinderer-
ziehung und Haushalt besser bewältigen könnten. 
Es gelte daher, die Sittengesetze zu ändern. In der 
damaligen Rezeption ist von gleichgeschlechtlicher  
 
 

144  Vgl. Mertens 2010, S. 13 bis 21 sowie dort besonders die 
Dokumente 108, 109, 228, 229, 253, 265. Diese Interventionen 
betrafen nicht zuletzt Auseinandersetzungen um das Elternrecht auf 
Konfessionsschulen, die hier nicht weiter vertieft werden sollen. In 
diesen Auseinandersetzungen lag Süsterhenn daran, mit dem Grund-
gesetz Bedingungen zu schaffen, die eine Neuordnung im Sinne des 
Christentums gestaltbar machten. Vgl. Hehl 2012, S. 413f.

145  Zitiert nach Hehl 2012, 416; vgl. auch ebd., S. 414, 417. Der Bi-
schof von Mainz, Albert Stohr, war mit dieser Linie zufrieden. Anders 
Prälat Böhler, der den Abgeordneten die Haltung der Bischofskonfe-
renz nahebringen sollte; Böhler hielt Wuermelings Linie für zu starr. 
Vgl. Brief Stohr an Frings, Mainz, 30.04.1949 sowie Böhlers vom 
09.05.1949, in Mertens 2010, S. 609 und 629f.

Liebe unter solchen Frauenpaaren nicht die 
Rede.146

Auch das Kindeswohl wurde in den Debatten 
um das Grundgesetz nicht erörtert und steht als 
Begriff nicht im Verfassungstext. In Artikel 6 Abs. 
2 S. 1 des Grundgesetzes ist nicht von einem Auf-
trag an den Staat die Rede, zu kontrollieren, ob die 
Erziehung von Kindern am Kindeswohl orientiert 
ist. Juristische Interpretationen des Kindeswohls 
knüpften in der Nachkriegszeit an Traditionen 
des Kaiserreichs und der Weimarer Republik an, 
zitierten aber auch unkritisch Urteile aus dem 
Nationalsozialismus und spiegelten den Einfluss 
der Naturrechtsrenaissance. Letzteres führte dazu, 
dass die von den Kirchen vertretenen Anschau-
ungen über Ehe und Familie als nicht zu hinterfra-
gende Grundlage herangezogen wurden.147

Familienrecht im 
Gleichberechtigungsgesetz 

Der Gleichberechtigungsgrundsatz musste, so 
eine Vorgabe des Grundgesetzes, bis zum 1. April 
1953 in allen ihm bisher entgegenstehenden 
Gesetzen aufgenommen und umgesetzt werden. 
Dieser Verfassungsauftrag führte zu rund zehn-
jährigen Auseinandersetzungen vor allem um das 
Ehe- und Familienrecht. Besonders dieser Teil 
des Zivilrechts stand nach Auffassung diverser 
Jurist*innen, darunter Elisabeth Selbert, dem 
Gleichberechtigungsgrundsatz entgegen. 

Die Familienrechtswissenschaft, so die Juristin 
Heike Vaupel in ihrer Untersuchung über die Fa-
milienrechtsreform in den 1950er Jahren, „mußte 
sich der Frage stellen, wie ein diesen Erwartungen 
[des Gleichberechtigungsgrundsatzes] wirk-
lich entsprechendes Familienrecht auszusehen 
hätte.“148 Während der 38. Deutsche Juristentag 
1950 eine entsprechende Umgestaltung des 

146  Vgl. Moeller 1997, S. 122, 126f. Siehe zu intensiven Debatten um 
Mutterfamilien zuvor auch ebd., S. 110.

147  Vgl. Wapler 2015a, S. 106, 115, 60.

148  Vaupel 1999, S. 86.
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Familienrechts forderte und auch die SPD ent-
sprechende Vorschläge machte,149 formierte sich 
in den christlichen Kirchen Widerstand: Für Vaupel 
boten die Kirchen „ideologische Grundlagen“ und 
damit eine von mehreren Ursachen „für den Erfolg 
der Restaurationsversuche“, indem entgegen der 
Gleichstellungsvorschrift des Grundgesetzes im 
Laufe der fünfziger Jahre keine Modernisierung, 
sondern eine „Restauration der Frauen-Rolle in 
der Familie und Öffentlichkeit“ erfolgt sei.150 
Namentlich katholische Bischöfe betonten, die 
Gleichberechtigung der Frauen müsse beschränkt 
bleiben, falls diese den Bestand der Ehe bedrohte. 
Intensiv wurde im Bundestag besonders darum 
gestritten, ob der Ehemann und Vater die Ent-
scheidungsgewalt gegenüber Ehefrauen und 
Kindern behalten sollte oder nicht.151 In diesem 
Zusammenhang meinte Bundeskanzler Konrad 
Adenauer 1952: „Wie letzten Endes die Mutter 
sich grundsätzlich dem Vater zu fügen hat, so soll 
auch die Frau gehalten sein, dasselbe im Verhält-
nis zum Mann zu tun.“152 

Die evangelische Haltung war gespalten; 1954 
vertrat die Evangelische Kirche in Deutschland mit 
Bezug auf Artikel 6 des Grundgesetzes die väter-
liche bzw. männliche Autorität.153

Die Überordnung des Ehemannes über Frau und 
Kinder sowie willfährige Unterordnung und bereit-
williger Gehorsam der Ehefrau waren Kernpunkte 
der katholischen Auffassung, die beispielsweise 
vom führenden Vertreter des konservativ-katho-
lischen Familienrechts, dem Bonner Rechtslehrer 
Friederich W. Bosch, verfochten wurde. Bosch 
äußerte in einer 1952 erschienenen Schrift, das 
Patriarchat entspreche der Schöpfungsordnung. 
Aus christlicher Sicht müsse das Zivilgesetz den 
Mann als Haupt der Frauen enthalten oder dürfe 
dies jedenfalls nicht negieren; die sogenannte 

149  Vgl. Schwab 1997, S. 806.

150  Vaupel 1999, S. 204 und 210.

151  Vgl. Moeller 1997, 146, 151f, 155f, 160; Joosten 1990, S. 61–67; 
Schwab 1997, S. 806–809; siehe auch generell Vaupel 1999.

152  Zitiert nach Moeller 1997, S. 157.

153  Vgl. Schwab 1997, S. 806f.

Gleichberechtigung sei am christlichen Gesetz 
zu messen. Bosch gab ab 1954 die einflussreiche 
Zeitschrift Ehe und Familie im privaten und 
öffentlichen Recht; Zeitschrift für das gesamte 
Familienrecht – FamRZ mit heraus154 und war bis 
1976 der alleinige Schriftleiter der Ehe und Familie 
im privaten und öffentlichen Recht, der späteren 
FamRZ. Der Kurztitel FamRZ setzte sich durch 
und wird im vorliegenden Bericht durchgängig 
verwendet. 

Das Familienrecht mitzugestalten, sah Bosch als 
seine Berufung an. Bald nach der Gründung der 
FamRZ 1954 war sie einflussreich; zunehmend 
wurden gerichtliche Entscheidungen nach FamRZ 
zitiert. Auch Anmerkungen der FamRZ zu Ent-
scheidungen erfuhren weite Beachtung.155 

Auch der CDU-Abgeordnete des Bundestages und 
Koblenzer Jurist Karl Weber vertrat die kirchliche 
Position. Unter dem Gesichtspunkt der Gleichbe-
rechtigung dürfe nichts geschehen, das die Ehe 
oder die Familie gefährden und deren Auflösung 
vorantreiben könnte. In dieser Hinsicht bestünde 
Übereinstimmung mit den beiden christlichen 
Kirchen.156 

Ähnlich agierte Franz-Josef Wuermeling (CDU), 
der ab 1953 Bundesfamilienminister war. Ein 
Ziel Wuermelings war die Rekonstruktion der 
bürgerlichen Familie, die ihm durch die Not der 
Nachkriegsjahre und durch sozialistische Gedan-
ken bedroht zu sein schien. Wuermeling erklärte 
im Bundestag die Kirche zu seinem besten und 
wichtigsten Mitstreiter für sein Aufgabengebiet 
als Familienminister, besonders in Hinblick auf 
die innere, ethische Erneuerung. Für die Verwirk-
lichung seiner Vorstellungen von Familien war die 

154  Vgl. Schwab 1997, 806–809 sowie Hinz 2014, S. 178. Siehe 
zudem Titelblatt der FamRZ, auf dem die Herausgeber stehen. Auch 
ständige Mitarbeiter*innen sind aufgeführt. Keiner dieser Namen 
war einem Ort in Rheinland-Pfalz zugeordnet. Die Schrift Boschs von 
1952 lautete „Familienrechtsreform. Zwei Vorträge“; vgl. Hinz 2014, 
S. 178. 

155  Vgl. Schwab 2004, S. 8–11.	

156  Vgl. Vaupel 1999, S. 142, 177. Vaupel ordnet Weber nicht regi-
onal zu, doch in dieser Wahlperiode war der Jurist aus Koblenz der 
einzige Abgeordnete dieses Namens.
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Bindung der Frauen an das Haus unverzichtbar. 
Seiner Politik, die sich ausdrücklich gegen Er-
werbstätigkeit von Frauen richtete, entsprach es, 
einen Ausbau der öffentlichen Kinderbetreuung 
abzulehnen.157

Bereits zu Beginn seiner Amtszeit als Bundesfami-
lienminister drängte Wuermeling darauf, das Ehe-
scheidungsrecht zu verschärfen. Die Möglichkeit 
einer Ehescheidung sollte auf das geringstmög-
liche Maß beschränkt werden. Durch das geltende 
Scheidungsrecht, das er als gesetzlich geschützte 
Eheinflation beschrieb, sah er eine Demontage 
der deutschen Familie gefördert. Das stehe gegen 
Artikel 6 des Grundgesetzes, den der als nicht 
verwirklicht beurteilte.158 So äußerte Wuermeling 
1953, die Möglichkeit einer Scheidung bedeute an 
sich eine schwere Gefahr für den Bestand „unserer 
Ehen und Familien. Jede Erleichterung der Schei-
dung erhöht diese Gefahr und bedroht damit in 
verstärktem Maße die in den Familien gegebenen 
Grundfesten für den Fortbestand von Staat und 
Gesellschaft“.159 

Bevor Wuermeling Familienminister wurde, hatte 
er 1952 im Zusammenhang mit dem anstehenden 
veränderten Ehe- und Familienrecht geschrie-
ben, die Fassung des Gleichberechtigungsgrund-
satzes im Grundgesetz sei „so unglücklich, daß 
wir für die weitere Entwicklung der Dinge vom 
kirchlichen Standpunkt aus das Schlimmste zu 
befürchten haben […]. Ich sehe persönlich mit 
größter Sorge den kommenden Dingen entgegen, 
da ich stark damit rechne, daß wir kaum noch 
nennenswerte Reste unserer christlichen Eheauf-
fassung im bürgerlichen Recht werden erhalten 
können. Trotzdem wollen und müssen wir in die-
ser Richtung alles nur Denkbare versuchen.“160 

157  Vgl. Gerlach 2004, S. 150–154.

158  Vgl. Joosten 1990, S. 68.

159  Zitiert nach Haensch 61974, S. 106. Auch wenn diverse the-
oretische Grundannahmen Haenschs m. E. kaum haltbar sind, ist 
seine Abhandlung dennoch als Zusammenstellung von Quellen über 
Familienpolitik der frühen Bundesrepublik hilfreich.

160  Wuermeling an Pater Gundlach, 16.06.1952, zitiert nach Müller-
List 1996, S. 227.

„Kein anderer“, so der Historiker Robert Moeller, 
„hat den weltanschaulichen Rahmen für die 
Stellungnahmen der CDU/CSU zur Reform des 
Bürgerlichen Gesetzbuches so scharf gezogen.“161 
Wuermeling hielt die Formel, der Mann sei das 
Oberhaupt der Familie, für vorbildlich; sie bilde 
die natürliche Ordnung ab. Den realen Funktionen 
der Frauen in vielen Familien der Nachkriegszeit 
als Ernährerinnen und Oberhäupter maß er keine 
besondere Bedeutung zu, sondern wertete sie mit 
Verweis auf die päpstliche Ehe-Enzyklika von 1930 
lediglich als Ausnahme, die kein Grund dafür sei, 
die wesentliche Ordnung anzurühren; in dieser 
Ordnung war alleine der Mann das Oberhaupt.162 
Wuermeling verstand sein Amt als Bundesfamili-
enminister auch als „Abwehrstellung“ gegen die 
Gleichberechtigung der Frauen. Aus seiner Sicht 
stand die auf christlichen Grundwerten beruhende 
Familie, in der der Vater die Familienautorität aus-
übte, in vorderster Linie der Abwehrfront gegen 
das kommunistische Osteuropa. Der überzeugte 
Katholik zielte auf möglichst viele kinderreiche 
Familien ab, wobei er dies nicht als Bevölkerungs-
politik verstanden wissen wollte. 1954 erklärte 
er: „Millionen innerlich gesunder Familien mit 
rechtschaffen erzogenen Kindern sind als Siche-
rung gegen die drohende Gefahr der kinderreichen 
Völker des Ostens mindestens ebenso wichtig wie 
alle militärische Sicherung.“163

Die Rechtslage in der Bundesrepublik dieser Jahre 
ließe sich in Bezug auf lesbische Liebe so zusam-
menfassen: Verliebte sich eine Ehefrau beispiels-
weise in ihre Kollegin, konnte ihr Ehemann nicht 
nur ihren Arbeitsvertrag kündigen, sondern auch 
die Kinder zu den Großeltern oder woandershin 

161  Moeller 1997, 166. In Studien zur Familienpolitik der jungen 
Bundesrepublik ist der am häufigstengenannte Name der Wuerme-
lings, was auf seine Wirkungsmächtigkeit verweist; vgl. Schwartz 
2009, S. 27.

162  Vgl. Vaupel 1999, 178. „Wenn der Mann seine Pflicht nicht tut, 
ist es Aufgabe der Frau, seinen Platz in der Leitung der Familie einzu-
nehmen.“ Ehe-Enzyklika, zitiert nach Vaupel 1999, S. 178.

163  In einem Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bun-
desregierung 1954, zitiert nach Joosten 1990, S. 39. Seine Vorstellun-
gen propagierte der Familienminister in zahlreichen Aufsätzen und 
Reden; nach eigenen Angaben hielt er allein in den Jahren 1953–1957 
rd. 450 Vorträge. Vgl. Joosten 1990, S. 40. 
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geben und einen Umzug des Paares an einen an-
deren Ort veranlassen. Zudem hatte die Ehefrau 
(sexuelle) „eheliche Pflichten“, also kein Selbst-
bestimmungsrecht über ihren eigenen Körper. 
Eheliche Vergewaltigung war kein Straftatbe-
stand164 und der Zugang zu Empfängnisverhütung 
war sehr eingeschränkt. Wie sich diese rechtliche 
Lage auf Ehefrauen auswirkte, die statt mit dem 
Ehemann mit einer Frau leben wollten, wurde im 
Zusammenhang mit der anstehenden Reform des 
Ehe- und Familienrechts öffentlich vermutlich 
nicht diskutiert; ein solcher Beitrag war zumindest 
nicht aufzufinden. 

Bei den Beratungen des ersten Regierungsent-
wurfs eines Ehe- und Familiengesetzes von 1952 
war elterliche Gewalt unwesentlich. In der Öffent-
lichkeit jedoch wurde die im Regierungsentwurf 
festgeschriebene formalistische Verknüpfung der 
Scheidungsschuld mit der Sorgerechtsentschei-
dung kritisiert.165 Der Rechtsausschuss des Bun-
desrates verlangte Änderungen der Bedingungen 
für eine Ehescheidung. Eine Ehescheidung wegen 
Zerrüttung sollte nicht dadurch erschwert wer-
den, dass der Widerspruch des unschuldigen Teils 
die Scheidung auf jeden Fall verhinderte. Auch 
sollte bei der Regelung der elterlichen Gewalt 
über Kinder aus geschiedenen Ehen „die Entschei-
dung des Vormundschaftsgerichts noch stärker, 
als es im Entwurf geschehen ist, auf das Wohl des 
Kindes ausgerichtet und vom Schuldausspruch 
des Scheidungsurteils gelöst werden.“166 Das Bun-
desland Rheinland-Pfalz trat in der Debatte nicht 
besonders in den Vordergrund. Der hier diskutierte 
Regierungsentwurf wurde nicht Gesetz; es sollte 
bis 1957 dauern, bis das Parlament ein neues Ehe- 
und Familienrecht verabschiedete.167

 

164  Vgl. Gerhard 2018, S. 304 sowie Flügge 2007. 1966 sollte der 
Bundesgerichtshof urteilen, dass es nicht gestattet war, Widerwillen 
zu zeigen; siehe dazu Kapitel II.

165  Vgl. Köhler 2006, S. 60, 65.

166  Bundesrat Sitzungsbericht Nr. 92, 92. Sitzung des Bundesrates 
in Bonn am 26. September 1952 um 10.00 Uhr, S. 414.

167  Vgl. zu diesen Debatten und Vorschlägen besonders Vaupel 
1999; siehe auch Köhler 2006, S. 62-64.

1951 ging der Bundesgerichtshof in Bezug auf das 
Sorgerecht von einem Vorrang des nichtschul-
digen Elternteils aus, der zusätzlich zum Scheitern 
der Ehe nicht noch das Kind verlieren sollte.168 
1952 betonte der Bundesgerichtshof die Schuld 
an einer Ehescheidung als Entscheidungsgrund 
für die Übertragung der elterlichen Sorge. Der 
schuldige Elternteil sei zur Erziehung von Kindern 
schlechter geeignet. Damit war die Rechtspre-
chung daran gebunden, bei Sorgerechtsent-
scheidungen die Scheidungsschuld prominent zu 
berücksichtigen.169 Im Grunde musste der Faktor 
Scheidungsschuld bis an die Grenze der Kindes-
wohlgefährdung durchgesetzt werden.170 

In den 1950er Jahren legte der Bundesgerichtshof 
seinen Entscheidungen zum Ehe- und Familien-
recht eine strenge christliche Sexualmoral zu-
grunde und fällte scharfe moralische Urteile. Die 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes zielte 
auf eine naturrechtliche Fundierung der west-
deutschen Rechtsordnung ab. Der Verkehr der Ge-
schlechter sollte sich nur in der Ehe vollziehen. Ein 
Verstoß dagegen verletze ein elementares Gebot 
geschlechtlicher Zucht. Die Wiedereinsetzung und 
strafrechtlich bewehrte Verteidigung des Sitten-
gesetzes musste aus Sicht des Bundesgerichtshofs 
auch gegen die Gesellschaft und deren Wandel 
durchgesetzt werden.171

Mit dem 31.03.1953 lief die Übergangsbestim-
mung des Grundgesetzes aus, wonach alle dem 
Gleichberechtigungsgrundsatz entgegenstehen-
den Gesetze ihre Wirksamkeit verloren. Ein neues 
Ehe- und Familienrecht war bis dahin nicht ver-
abschiedet worden. Jede familienrechtliche Norm 
musste nun an Art. 3 Abs. 2 des Grundgesetzes 
gemessen werden. Dies wurde durch Prüfung 
durch Gerichte vollzogen; daher wird der entspre-
chende Zeitraum der des Richterrechts genannt. 
Im Mittelpunkt der juristischen Erörterungen 
während der Zeit des Richterrechts stand weniger 

168  Vgl. Schmidt 2019, S. 180.	

169  Vgl. Köhler 2006, S. 27-34.

170  Vgl. Schmidt 2019, S. 182f.

171  Vgl. Kandora 2002, S. 384, 387f.
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eine Zuweisung der elterlichen Sorge nach einer 
Ehescheidung.172 Die Rechtsprechung war sich 
einig, die Regelung der §§ 1627, 1628 BGB als 
nichtig anzusehen, die seit 1900 unverändert nur 
dem Vater die volle elterliche Gewalt zugewiesen 
hatten.173

Verhältnismäßig einig war sich die Rechtspre-
chung in der Frage, wer bei Meinungsverschieden-
heiten der Eltern über Kindesfragen von erheb-
licher Bedeutung letztlich entscheiden sollte: das 
Vormundschaftsgericht. Das Landgericht Bad 
Kreuznach trat 1956 als eines von wenigen Land- 
und Amtsgerichten für den „Stichentscheid“ des 
Vaters ein: in strittigen Fällen sollte der Vater 
entscheiden. Dabei stützte sich das Landgericht 
Bad Kreuznach in seinen Ansichten u. a. auf einen 
Beitrag von Friedrich Wilhelm Bosch, den Mit-
herausgeber der FamRZ.174 Laut Landgericht Bad 
Kreuznach war Art. 6 Abs. 1 des Grundgesetzes, 
der Ehe und Familie unter den besonderen Schutz 
des Staates stellte, bedeutsamer als die Anerken-
nung von Individualrechten des Gleichberech-
tigungsgrundsatzes des Grundgesetzes. Dessen 
„buchstabengetreue Durchführung“ würde die 
„Grundlagen von Ehe und Familie zerstören“, denn 
eine „mathematische Durchführung des Gleich-
heitssatzes“ führe zu einer Auflösung des Ord-
nungsgefüges der Familie. Ohne innere Ordnung 
und deren naturgegebene Autoritäten drohe eine 
Zerstörung der Gemeinschaft.175 

Dies stand in direktem Gegensatz zu einem Urteil 
des Bundesgerichtshofs, das wenige Monate zuvor 
ergangen war. Der Bundesgerichtshof hatte sich 
dafür ausgesprochen, bei Meinungsverschieden-
heiten der Eltern über Kindesfragen von erheb-
licher Bedeutung solle das Vormundschaftsgericht 
entscheiden – nicht der Vater. Der Bundesge-
richtshof sprach sich damit gegen konservative 
Bestrebungen aus, die mit Bezug auf Art. 6 Abs. 1 
des Grundgesetzes eine Reform des bisherigen  

172  Vgl. Köhler 2006, S. 41, 48.

173  Vgl. Hinz 2014, S. 173 sowie Vaupel 1999, S. 160, 165.

174  Vgl. Vaupel 1999, S. 160, 165, Fußnote 734.

175  Urteil vom 12.11.1956, zitiert nach Vaupel 1999, S. 164. 

Familienrechts verhindern und die männliche bzw. 
väterliche Autorität erhalten wollten.176

Nach der Bundestagswahl 1953 legte die Fraktion 
der FDP einen Entwurf für ein Gesetz vor, in dem 
die elterliche Gewalt nach einer Ehescheidung 
nicht an eine Scheidungsschuld anknüpfte.177  
Bundesjustizminister wurde 1953 Fritz Neumayer 
(FDP), der 1945/1946 Landgerichtspräsident in 
Kaiserslautern, 1946 Mitglied der Verfassungs-
gebenden Landesversammlung von Rheinland-
Pfalz und 1947/1948 Minister für Wirtschaft und 
Verkehr in Rheinland-Pfalz war. Seit 1949 war 
Neumayer Mitglied des Bundestages, 1952/1953 
Bundesminister für Wohnungsbau.178 Thomas 
Dehler, zuvor Bundesjustizminister und nun Frak-
tionssprecher der FDP-Fraktion, wandte sich 1954 
gegen die Übernahme kirchlicher Ansichten über 
die Ordnung der Familie ins weltliche Recht.179

Anders der Regierungsentwurf der Regierung 
Adenauer von 1954; er sah vor, die Bedeutung der 
Scheidungsschuld für die Zuteilung der elterlichen 
Gewalt zu verschärfen. Für eine Übertragung auf 
einen als allein schuldig gesprochenen Elternteil 
sollten „schwerwiegende“ statt wie zuvor nur 
„besondere“ Gründe gefordert werden.180 Auch 
sah der Entwurf vor, die Entscheidungsgewalt des 
Ehemannes zu verstärken, und betonte die Haus-
haltsführungspflicht der Ehefrau; beides hatte die 
katholische Kirche gefordert. Nicht durchsetzen 
ließ sich ein Vorschlag Wuermelings von 1953, 
die seit 1875 geltende Ziviltrauung abzuschaffen. 
Damit wären Ehescheidungen dem kirchlichen 
Gesetz unterstellt und fast unmöglich gemacht 
worden.181 In den Anfangsjahren der Bundesrepu-

176  Vgl. Vaupel 1999, S. 160f, 166. Diese Reform-Bestrebungen 
konkretisiert Vaupel hier nicht; aus dem Zusammenhang lässt sich 
schließen, dass sie vermutlich das Landgericht Bad Kreuznach und 
das Amtsgericht Würzburg meinte, vielleicht auch diejenigen, die 
dieses Problem vor den Bundesgerichtshof brachten. 

177  Vgl. Köhler 2006, S. 67. Bundestagsdrucksache 2/112 vom 
02.12.1953, unterzeichnet von Dr. Dehler und Fraktion.

178  Vgl. Der Präsident des Landtags Rheinland-Pfalz 2016, S. 493f.

179  Vgl. Vaupel 1999, S. 179.

180  Vgl. Köhler 2006, S. 71f.

181  Vaupel 1999, S. 172, 177.
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blik betonten sowohl die Regierungen Adenauers 
als auch die Kirchen die lebenslange Dauer der 
Ehen als Regelfall. Daher konnte das Scheidungs-
recht nicht anders sein als restriktiv. Die christlich 
geprägte Parlamentsmehrheit setzte zusammen 
mit einer konservativen Richterschaft den Vorrang 
des Verschuldensprinzips durch.182

1954 entschied der Bundesgerichtshof, eine 
zerrüttete Ehe sei aus sittlichen Erwägungen nicht 
zu scheiden, obwohl die Eheleute mehr als die 
erforderlichen drei Jahre getrennt gelebt hatten. 
Indem diesen ihre sittliche Verpflichtung zur Fort-
führung ihrer Ehe bewusst gemacht werde, könne 
der „Zerstörung der Ordnung entgegengewirkt“ 
werden.183

Die Debatte und die parlamentarischen Bera-
tungen über ein reformiertes Ehe- und Familien-
recht gingen weiter. Im Bundesrat widersprach 
vor allem das Land Hessen dem Entwurf der 
Bundesregierung; die Mehrheit votierte dafür. 
Frauenverbände wie der Deutsche Juristinnenbund 
bemühten sich, Einfluss auf die Gesetzgebung zu 
nehmen, waren damit aber kaum erfolgreich.184 
Der Unterausschuss Familienrechtsgesetz des 
Bundestages sprach sich mehrheitlich für eine 
Berücksichtigung der Scheidungsschuld bei der 
Zuteilung elterlicher Gewalt aus. Während die 
Sozialdemokratin Frieda Nadig, die mit Elisabeth 
Selbert den Gleichberechtigungsgrundsatz des 
Grundgesetzes durchgesetzt hatte, sich kate-
gorisch gegen die Berücksichtigung von Schuld 
wandte, argumentierte Karl Weber als Vorsitzen-
der des Ausschusses dafür. Der CDU-Abgeordnete 
Weber aus Koblenz bezog sich auf das Naturrecht. 
Danach war pflichtvergessen und verantwor-
tungslos, wer eine Ehe scheitern ließ. Wer schul-
dig geworden war, hätte stattdessen das Wesen 
der Ehe erkennen und dieser natürlichen Ordnung 

182  Vgl. Schlemmer 2019, S. 35.

183  Zitiert nach Löhnig 2019, S. 3. Eine Einfügung Löhnigs ins Zitat 
wurde hier nicht übernommen.

184  Vgl. Vaupel 1999, S. 175, 210–214.

seine eigenen Bedürfnisse unterordnen müssen.185 
Auch im Plenum des Bundestages wurde leiden-
schaftlich debattiert. Wuermeling nannte es 1954 
vorbildlich, den Mann als Haupt der Familie und 
die Frau in untergeordneter Stellung gesetzlich 
festzulegen. Dazu führte er aus, der Sinn der Auto-
rität des Vaters liege in Sorge und Verantwortung 
für das Familienwohl, was mehr eine Pflicht als 
ein Recht sei. Die Frau wiederum sei das Herz der 
Familie. Er glaube kaum, dass irgendeine Frau eine 
formale Gleichberechtigung wolle. Die Frau und 
Mutter empfinde die Zunahme ihres Einflusses 
in der Familie als eine steigende Belastung mit 
Aufgaben und Verantwortungen für die gesamte 
Familie. Mit Bezug auf den Soziologen Helmut 
Schelsky betonte Wuermeling Bedenken, die an-
stehende Reform des Familienrechts vorwiegend 
von der abstrakten Verfassungsnorm der Gleich-
berechtigung her zu begründen.186 Insgesamt 
wurde von denen, die im Familienrecht an einer 
Machtposition der Väter festhalten wollten, die 
repressive Dimension der männlichen Vormacht-
stellung ignoriert und stattdessen eine Vorstel-
lung von Familien aufgerufen, in der sich Interes-
sen nicht grundlegend widersprechen.187 

Knapp entschied sich der Bundestag 1957 gegen 
das Letztentscheidungsrecht des Ehemanns, 
beließ aber den Stichentscheid des Vaters im 
Gleichberechtigungsgesetz, so der Kurztitel des 
Gesetzes, das schließlich das reformierte Ehe- und 
Familienrecht enthielt.188 

Am 18.06.1957 wurde das „Gesetz über die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau auf dem 
Gebiet des bürgerlichen Rechts“ (GleichberG) 
verkündet; am 01.07.1958 trat es in Kraft. Das 

185  Vgl. Köhler 2006, 73-77. Von der ersten Sitzung im September 
1960 bis zur letzten Sitzung im März 1961 war Weber Vorsitzender 
des Unterausschusses. Vgl. Die Ausschüsse des Deutschen Bundesta-
ges, 1973, S. 44.

186  Vgl. Debatte im Bundestag: Erste Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes über die Gleichberechtigung von Mann und Frau auf dem 
Gebiete des bürgerlichen Rechts,12.02.1954, nach Müller-List 1996, 
S. 339–345.

187  Vgl. Vaupel 1999, S. 181, 202.

188  Vgl. Vaupel 1999, S. 188f.
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Gleichberechtigungsgesetz gliederte das Ehe- und 
Familienrecht wieder ins Bürgerliche Gesetzbuch 
ein und enthielt neue wie auch traditionelle Ele-
mente des Ehe- und Familienrechts. Damit war ab 
1958 ein Familienrecht gültig, das weiterhin vor 
allem den verheirateten Vater als Garanten der 
Stabilität und Ordnung und als Autorität ansah. 
Ihm kam der Stichentscheid in Kindesfragen von 
erheblicher Bedeutung zu.189 Für den vorliegenden 
Forschungsbericht soll das Gesetz nicht weiter als 
solches gewertet werden, sondern es werden le-
diglich die Bestimmungen aufgeführt, die für eine 
Ehescheidung und die nachfolgende elterliche 
Gewalt bedeutend waren.

§ 74 des Ehegesetzes von 1946, der die elterliche 
Gewalt über die Kinder nach einer Ehescheidung 
regelte, war weitgehend unverändert in § 1671 
der neuen Fassung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
übernommen worden. Nun war die Scheidungs-
schuld als Kriterium bei der Zuteilung der elter-
lichen Sorge reduziert.190 Erst eine Alleinschuld 
an der Ehescheidung sollte den Ausschlag geben, 
nicht bereits eine überwiegende Schuld. Gemäß 
§ 1671 Abs. 3 S.2 BGB sollte bei der Sorgerecht-
sentscheidung nur die Scheidungsschuld des 
alleinschuldigen Elternteils berücksichtigt wer-
den. Es wurde daraus geschlossen, der schuldige 
Elternteil sei weniger erziehungsgeeignet und sein 
Sorgerecht daher dem Kindeswohl abträglich. 
Scheidungsschuld und Kindeswohl standen in 
Konkurrenz.191

Die Befugnis, die Kinder gesetzlich zu vertreten, 
hatten nach wie vor alleine die Väter; es ging also 
bei der Zuweisung nach einer Ehescheidung nur 
um die elterliche Sorge.192

189  Vgl. insgesamt Vaupel 1999.

190  Vgl. Wapler 2015, S. 61 sowie Schwab 1997, S. 810f. Siehe  
für eine Wertung dort sowie bei Vaupel 1999; auch bei Hinz 2014,  
S. 171–176.

191  Vgl. Köhler 2006, S. 55f sowie Schmidt 2019, S. 179, 181.

192  Vgl. Schwab 1997, S. 810f.

Rund ein Jahr nach Inkrafttreten des Gleichbe-
rechtigungsgesetzes wurde es vom Bundesverfas-
sungsgericht als verfassungswidrig verworfen. Das 
Letztentscheidungsrecht der Väter und dessen 
Alleinvertretungsmacht für die Kinder stehe, so 
das Bundesverfassungsgericht, dem Gleichberech-
tigungsgrundsatz des Grundgesetzes entgegen. 
Dieses Urteil leitete einen Paradigmenwechsel 
von der ‚natürlichen Ordnung‘ zum Prinzip der ge-
meinschaftlichen Willensbildung im Familienrecht 
bzw. zur Demokratie unter Eheleuten ein.193

Das Leitbild der Hausfrauenehe und damit der 
wirtschaftlichen Abhängigkeit der Ehefrauen von 
ihren Männern blieb nicht nur bis 1977 bestehen, 
sondern wurde steuerrechtlich noch verfestigt. 
Am 18.07.1958 wurde mit dem „Gesetz zur Än-
derung steuerlicher Vorschriften auf dem Gebiet 
der Steuern vom Einkommen und Ertrag und des 
Verfahrensrechts“ das Ehegattensplitting einge-
führt. Dieses Gesetz kann, so rückblickend die 
Juristin und heutige Präsidentin des Deutschen 
Juristinnenbundes, Maria Wersig, „als ein Element 
der damaligen Familienpolitik zur Absicherung 
der Alleinverdiener- bzw. Hausfrauenehe gelesen 
werden, es wurde in den Gesetzgebungsmate-
rialien zur Einführung des Ehegattensplittings 
auch so begründet.“194 Ein Vertreter des Bun-
desfamilienministeriums hatte 1955 notiert: 
„Bedauerlicherweise zielt die Entwicklung auf 
eine ständig anwachsende Beteiligung der Frau 
am Wirtschaftsleben hin. Diese familienpolitisch 
unerwünschte Entwicklung solle steuerlich keinen 
Anreiz erhalten.“195 Der bundesdeutsche Sozial-
staat wies zu der Zeit, so der Histori-
ker Thomas Schlemmer, eine „deutliche 

193  Vgl. Vaupel 1999, S. 189 und 198 sowie Hinz 2014, S. 176 bis 
183, 302. Juristisch wird das Urteil als BVerfG, Urteil des Ersten 
Senats vom 29. Juli 1959 - 1 BvR 205/58 -, Rn. 1-95 angegeben.

194  Wersig 2013, S. 143f. Auf dieses Gesetz, das nicht auf das 
BVerfG zurückgeführt werden kann, hatten Frauenverbände kaum 
Einfluss. Vgl. ebd. sowie S. 118, 125. 

195  Protokoll eines Treffens der Bundesministerien und Länderver-
treter 1955, zitiert nach Wersig 2013, S. 115. Name oder Funktion 
des Vertreters nennt Wersig hier nicht. Ein wesentlicher Akteur 
des Ehegattensplittings war das Bundesfinanzministerium, das bei 
diesem Thema mit dem Bundesfamilienministerium übereinstimmte. 
Vgl. ebd.
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geschlechtsspezifische Schlagseite auf.“196 Eigene 
sozialrechtliche Anwartschaften konnten von 
Ehefrauen kaum begründet werden.197

Insgesamt zeigen die leidenschaftlich geführten 
Debatten um das Ehe- und Familienrecht sowie 
um den Gleichberechtigungsgrundsatz des Grund-
gesetzes seit 1948, welche Bedeutung dem Ge-
schlechterverhältnis und der inneren Organisation 
von Familien zugesprochen wurde. Dies drückte 
der Vizepräsident des Bundestages, Richard 
Jäger (CSU), anlässlich der Verabschiedung des 
Gleichberechtigungsgesetzes 1957 so aus: „Meine 
Damen und Herren, damit hat der Deutsche 
Bundestag eines seiner bedeutsamsten Gesetzge-
bungswerke in der Realisierung des Grundgesetzes 
abgeschlossen.“198

In den Debatten der 1950er Jahre herrschte weit-
gehende Einigkeit darüber, dass ‚die Familie’ – und 
dies beinhaltete ausschließlich die Gattenfamilien 
– grundlegend für den Staat war, der deshalb ein 
legitimes Interesse daran hatte, ‚die Familie’ zu 
schützen. Die Regierungsparteien vertraten die 
Haltung, Ehen und Gattenfamilien als „Keimzelle“ 
des Staates anzusehen, die – wie der Staat selbst 
– durch männliche Dominanz geprägt war. Selbst 
die sozialdemokratische Opposition trat inzwi-
schen für die Unterstützung einer solchen ‚Nor-
malfamilie’ ein.199 Das persönliche Wohl konkreter 
Kinder spielte dagegen in den jeweils favorisierten 
Vorstellungen von Elternschaft keine besondere 
Rolle.

In solchen Debatten wurde nicht erkennbar 
darauf eingegangen, dass Mütter sich aus ihren 
Ehen lösen und einer Frau zuwenden könnten. 
Als Gefahr für die ‚natürliche Ordnung‘ wurde 
dies offensichtlich nicht angesehen. Das kann 
mit dem „Frauenüberschuss“ zusammenhängen 
– angesichts vieler „überschüssiger“ Frauen mag 
es aus Sicht der Wächter des Sittengesetzes kaum 

196  Schlemmer 2019, S. 34.

197  Vgl. Schlemmer 2019, S. 35.

198  Zitiert nach Moeller 1997, S. 325.

199  Vgl. Moeller 1997, S. 291–303.

relevant erschienen sein, ob sich Frauen einander 
zuwandten, so lange sie das hetero- und andro-
zentrierte Gesamtgefüge nicht in Frage stellten.

Auch das Bundesverfassungsgericht erkannte, wie 
wir nun sehen werden, 1957 in weiblicher Homo-
sexualität keine Bedrohung für Familien, als es 
männliche und weibliche Homosexualität verg-
lich. Es verhandelte u. a. die Frage, ob angesichts 
des Gleichheitsgrundsatzes des Grundgesetzes die 
gängige Bestrafung von Sexualität unter Männern 
und die gleichzeitige Straffreiheit von lesbischer 
Sexualität (§ 175 StGB) verfassungsgemäß war. 
Zwei wegen gleichgeschlechtlicher Sexualität 
nach § 175 StGB verurteilte Männer aus Hamburg 
hatten gegen den nach wie vor geltenden Para-
grafen in der verschärften nationalsozialistischen 
Fassung von 1935 geklagt und die Rechtmäßigkeit 
dieser fortwährenden Geltung von NS-Strafrecht 
bezweifelt. Ihre Einwände bezogen sich u. a. da-
rauf, dass § 175 StGB nationalsozialistisches Un-
recht sei und sich zudem nicht mit dem seit 1949 
geltenden Gleichberechtigungsgrundsatz des 
Grundgesetzes vertrage, da der Paragraf Männer 
und Frauen ungleich behandle. Sachverständige 
sollten u. a. klären, ob im „Triebleben“ von Mann 
und Frau wesentliche Unterschiede wirkten und 
ob Auswirkungen und Erscheinungsformen der 
lesbischen Liebe und männlichen Homosexualität 
verschieden seien.200 

Lesbische Sexualität war nie von § 175 StGB 
bedroht worden, auch wenn im Laufe der deut-
schen Rechtsgeschichte des 20. Jahrhunderts 
mehrfach Forderungen nach einer Ausweitung des 
§ 175 StGB auf Frauen formuliert worden waren. 
Eine solche Ausweitung war jederzeit denkbar. Im 
Nachbarland Österreich waren sexuelle Handlun-
gen unter Frauen von 1852 bis 1971 strafbar.201 
Hätte das Bundesverfassungsgericht im § 175 
StGB einen Verstoß gegen Artikel 3 des Grundge-

200  Für den vorliegenden Forschungsbericht soll nicht das gesamte 
Verfahren beleuchtet werden, sondern nur der Aspekt der Eltern-
schaft. Das Verfahren ist an anderer Stelle untersucht worden; vgl. 
z. B. Schäfer 2006. Juristisch wird das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts angegeben als BVerfG, 10.05.1957 - 1 BvR 550/52.

201  Vgl. Schoppmann 1991 und 1999.
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setzes gesehen, hätte das nicht zwingend zu dem 
Erfolg führen müssen, den die Beschwerdeführer 
angestrebt hatten: zur Aufhebung der Strafbarkeit 
männlicher Homosexualität. Der Jurist Christian 
Schäfer, der die Gesetzgebung des § 175 StGB ab 
1945 untersuchte, vermutet vielmehr, dass eine 
Ausweitung der Strafbarkeit auf Frauen gefolgt 
wäre. In diesen Kontext sind vermutlich auch die 
oben erwähnten zeitweiligen Forderungen des 
katholischen Volkswartbundes nach Einbeziehung 
lesbischer sexueller Handlungen einzuordnen. 
Schäfer argumentiert jedenfalls, dass eine mög-
liche Reaktion des Gesetzgebers „die geschlechts-
neutrale Formulierung der Strafvorschriften und 
deren Ausgestaltung als Gemeindelikte gewesen“ 
wäre.202 

Als im Januar 1956 bekannt geworden war, dass 
ein Verfahren um die Verfassungsmäßigkeit des 
§ 175 StGB vor dem Bundesverfassungsgericht 
anstand, hatte sich Adolf Süsterhenn, damals Vor-
sitzender am Verfassungsgerichtshof Rheinland-
Pfalz, noch am selben Tag an die Presseagentur 
dpa gewandt und ausgeführt, dass die Bundesre-
publik berechtigt sei, das Recht des Einzelnen auf 
Privatleben einzuschränken wie auch die natür-
liche Verschiedenheit zwischen Mann und Frau 
zu berücksichtigen. Damit sei die Kernfrage des 
Prozesses beantwortet.203 1957 verteidigte Süster-
henn auch seinen Parteifreund Wuermeling im 
„Rheinischen Merkur“ gegen Kritik, die vor allem 
aus liberalen Kreisen formuliert wurde,204 sowie 
gegen die Forderung, Wuermeling abzulösen.205

Gleichgeschlechtliche Betätigung sowohl von 
Männern als auch von Frauen verstoße, so das 
Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil 1957, 
gegen das Sittengesetz. Doch die jeweiligen 
Auswirkungen wurden sehr unterschiedlich 

202  Schäfer 2006, S. 114. Ein Gemeindelikt hat keinen beschränkten 
Kreis von Täter*innen.

203  Vgl. Grau 2017, S. 80f.

204  Vgl. Hehl 2012, S. 526, Fußnote 396. Hehl führt diese Kritik 
nicht weiter aus.

205  Vgl. Joosten 1990, S. 34. Es sollten auch, so Forderungen in-
nerhalb der CDU, mehr Frauen und protestantische Christen bei der 
Besetzung von Ministerämtern berücksichtigt werden.

eingeschätzt. Für den vorliegenden Forschungs-
bericht ist vor allem die Einzelfrage des Gerichts 
nach „Auswirkungen und Erscheinungsformen in 
Familie und Gesellschaft“206 interessant. Gemeint 
waren damit keineswegs neutral anzusehende 
Auswirkungen, sondern eine Gefahr für die he-
terosexuelle Geschlechterordnung. Eine solche 
Gefahr wurde mit Sexualität unter Männern 
verbunden. Nach diesem Urteil entschied das 
Bundesverfassungsgericht nicht mehr mit einem 
so eindeutigen, nachdrücklichen und christ-
lich verorteten Bezug auf das Sittengesetz. Das 
Gericht knüpfte 1957 an naturrechtliche Begrün-
dungen des Kaiserreichs an, nach der sittliche 
Normwidrigkeit bestraft werden müsse.207

Für die Verhandlung war an alle Sachverständigen 
ein Fragenkatalog gegangen. Die Sachverstän-
digen sollten unter anderem zum Komplex b) 
aussagen, in dem die Frage nach Auswirkungen 
und Erscheinungsformen männlicher und weib-
licher Homosexualität in Familie und Gesellschaft 
stand. Doch von Auswirkungen auf Familien ist in 
der Zusammenfassung ihrer Aussagen im Urteil 
nur selten die Rede. Vier Aussagen der Sachver-
ständigen, die das Thema streiften, seien hier 
angeführt. Prof. Ernst Kretschmer, Direktor der 
Universitätsnervenklinik Tübingen, meinte vage: 
„Eine Ausbreitung homosexueller Tendenzen auf 
weite Bevölkerungskreise erscheine allerdings 
– gleichermaßen bei Männern wie bei Frauen 
– unerwünscht, da in beiden Fällen ungünstige 
Wirkungen auf Familiensinn und Gesellschafts-
ordnung auftreten könnten.“208 

Dr. Hans Giese, Direktor des Instituts für Sexu-
alforschung in Frankfurt/M., betonte, Frauen 
führten eher gleichgeschlechtliche stabile Dau-
erbeziehungen als Männer. Mit diesem Argument 
begründete Giese die geringere soziale Gefahr 
durch weibliche Homosexualität. Von Kindern 

206  BVerfG vom 10.05.1957, S. 398 (oder, um es anders auszudrü-
cken: BVerfG, Urteil vom 10.05.1957 – 1 BvR 550/52).

207  Vgl. Ebner 2018, S. 111 sowie Kandora 2002, S. 383.

208  Urteil vom 10.05.1957, in Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts, 1957, S. 401.
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homosexueller Eltern sprach Giese nur indirekt: 
„Homosexuelle Beziehungen blieben biologisch 
steril; in dieser Hinsicht bestehe zwischen dem 
homosexuellen Mann und der homosexuellen 
Frau kein Unterschied.“209

Prof. Roland Grassberger, Leiter des Universitäts-
instituts für Kriminologie in Wien, wurde wie folgt 
wiedergegeben: „Häufig erweise sich die Frau der 
Verführung zur gleichgeschlechtlichen Unzucht 
erst dann zugänglich, wenn sie in ihrem Eheleben 
Schiffbruch erlitten habe. Die Fruchtbarkeit der 
begehrten weiblichen Partner sei erheblich größer 
als die der begehrten männlichen Homosexuellen. 
Dieser Umstand sei nur zum Teil altersbedingt. 
Mit der Gewöhnung an die gleichgeschlechtliche 
Unzucht sei beim Mann vielfach eine dauernde 
Unfähigkeit zur heterosexuellen Betätigung ver-
bunden, während die Frau weiterhin in der Lage 
bleibe, normalgeschlechtlich zu verkehren.“210 

Prof. Helmut Schelsky, Soziologe an der Uni-
versität Hamburg, führte aus, aufgrund u. a. der 
familiären Verantwortung des Mannes habe man 
in früheren Zeiten eine Gefährdung auch der 
Familie vor allem bei männlicher Homosexualität 
angenommen, „wogegen das vorwiegend in die 
familiäre Privatheit gebundene Leben der Frau 
die gleichen sozialen Gefährdungen bei lesbischer 
Beziehung nicht zu bieten schien.“211 Das habe 
sich aber verändert; bei den in Öffentlichkeit und 
Beruf stehenden Frauen könne weibliche Homo-
sexualität die gleichen Gefahren entstehen lassen 
wie männliche.212

209  Urteil vom 10.05.1957, ebd., S. 404; siehe auch S. 403.

210  Urteil vom 10.05.1957, ebd., S. 407.

211  Urteil vom 10.05.1957, ebd., S. 408. Festzuhalten ist, dass sich 
Schelsky kaum für weibliche Homosexualität interessierte. In seinem 
Bestseller „Soziologie der Sexualität“ von 1955 waren seine Betrach-
tungen über weibliche Homosexualität mit anderthalb Sätzen sehr 
knapp gehalten, während er sich auf rund zwölf Seiten über männli-
che Homosexualität äußerte. Vgl. Plötz 1999, S. 51.

212  Vgl. Urteil vom 10.05.1957, in Entscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts, 1957, S. 408. Im Urteil sind die Aussagen der 
Sachverständigen zusammengefasst.

Etliche Gutachter rechneten in diesem Verfahren 
lesbischen Frauen positiv an, dass ihre Bezie-
hungen eher im privaten als im öffentlichen Raum 
Bedeutung erlangten. Auch wurde positiv hervor-
gehoben, dass der Organismus einer Frau ihr auch 
dann den Weg zu einem im sozialen Sinne frau-
lich-mütterlichen Wirken weise, wenn sie nicht 
biologische Mutter ist. Zudem seien weibliche 
Homosexuelle eher als männliche Homosexuelle 
für heterosexuelle Verbindungen zugänglich – und 
fruchtbarer.

Die Sachverständigen und das Bundesverfas-
sungsgericht gingen bei der Abwägung des § 175 
StGB wohl davon aus, dass besonders die umfas-
send gültige weibliche Rolle der untergeordneten 
Mutter die weibliche Homosexualität weniger 
gefährliche Auswirkungen auf die herrschende 
Geschlechterordnung habe als die männliche Ho-
mosexualität. Weibliche Homosexualität wurde 
ins Private bzw. in „Frauenberufe“ verwiesen und 
damit für ungefährlich erklärt. In der Zusammen-
fassung des Vergleichs zwischen Gefahren durch 
männliche und weibliche Homosexualität spricht 
das höchste deutsche Gericht an keiner Stelle 
von irgendeinem Einfluss homosexueller Eltern 
auf ihre Kinder. Nirgendwo ist im Urteil davon die 
Rede, es könne unerwünschte Auswirkungen ha-
ben, wenn homosexuelle (oder bisexuelle) Frauen 
Kinder erziehen. Hingegen macht es den Eindruck, 
als sei den Sachverständigen und dem Bundesver-
fassungsgericht daran gelegen gewesen, dass auch 
homosexuelle Frauen generell für die Bevölke-
rungspolitik zur Verfügung standen.213

In der FamRZ wurde dieses Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts 1957 in Auszügen vorgestellt. 
Dort wurde der ausführliche Vergleich zwischen 
dem „Triebleben“ von homosexuellen Männern 
und Frauen gekürzt. Ein Bezug auf konkretes Fa-
milienleben konnte in dem Artikel kaum entdeckt 
werden.214 Es ist zu vermuten, dass die konserva-
tive Linie der Familienrechtszeitschrift, wie auch 
das Bundesverfassungsgericht, lesbische bzw. 

213  Vgl. ebd., S. 422–432.

214  Vgl. Rubrik Gerichtsentscheidungen in FamRZ 1957, S. 416f.
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bisexuelle Mütter ignorierte oder aber als unpro-
blematisch ansah.

Die Landesregierung von Rheinland-Pfalz enthielt 
sich in den 1950er Jahren in den Debatten um 
den § 175 StGB. An einer Reform des Strafrechts 
zeigte sie sich nicht interessiert, sondern an die 
naturrechtlichen Grundsätze der Landesverfas-
sung gebunden.215

ANEIGNUNGNEN DURCH 
LAND UND LEUTE 

In Rheinland-Pfalz war während der ersten 
Nachkriegsjahre die Anzahl der ausgesprochenen 
Ehescheidungen relativ hoch. Aus Sicht des Sta-
tistischen Landesamtes in Bad Ems stellte sich 
die Lage so dar: Durch Kriege „wurde u. a. stets 
die Keimzelle des Staates, die Familie bzw. die Ehe 
hart angeschlagen. So kann auch für die ersten 
Jahre nach dem zweiten Weltkriege eine Welle 
zunehmender Ehelösungen und Ehezerrüttungen 
beobachtet werden.“216 Für 1946 gäbe es zwar 
Unterlagen, doch Zweifel an deren Vollständig-
keit, so dass die Darstellungen ab 1947 einsetzten.

Im Detail: 1947 wurden demnach 5.130 Ehen in 
Rheinland-Pfalz geschieden. 1952 waren es mit 
2.581 fast die Hälfte weniger; die Anzahl blieb in 
den Jahren bis einschließlich 1961 unter 2.500 
ausgesprochenen Ehescheidungen. 1957 erreichte 
die Anzahl mit 2.322 ausgesprochenen Schei-
dungen den tiefsten Punkt. Von 1947 bis 1950 
wurden die Scheidungsklagen überwiegend von 
Männern erhoben, seitdem überwiegend von 
Frauen.217 In den 1950er Jahren veränderte sich die 
absolute Anzahl der geschiedenen Frauen, die die 
Scheidungsklage eingereicht hatten, kaum. Die 

215  Vgl. Grau 2017, S. 113.

216  Vorwort von Präsident A. Zwick, in Statistisches Landesamt 
Rheinland-Pfalz 1953.

217  Vgl. Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 1953 sowie Sta-
tistische Berichte des Statistischen Landesamtes 1957, 1958, 1960 
und 1961.

entsprechende Anzahl der Männer ging im selben 
Zeitraum um mehr als die Hälfte zurück. 1961 
war die Anzahl dieser Frauen mehr als doppelt so 
hoch wie die der Männer. Deutlich mehr Männer 
als Frauen wurden 1947 bis 1961 schuldig geschie-
den; in etlichen Jahren einiges mehr als doppelt so 
viele Männer wie Frauen. Die Anzahl der Ehe-
scheidungen, bei denen beide als schuldig oder 
beide nicht als schuldig galten, sank im Laufe der 
1950er Jahre auf ca. die Hälfte. In der Mehrzahl 
der geschiedenen Ehen hatten minderjährige Kin-
der gelebt. Die geschiedenen Frauen wie auch die 
geschiedenen Männer waren ungefähr zu gleichen 
Teilen katholisch wie evangelisch, sowohl 1953 
wie auch 1960. Allerdings machte die Volkszäh-
lung 1950 knapp 58 % katholischen und knapp 
41 % evangelischen Bevölkerungsanteil aus, so 
dass sich verhältnismäßig weniger katholische als 
evangelische Gläubige in Rheinland-Pfalz schei-
den ließen. Auffällig sind regionale Unterschiede. 
Die Zahlen für 1950 und 1951, je auf 10.000 der 
bestehenden Ehen gerechnet, zeigen die höchste 
Scheidungshäufigkeit im Regierungsbezirk Rhein-
hessen, dicht gefolgt vom Regierungsbezirk Pfalz, 
dagegen im Regierungsbezirk Trier nur wenig 
mehr als die Hälfte davon; dazwischen liegen die 
von Koblenz und Montabaur. 

Verglichen mit den Ländern des Bundesgebietes 
zeigte Rheinland-Pfalz 1947 bis 1951 stets die 
niedrigste Zahl von Ehescheidungen, gerechnet 
jeweils auf je 10.000 Personen der Bevölkerung. 
Ein Abstand zu Stadtstaaten ist an sich nicht 
verwunderlich, da in großen Städten mehr Schei-
dungen eingereicht wurden. Doch auch zu allen 
anderen Flächenländern ist der Abstand erheblich. 
In Schleswig-Holstein wurden, gerechnet auf je 
10.000 Personen der Bevölkerung, rund dop-
pelt so viele Scheidungen ausgesprochen wie in 
Rheinland-Pfalz.218

218  Vgl. Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 1953, S. 16f sowie 
Statistische Berichte des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz, 
1957, 1958, 1959, 1960,1961.
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1961 lebte laut Volkszählung rund ein Fünftel der 
Mütter nicht in ‚vollständigen’ Familien; insge-
samt wurden rund 1,8 Millionen ‚alleinstehende’ 
Mütter gezählt, von denen zwei Drittel lediglich 
ein Kind hatten. Damit zogen rund 1,2 Millionen 
Mütter jeweils ein Kind groß, hatten jedoch kein 
Anrecht auf Kindergeld. Erst seit 1961 gewährte 
das Kindergeldkassengesetz Kindergeld für Fami-
lien ab zwei Kindern; zuvor erhielten nur Familien 
mit mehr als drei Kindern Kindergeld, was in der 
Regel nicht alleinerziehenden Müttern zugute-
kam, sondern Gattenfamilien.219 

In biografischen Rekonstruktionen wirkt es, als 
ob Frauenpaaren mit Kindern von außen keine 
ausdrückliche Diskriminierung galt. So in der des 
1940 geborenen Vertriebenenkindes Uwe-Karsten 
Heye, des späteren Regierungssprechers des SPD-
Bundeskanzlers Gerhard Schröder. Heye veröf-
fentlichte 2004 eine Geschichte seiner Familie. 
Demnach heiratete seine Mutter Ursel während 
des Krieges und gebar zwei Kinder. Ihr Mann sei 
ihre große Liebe gewesen, doch durch den Krieg 
seien sie getrennt worden und hätten jeweils die 
Auskunft erhalten, sie seien vermisst bzw. gestor-
ben. 1948 habe Ursel Heye dann Norah kennen-
gelernt. „Eine Freundin – es war wohl mehr. Sie 
fanden sich über die Musik, und sie liebten sich. 
Zwei junge Frauen, die eine Mitte Zwanzig, die an-
dere zehn Jahre älter. Wir wurden eine Familie.“220 
Ende 1952 sei die Familie nach Mainz gezogen; 
Norah habe dort ein Engagement bekommen. Die 
beiden Frauen „waren, das sehe ich heute, über 
viele Jahre ein Paar. Unzertrennlich, beide mit vie-
len schmerzenden Wunden, halfen sie sich über 
diese Zeit hinweg […] Für uns Kinder damals in 
Mainz waren die beiden Frauen überlebenswich-
tig. Ihre Liebe war unsere Zuflucht. Ihre Herzlich-
keit im Umgang miteinander bestimmte den Ton 
unseres Alltags in ihrer Nähe.“221

219  Vgl. Joosten 1990, S. 50f sowie Plötz 2005, S. 49.

220  Heye 2006, S. 75; 2010 verfilmt vom ZDF unter dem Titel 
„Schicksalsjahre“.

221  Ebd., S. 118.

Der erwachsene Sohn erinnert das Frauenpaar 
als „wunderbare Einheit“. Damals „hatte ich die 
Beziehung zwischen den beiden als etwas ganz 
Selbstverständliches erfahren. […] Dass Frauen 
zusammenlebten, gehörte im Übrigen in der durch 
Hitler und seinen Krieg enthaupteten Kriegsge-
neration zum Alltag und damit auch zu unserer 
Alltagserfahrung. Aber zwischen Ursel und Norah 
war es immer mehr gewesen. Sie hatten die 
gleichen Neigungen, sie liebten die Musik und das 
Theater. Sie waren sensibel und klug und irgend-
wie füreinander gemacht.“222 Ursel Heye habe viel 
gearbeitet, um die Familie zu versorgen, dage-
gen habe Norah Zeit für die Kinder gehabt, mit 
ihnen gefrühstückt und ihnen bei Schularbeiten 
geholfen. Nach etlichen gemeinsamen Jahren 
habe sich Ursel Heye einem Mann zugewandt. 
Den Abschied von Norah erinnert Uwe-Karsten 
Heye als schmerzlich; Norah habe geweint und 
verzweifelt gewirkt. Anschließend hätten die Kin-
der über den Bruch mit Norah geschwiegen. Sie 
hätten ihre Mutter nicht belasten wollen. Diese 
habe ihrerseits nicht über das gesprochen, was sie 
bedrückte.223

Von Diskriminierung dieses Frauenpaars in Mainz 
während der späten 1940er bis frühen 1960er 
Jahre ist in der Familiengeschichte keine Rede. 
Dasselbe gilt für Maria Einsmann und Helene Mül-
ler, die damals in Mainz mit zwei Kindern lebten. 
In der Erinnerung ihrer 1959 geborenen Enkelin 
war Helene Müller in keiner Weise wegen ihrer 
Lebensgemeinschaft mit Maria Einsmann auf-
fällig. Vielmehr sei Helene Müller überall beliebt 
und geschätzt, bescheiden und großzügig gewe-
sen. Viele Kinder in der Nachbarschaft hätten sie 
„Oma“ genannt. Wie intim die Verbindung der 
beiden Lebensgefährtinnen war, ist unbekannt. 
1959 starb Maria Einsmann. Über sie, so die En-
kelin, sprach Helene Müller nicht oft. Wenn aber 
von ihr die Rede gewesen sei, habe es immer „die 
Tante“ geheißen. Eine weitere „Tante“ im Leben  
 

222  Ebd., S. 133. Siehe auch besonders das Kapitel „Norah“,  
S. 133–141.

223  Vgl. ebd.
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ihrer Großmutter habe die Enkelin nicht ken-
nengelernt, und sie vermutet auch, dass keine 
folgte.224 

ZUSAMMENFASSUNG 

Das neue Wertesystem, das nach dem Natio-
nalsozialismus dringend notwendig war, sollte 
nach Ansicht führender rheinland-pfälzischer 
Politiker katholisch-konservativ werden. Aus 
und in Rheinland-Pfalz waren die Bestrebungen 
besonders stark, die zukünftigen Geschlechter-
verhältnisse möglichst nahe an den Vorstellungen 
der katholischen Kirche und ihrem „Sittengesetz“ 
auszurichten. Es erlaubte nur eheliche Sexualität 
zum Zweck der Kinderzeugung. In diesem Sinne 
naturrechtlich begründet, war von einer „natür-
lichen Ordnung“ die Rede. Es herrschte weitge-
hende Einigkeit darüber, dass die Organisation der 
Geschlechterverhältnisse für den Staat grundle-
gend war.

Ministerpräsident Peter Altmeier (CDU) zeigte 
sich 1949 stolz darauf, dass in keine andere Lan-
desverfassung die Vorstellungen der katholischen 
Kirche in solchem Ausmaß eingegangen waren 
wie in Rheinland-Pfalz. Frauen beschrieb er 1947 
als Hüterinnen des christlichen Erbes und einer 
neuen Ordnung in Familie, Gemeinde und Staat. 
Franz-Josef Wuermeling, Mitglied im Landesvor-
stand der in Rheinland-Pfalz regierenden CDU, 
betonte, Deutschland werde christlich sein oder 
gar nicht existieren. Adolf Süsterhenn, Justizmi-
nister und Mitglied des CDU-Landesvorstands 
Rheinland-Pfalz, der die Landesverfassung von 
Rheinland-Pfalz wesentlich sowie den bis 2001 
konkurrenzlosen Gesetzeskommentar zu dieser 
Landesverfassung geschrieben hatte, engagierte 

224  Vgl. Plötz 2017, Kapitel 9.2. Zwar hatte Maria Einsmann 1919 
bis 1931 als Mann gelebt, doch geht die Verfasserin davon aus, dass 
es sich um Lebensgefährtinnen handelte; die männliche Inszenierung 
bis 1931 könnte aus wirtschaftlicher Not oder aber durch einen Be-
zug zur Figur des „Kessen Vaters“ entstanden sein. Nach Aussage der 
Enkelin Helene Müllers und nach Fotos, die sie der Verfasserin zeigte, 
trat Maria Einsmann im Untersuchungszeitraum des vorliegenden 
Forschungsberichts „weiblich“ auf, in Kleidern etc.; wie freiwillig dies 
war, müsste erkundet werden.

sich dafür, das Grundgesetz ähnlich stark wie 
die Landesverfassung Rheinland-Pfalz auf die 
Ansichten der katholischen Kirche auszurichten. 
Süsterhenn beschrieb sich als wichtigsten Mann 
in dieser Hinsicht. Tatsächlich enthält das Grund-
gesetz den Artikel 6, der besonders die Ehe und 
die darauf gegründete Familie unter den Schutz 
des Staates stellt. Familien aus Müttern und ihren 
Kindern wurden in den Schutz des Grundgesetzes 
nicht aufgenommen; sie galten nicht als Fami-
lien. Auch bezog sich das Grundgesetz auf das 
„Sittengesetz“.

Das gültige Ehe- und Familienrecht war von den 
Alliierten 1946 in Kraft gesetzt worden. Gleich-
geschlechtliche Sexualität – laut Gesetzeskom-
mentar Palandt ab 1949 bis 1977, als das Erste 
Ehereformgesetz in Kraft trat, auch die unter 
Frauen – war danach als „schwere Eheverfehlung“ 
ein Grund für eine „schuldige“ Scheidung. Das 
Eherecht der Alliierten führte – wie das Ehe- und 
Familienrecht zuvor – dazu, dass Frauen eine 
„schuldige“ Scheidung vermeiden mussten, sonst 
riskierten sie Unterhalt und das Sorgerecht für die 
Kinder. Allerdings konnte eine „Eheverfehlung“ 
durch ehelichen Geschlechtsverkehr „verziehen“ 
werden, so dass sie anschließend kein Grund für 
eine „schuldige“ Scheidung war. Grundsätzlich 
drohte das Gesetz den Verlust von Unterhalt und 
Sorgerecht auch „schuldig“ geschiedenen Män-
nern an, doch waren diese in der Regel nicht vom 
Unterhalt abhängig und versorgten auch nicht die 
Kinder. Die volle elterliche Gewalt stand bis 1958 
ausschließlich Vätern zu; Mütter konnten nur ein 
eingeschränktes Sorgerecht ausüben.

Nach einer Scheidung sollten nicht jene Eltern-
teile, die für „schuldig“ am Ende der Ehe befunden 
worden waren, die Sorge für die Kinder inneha-
ben. Laut Ehegesetz von 1946 war dies „schuldig“ 
Geschiedenen nur in Ausnahmefällen möglich. 
Der Bundesgerichtshof urteilte 1951 und 1952 
entsprechend; der Bundesgerichtshof vertrat das 
„Sittengesetz“ mit erheblicher Strenge.

Bei „nichtschuldiger“ Scheidung war für die Sor-
gerechtsentscheidung des Gerichts ein Einigungs-
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vorschlag der Eltern entscheidend. Ausgeblendet 
blieb dabei, dass die „Elternteile“ keineswegs über 
ähnliche Durchsetzungskraft verfügen mussten. 
In Gesetzen und Gesetzeskommentaren galt eine 
Sprache, die häufig am generischen Maskulinum 
ausgelegt war und damit eine gleiche Position der 
Eheleute nahelegte, die zwischen den Geschlech-
tern jedoch gerade nicht bestand.

Das Ehe- und Familienrecht stand seit 1949 
infolgedessen in Konflikt mit dem Gleichberech-
tigungsgrundsatz des Grundgesetzes. Jahrelang 
wurden im Bundestag wie auch in juristischen 
Foren leidenschaftliche Auseinandersetzungen um 
ein neues Ehe- und Familienrecht geführt. Als in 
der Republik vehement darum gestritten wurde, 
ob Ehemännern und Vätern die uneingeschränkte 
Autorität über Ehefrauen und Kindern zustehe, 
setzten sich Bundesfamilienminister Franz-Josef 
Wuermeling (CDU) und der Bundestagsabgeord-
nete Karl Weber (CDU) aus Koblenz leidenschaft-
lich für die männliche Autorität ein. Konkret konn-
te diese Autorität für eine Ehefrau und Mutter, 
die sich z. B. in eine Frau verliebte, bedeuten, dass 
ihr Ehemann ihren Arbeitsvertrag kündigte, einen 
gemeinsamen Umzug an einen anderen Ort ver-
anlasste, die Kinder bei Großeltern aufziehen ließ 
und von seiner Gattin regelmäßig Geschlechts-
verkehr einforderte bzw. erzwang. Alle diese 
Handlungen erlaubte das geltende Recht, für das 
Wuermeling und Weber sich einsetzten. 

Wuermeling zog den weltanschaulichen Rahmen 
für Stellungnahmen der CDU/CSU zur Familien-
rechtsreform schärfer als alle anderen. Im Bun-
destagswahlkampf 1957 warb Wuermeling mit 
dem Slogan „Gesunde Familie / Gesundes Volk“. 
Wuermeling wollte die Möglichkeit der Eheschei-
dung auf das geringstmögliche Maß begrenzen. In 
Rheinland-Pfalz dürfte dies aus seiner Sicht durch-
aus erfolgreich gewesen sein; zumindest konnte 
Rheinland-Pfalz verglichen mit den Ländern des 
Bundesgebietes von 1947 bis 1951 stets die nied-
rigste Zahl von Ehescheidungen vorweisen. 

Der CDU-Abgeordnete Weber, der den Vorsitz im 
Unterausschuss Familienrechtsgesetz des Bundes-

tages 1960/1961 führte, vertrat die Ansicht, wer 
eine Ehe schuldig scheitern ließe, sei laut Sitten-
gesetz pflichtvergessen. Ehen müssten erhalten 
bleiben.

Präsident des Verfassungsgerichtshofs Rheinland-
Pfalz sowie des Oberverwaltungsgerichts Koblenz 
und damit oberster Richter in Rheinland-Pfalz 
war von 1951 bis 1961 Adolf Süsterhenn (CDU), 
zuvor Justiz- und Kultusminister von Rheinland-
Pfalz, der maßgeblich dazu beigetragen hatte, die 
Landesverfassung am christlichen Sittengesetz 
und dem darauf fußenden besonderen Schutz von 
(heterosexueller) Ehe und Familie auszurichten. 
Im Konflikt zwischen den Grundsätzen der Gleich-
berechtigung und des Schutzes der Ehe entschied 
sich das Landgericht Bad Kreuznach 1956 für den 
Schutz der Ehe, denn eine Umsetzung des Gleich-
berechtigungsgrundsatzes führe zur Auflösung des 
Ordnungsgefüges. Die Justiz in Rheinland-Pfalz 
fiel folglich nicht dadurch auf, dass sie die rechtli-
chen Positionen von Ehefrauen bzw. geschiedenen 
Frauen stärkte.

Die von führenden Christdemokraten aus Rhein-
land-Pfalz wie auch von Bundeskanzler Konrad 
Adenauer sowie vom Bundesgerichtshof und 
der führenden Familienrechtszeitschrift FamRZ 
vehement verteidigte rechtliche Lage erlaubte es 
kaum, dass Ehefrauen ihre Ehen offen zusammen 
mit den Kindern verließen, um mit einer Frau zu-
sammenzuleben. Doch Mütter, die mit einer Frau 
und ihren Kindern zusammenlebten, wurden wohl 
nicht generell als eine Gefahr für das „Sittenge-
setz“ angesehen. In den hier angeführten Erinne-
rungen ist zumindest nicht davon die Rede. Auch 
das Bundesverfassungsgericht beschrieb in seinem 
damals wegweisenden Urteil vom 10. Mai 1957 
bei der Überprüfung des Strafrechtsparagrafen 
175 die Mutterschaft weiblicher Homosexueller 
nicht als problematisch, während es männliche 
Homosexualität als gefährlich wertete. Die Sach-
verständigen und das Gericht scheinen davon aus-
gegangen zu sein, dass die umfassend gültige Rol-
le der untergeordneten Mutter dafür sorgte, dass 
weibliche Homosexualität weniger gefährliche 
Auswirkungen auf die herrschende Geschlechter-
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ordnung hatte als männliche Homosexualität. Ein 
Hintergrund dafür könnte der „Frauenüberschuss“ 
gewesen sein. Nicht alle Frauen konnten verhei-
ratet sein, da viele Männer kriegsbedingt vermisst 
oder gestorben waren. Dem Bundesverfassungs-
gericht, das sich im hier besprochenen Urteil 
ausdrücklich auf das Sittengesetz bezog, erschien 
es vermutlich unbedeutend, welche Beziehungen 
die „überschüssigen“ Frauen miteinander eingin-
gen, so lange diese die „natürliche Ordnung“ nicht 
infrage stellten. Zudem war weibliche Homosexu-
alität öffentlich kaum sichtbar und damit auch in 
der Öffentlichkeit nicht als ein mögliches Lebens-
modell ersichtlich.

An der öffentlichen Unsichtbarkeit wirkte das 
Land Rheinland-Pfalz aktiv mit. In Rheinland-Pfalz 
wurde 1949 vor allen anderen Zonen und Ländern 
in Deutschland ein Gesetz gegen „Schmutz und 
Schund“ verabschiedet. Dieses Zensurgesetz und 
das bundesweite „Gesetz über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften“ von 1953 wurden 
in bzw. aus Rheinland-Pfalz auch gegen positive 
Beschreibungen lesbischer Liebe eingesetzt. Es 
ist nicht abzuschätzen, wie viele Frauen infolge 
des Eindrucks, ein Leben mit einer Partnerin sei 
undenkbar und sie stünden mit entsprechenden 
Sehnsüchten alleine, eine Ehe eingingen. Auch 
sind entsprechende Auswirkungen nicht abzu-
schätzen. Selbstzeugnisse aus Rheinland-Pfalz 
fehlen für diese Periode.
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In den 1960er Jahren stand die „konservative Mo-
dernisierung“ der Kabinette Adenauers nicht nur 
unter der Kritik der parlamentarischen Oppositi-
on, sondern wurde zunehmend auch von bis dahin 
staatstreuen Medien kritisiert. Die Durchsetzung 
gesellschaftlicher Leitbilder aus dem Kaiserreich 
wie z. B. das naturrechtliche Verständnis von 
Ehe und Familie bei gleichzeitiger dynamischer 
Wirtschaftsentwicklung wurde weniger konsens-
fähig. Die 1960er Jahre waren ein Jahrzehnt des 
Umbruchs, der dort begann und sich teilweise erst 
ab den 1970er Jahren entfaltete. Stichworte sind 
beispielsweise eine zunehmend negative Wertung 
von Autorität, sofern diese nicht fachlich be-
gründet war, eine kritischere Haltung gegenüber 
fließenden Übergängen vom Nationalsozialismus 
in die Bundesrepublik sowie tiefgreifende Ver-
änderungen im Verhältnis der Geschlechter und 
eine Ablösung von kirchlichen Normen bezüglich 
Sexualität und Familie. Große Reformdebatten 
wurden geführt, deren Kernphase ungefähr zwi-
schen 1959 und 1974 lag. Zunächst reagierten die 
Bundesregierungen unter Konrad Adenauer (CDU) 
mit Abwehr und Unverständnis; gegenüber der 
Zeitschrift Spiegel 1962 auch mit Zensur. 1963 
endete die Ära Adenauer.225

225  Vgl. Herbert 22003, auch Steinbacher 2011.

Mit dem Zweiten Vatikanischen Konzil 1962–1965 
betonte die katholische Kirche den „personalen 
Eigenwert“ der Ehe und rückte davon ab, die Ehe 
vor allem über ihren Zweck der Fortpflanzung zu 
bestimmen.226 

1962 wurde Bruno Heck (CDU) Bundesfamili-
enminister in einem Kabinett Konrad Adenauers 
(CDU). Wie schon Hecks Vorgänger Franz-Josef 
Wuermeling (CDU) war auch Heck ein Interessen-
vertreter der katholischen Kirche. Allerdings be-
mühte er sich um einen Ausbau der Kindergärten 
und agierte nicht, wie noch Wuermeling, vehe-
ment gegen die Erwerbsarbeit von Müttern. Heck 
blieb bis 1968 – auch während der Großen Koali-
tion von CDU/CSU und SPD ab 1966 – im Amt.227 
Eine Erziehung der Jugend zur Ehe beschrieb er 
1963 als „alles entscheidende[n] Aufgabe“.228 Als 
Ziel von Geschlechtserziehung formulierte Heck 
denn auch 1966: „Daß der Mensch sein Mensch-
sein nicht als einzelner, sondern in der Familie, in 
der Regel der Mann mit Frau und Kindern als Va-
ter und die Frau mit Mann und Kindern als Mutter 
verwirklicht.“229 

226  Vgl. Rölli-Alkemper 2000, S. 157–167.

227  Vgl. Gerlach 2004, S. 157.

228  Zitiert nach ebd.

229  Zitiert nach Haensch 61974, S. 146.

II. 1962 BIS 1976:  
VERSCHÄRFUNG DES  
SCHEIDUNGSRECHTS  
UND DES MÜTTERLICHEN  
SORGERECHTS



49

II. 1962 bis 1976: Verschärfung des Scheidungsrechts und des mütterlichen Sorgerechts

Auf Heck folgte Aenne Brauksiepe (CDU), eine der 
ersten Frauen in einer Bundesregierung. Brauk-
siepe hatte noch zu Beginn der 1960er Jahre ein 
konservatives Familienbild vertreten, setzte sich 
jedoch in ihrer kurzen Amtszeit für Vorschulerzie-
hung ein.230 

Mit der Wahl Willy Brandts (SPD) 1969 zum 
Bundeskanzler endete die bis dahin in der Bundes-
republik ununterbrochen unionsgeführte Regie-
rungsbildung. In der Großen Koalition 1966 bis 
1969 war die SPD nur Juniorpartnerin gewesen. 
Ab 1969 führte Willy Brandt die sozial-liberale 
Koalition an.231 Der wohl bekannteste Satz der Re-
gierungserklärung Willy Brandts vom 28.10.1969 
lautete: „Wir wollen mehr Demokratie wagen.“ 
Weiter hieß es dort: „Wir wollen eine Gesell-
schaft, die mehr Freiheit bietet und mehr Mitver-
antwortung fordert.“232 

Nach dem Regierungswechsel 1969 zur sozial-li-
beralen Koalition wurde Käthe Strobel (SPD) neue 
Familienministerin. Eine ihrer neuen Leitlinien 
beinhaltete, dass Familien durch die Existenz eines 
Kindes entstehen. Auch sollten sich Familienpoli-
tik und Emanzipation der Frauen nicht gegenseitig 
behindern. Strobel wurde 1972 bei der Regie-
rungsbildung von Katharina Focke (SPD) abgelöst. 
Als 1974 Helmut Schmidt (SPD) Bundeskanzler 
Brandt ablöste, erfolgte 1975 eine Kindergeldre-
form, die ein erhöhtes, vom Einkommen unab-
hängiges Kindergeld vom ersten Kind an schaffte. 
Mit Blick auf das Forschungsthema ist vor allem 
die Reform des Ehe- und Familienrechts von 1976 
zu nennen. Ab Ende 1976 war Antje Huber (SPD) 
Familienministerin.233

230  Vgl. Gerlach 2004, S. 159.

231  Vgl. Schlemmer 2019, S. 27f.

232  Regierungserklärung laut Stenographisches Protokoll Deutscher 
Bundestag, 28.10.1969, S. 20–34, hier S. 20. Vgl. auch Gerlach 2004, 
S. 159–164 sowie Rödder 2004, S. 31, 54.

233  Vgl. Gerlach 2004, S. 159–164 sowie Rödder 2004, S. 31, 54. 

GESETZGEBUNG UND  
BUNDESPOLITISCHE SOWIE 
JURISTISCHE DEBATTEN 

Familienrechtsänderungsgesetz 

Nach fast dreijähriger Beratung wurde am 
11.08.1961 – kurz vor der Bundestagswahl im 
September 1961, durch die die damalige CDU/
CSU-Alleinregierung ihre absolute Mehrheit ver-
lieren sollte – das „Gesetz zur Vereinheitlichung 
und Änderung familienrechtlicher Vorschriften“ 
(Familienrechtsänderungsgesetz) im Bundestag 
mit zahlreichen Gegenstimmen verabschiedet. 
Das Gesetz trat am 1. Januar 1962 in Kraft.234 

Das Familienrechtsänderungsgesetz sollte unter 
anderem den Verfassungsauftrag einlösen, ehe-
lichen und nichtehelichen Kindern die gleichen 
Entwicklungschancen zu schaffen (Art. 6 Abs. 5 
Grundgesetz) und stärkte die Rechtsposition ledi-
ger Mütter; sie konnten nun auf Antrag elterliche 
Gewalt ausüben. Allerdings wurden ihren Kin-
dern nach wie vor Amtsvormunde zugewiesen.235 
Die Vormunde sollten vermutlich eine familiäre 
Ordnungsmacht darstellen, stellvertretend für die 
Väter. Offensichtlich konnte einer Mutter nicht 
zugestanden werden, dass sie alleine umsichtig 
und im Sinne des Kindeswohls handelte. Als ledige 
Mutter war sie aus konservativer Sicht sittlich 
diskreditiert.236

Für den vorliegenden Forschungsbericht ist vor 
allem bedeutend, dass das Familienrechtsände-
rungsgesetz die Möglichkeiten der Ehescheidung 
stark einschränkte. Nun konnten Ehen nur noch 

234  Vgl. Joosten 1990, 68f. Siehe auch BGBL I 1961, S. 1221.

235  Vgl. z. B. Hinz 2014, S. 197f sowie Schwab 1997, S. 821. Trotz 
Verfassungsauftrags und eines ausführlichen rechtspolitischen Dis-
kurses, u. a. auf dem Deutschen Juristentag 1962, zur Gleichstellung 
ehelicher und nichtehelicher Kinder blieb der Gesetzgeber untätig, 
bis ihn ein Ultimatum des BVerfG 1969 zum Handeln zwang. Im 
August 1969 erschien das „Gesetz über die rechtliche Stellung der 
nichtehelichen Kinder“ im Bundesgesetzblatt; allerdings bewegte es 
sich am „Rande des Minimums“. Schwab 1997, S. 822.

236  Vgl. Buske 2004, S. 206, 237f.
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nach dem „Schuldprinzip“ geschieden werden. Die 
„Zerrüttung“ einer Ehe war kein Scheidungsgrund 
mehr. Auch konnten Ehen gegen den Willen des 
„schuldlosen“ Teils kaum noch geschieden wer-
den. Wer „schuldig“ geschieden war, hatte zudem 
in der Regel einen Unterhaltsanspruch wie auch 
das etwaige Sorgerecht für die Kinder verwirkt.237 

Sowohl der Verlust des Unterhaltsanspruchs als 
auch der des Sorgerechts traf in der Regel die ge-
schiedenen Frauen, nicht die Männer. Es war nicht 
vorgesehen, dass Frauen ihren Lebensunterhalt 
– und gegebenenfalls den ihrer Kinder – eigen-
ständig verdienten.238 War eine Frau „schuldig“ 
geschieden und hatte dadurch keinen Unterhalts-
anspruch gegenüber ihrem ehemaligen Gatten, 
konnte dies ihre wirtschaftliche Existenz bedro-
hen. Viele Frauen hatten, wie allgemein erwartet, 
bis zur Scheidung ihren eigenen Berufsweg für Ehe 
und Familie vernachlässigt. Die persönliche Ab-
hängigkeit der Ehefrauen von ihren Ehemännern 
wurde mit dem Familienrechtsänderungsgesetz 
deutlich verstärkt.239

Auf lesbisches Leben angewandt, hieß dies: Hatte 
eine Frau zunächst geheiratet, um den normati-
ven Anforderungen zu entsprechen, und verliebte 
sich während ihrer Ehe in eine Frau, war eine 
Ehescheidung nur schwer möglich. Gelang ihr 
doch eine Scheidung, war diese sehr wahrschein-
lich mit erheblichen Nachteilen für sie verbunden. 
Blieb sie verheiratet, hatte sie zu erdulden, dass 
sie ihrem Gatten sexuell im Rahmen ihrer „ehe-
lichen Pflichten“ zur Verfügung stehen musste. 
Eine passive Hinnahme reichte dabei nicht aus; 
1966 urteilte der Bundesgerichtshof Karlsruhe, 
eine „Ehefrau genügt ihren ehelichen Pflichten 
nicht schon damit, dass sie die Beiwohnung 
teilnahmslos geschehen lässt. Wenn es ihr […] 
versagt bleibt, im ehelichen Verkehr Befriedigung 
zu finden, so fordert die Ehe doch […] Opfer-
bereitschaft und verbietet es, Gleichgültigkeit 

237  Vgl. Joosten 1990, S. 68f.

238  Vgl. Plötz 2017a, Kapitel 8.4.

239  Vgl. Joosten 1990, S. 69.

oder Widerwillen zur Schau zu tragen.“240 Das 
Bundesverfassungsgericht sah 1980 im ehelichen 
Geschlechtsverkehr eine „gelebte Verwirklichung 
der ehelichen Gemeinschaft“ als Voraussetzung 
einer gültigen Ehe.241 Eheliche Vergewaltigung 
wurde erst 1997 zum Straftatbestand. Bis 1977 
konnte eine Verweigerung der „ehelichen Pflicht“ 
zur Begründung einer Scheidungsschuld herange-
zogen werden.242

Ob eine Ehefrau durch ggf. erzwungene eheliche 
Sexualität Mutter wurde oder nicht, konnte sie 
kaum selbst entscheiden. Empfängnisverhütungs-
mittel waren nicht leicht erreichbar. 1963 gaben 
nur 2 % der verheirateten Frauen bei einer Um-
frage an, sie würden „Präparate für die Frau” zur 
Empfängnisverhütung nutzen.243 Kondome wie-
derum wurden schwerer zugänglich. Der Verkauf 
von empfängnis- und geschlechtskrankheitsver-
hütenden Mitteln in Automaten auf öffentlichen 
Wegen, Straßen und Plätzen war seit Oktober 
1960 verboten. Die entsprechende Gesetzesiniti-
ative ging von der SPD aus, fand im Bundestag bei 
den Regierungsparteien Zustimmung und wurde 
Ende 1959 verabschiedet. Interfraktionell war 
vereinbart, keine öffentliche Sachdebatte darum 
zu führen; eine gesellschaftliche Diskussion dieses 
als delikat gewerteten Themas sollte vermieden 
werden. Doch Bundesfamilienminister Franz-Josef 
Wuermeling (CDU) ignorierte dies und verlangte 
ein generelles Verbot von Kondomautomaten 
in der Gewerbeordnung. In diesem Sinne hielt 
er eine flammende Rede im Bundestag, für die 
er auch aus der eigenen Fraktion, nicht zuletzt 
von Bundeskanzler Adenauer, gerügt wurde. Sein 
Ansinnen konnte er nicht durchsetzen; Kondom-
automaten blieben an nicht-öffentlichen Orten 
erlaubt. Mit seiner harten Linie in Fragen der Sitt-
lichkeit war Wuermeling auch in seiner eigenen 
Partei umstritten. Im Zuge der Regierungsum-
bildung von 1962 wurde er von Kanzler Adenau-

240  AZ: IV ZR 239/65, zitiert nach Gerhard 2018, S. 304.

241  Vgl. zum BVerfGE 53, 224–256 auch Wapler 2015b, S. 21 
(Fußnote). 

242  Vgl. Gerhard 2018, S. 304.

243  Vgl. Alles über die Deutschen, Teil 14, 1963, 146f.
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er nicht erneut zum Familienminister berufen, 
sondern schied  aus dem Kabinett aus,244 blieb 
allerdings noch weitere sieben Jahre Mitglied der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, zu der von 1961 
bis 1969 auch sein konservativer Gesinnungsge-
nosse Adolf Süsterhenn zählte, der ebenfalls aus 
der Landespolitik von Rheinland-Pfalz kam.245

Neben der nicht leicht erreichbaren Empfängnis-
verhütungsmittel ist auch § 218 StGB zu beden-
ken, der einen Schwangerschaftsabbruch aus 
anderen als medizinischen Gründen unter Strafe 
stellte.246 

1968 erschien während der Großen Koalition aus 
CDU/CSU und SPD und in der Amtszeit von Bun-
desfamilienministerin Aenne Braucksiepe (CDU) 
der Erste Familienbericht, der weiterhin Familie 
nur als Kernfamilie auf der Basis einer (heterose-
xuellen) Ehe verstand. Der Zweite Familienbericht 
erschien 1975, zur Zeit der sozial-liberalen Koali-
tion. Darin wurde der Begriff der Familie erstmals 
auf nichtverheiratete, heterosexuelle Paare mit 
Kindern und explizit auch auf Adoptivelternschaft 
erweitert.247

In einer Stichprobe von Scheidungsurteilen in 
Rheinland-Pfalz konnte keine Spur eines aus-
drücklich lesbischen Ehescheidungsgrunds gefun-
den werden. Untersucht wurden Ehescheidungs-
urteile der Jahre 1963 bis 1965 des Amtsgerichts 
Koblenz,  Urteile des Landgerichts Trier 1946/1947 
und 1962, Urteile des Landgerichts Koblenz 
1962/1963 und des Landgerichts Bad Kreuznach 

244  Vgl. Steinbacher 2011, S. 127–133, 316. 

245  Vgl. Hehl 2012.

246  Vgl. Schwartz 2009, S. 36.

247  Vgl. Gerlach 2004, S. 144f. Der Erste Familienbericht war 
Bundestagsdrucksache 5/2532 vom 25.1.1968. Der Zweite Familien-
bericht war Bundestagsdrucksache 7/3502 vom 15.04.1975. Weitere 
Familienberichte folgten 1979, 1986, 1994 und 2000. Vgl. Gerlach 
2004, S. 375.

1962/1963 sowie in Auszügen 1969–1971.248 Dass 
keine solche Spur gefunden wurde, bedeutet 
nicht, dass keine Ehescheidung erfolgte, bei der 
die Ehefrau wegen einer lesbischen Beziehung 
„schuldig“ war. Aus den Akten lässt sich lediglich 
ersehen, dass ein solcher Ehescheidungsgrund 
nicht in den untersuchten Akten stand. Es ist 
angesichts des damals vorherrschenden gesell-
schaftlichen Klimas bezüglich Homosexualität 
nicht unwahrscheinlich, dass Eheleute sich in 
solchen Fällen geeinigt hatten, vor Gericht andere 
Gründe anzugeben.

Reformdebatte Ehe- und  
Familienrecht

Durch die Große Koalition von CDU/CSU und SPD 
ab 1966 veränderte sich die staatliche Haltung 
zur Sittlichkeit. Justizminister Gustav Heinemann 
(SPD, vormals CDU) nahm mehrere Reform-
bestrebungen auf, u. a. in Bezug auf das Straf-
recht und die Strafbarkeit gleichgeschlechtlichen 
Begehrens unter Männern. Heinemann vertrat die 
Haltung, dass der Staat nicht mehr zu allen ver-
tretbaren Zwangsmitteln greifen sollte, um seine 
Vorstellungen von Sittlichkeit gegen die Bevölke-
rung durchzusetzen.249 

248  Die Suche in Scheidungsakten des Amtsgerichts Koblenz wurde 
bereits für den ersten Forschungsbericht über lesbische Liebe in den 
Anfängen des Landes Rheinland-Pfalz (Plötz 2017a) unternommen. 
Durchsucht wurde beim Amtsgericht Koblenz 2. ZK R, 1963, 1-50 
sowie 2. ZK, R, 1963, 151 bis Ende und 2 R 1/64 bis 2 R 100/64.
Weiterhin 2 R 101/64 bis 200/64 sowie 2 R 201/64 bis 300/64 und 
2 R 301/64 bis 2 R 373/64. Außerdem 2 R 1-100/65 sowie 2 R 101-
200/65 und 2 R 201-300/65. Hier liegen aus den 1960er Jahren in 
der Regel nicht die gesamten Akten, sondern nur die Urteile vor. Der 
Bestand wurde mir freundlicherweise vom Amtsgericht Koblenz zur 
Recherche zugänglich gemacht. Hier konzentrierte ich mich auf den 
Zeitraum 1963 bis einschließlich 1965 – in der Hoffnung, dass für 
die 1961 verabschiedete neue Gesetzeslage noch kaum routinierte, 
schematische Ehescheidungsgründe formuliert wurden. Außerdem 
konzentrierte ich mich auf jene Urteile, in denen einer Beklagten die 
Schuld an der Scheidung gegeben wurde, in denen beiden Parteien 
Schuld zugewiesen oder die Klagen abgewiesen oder die Kosten 
gegeneinander aufgehoben wurden. Freundlicherweise suchte auch 
Vincent Maron von QueerNet Rheinland-Pfalz e. V. im Landeshaupt-
archiv nach lesbischen Spuren in Ehescheidungsakten (Landgericht 
Trier: 1946/47 und 1962/62. Landgericht Koblenz: 1962/63. Landge-
richt Bad Kreuznach: 1962/63 und teilweise 1969/70/71); ebenfalls 
ohne Befunde.

249  Vgl. Plötz 2017b, Kapitel 5.1.
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1962 hatte die christlich-liberale Bundesregierung 
einen Entwurf für ein neues Strafrecht vorgelegt, 
der weiterhin die Strafbarkeit von Ehebruch, 
Verbreitung von Empfängnisverhütungsmitteln, 
männlicher Homosexualität etc. vorsah. In diesem 
Entwurf war die Strafvorschrift gegen Ehebruch 
mit dem Hinweis verschärft worden, dass in 
dieser Vorschrift „das Bekenntnis des Staates zu 
der Einrichtung der Ehe als einer der tragenden 
Grundlagen unserer Gemeinschaft zum Ausdruck 
kommt.“250 Der Regierungsentwurf ähnelte inhalt-
lich den Positionen der katholischen und evange-
lischen Kirchen.251 Dieser Regierungsentwurf ern-
tete erhebliche öffentliche Kritik, unter anderem 
aus Rheinland-Pfalz. So kritisierte der in Mainz 
lehrende Strafrechtsprofessor Ulrich Klug 1963, 
solche sittlichen Wertungen wie im Regierungs-
entwurf treffe man dort, wo man obrigkeitlich 
denke und dem Kollektiv gegenüber dem Einzel-
nen den Vorrang gebe. Der Kriminologe Armand 
Mergen, der ebenfalls an der Universität Mainz 
lehrte, wies den Gedanken zurück, es sei Aufgabe 
des Gesetzes, über Sittlichkeit zu befinden. Klug 
und 15 andere Strafrechtslehrende legten ab 1966 
einen Alternativ-Entwurf eines neuen Strafrechts 
in mehreren Teilentwürfen vor. Darin war u. a. die 
Strafbarkeit von Ehebruch und männlicher Ho-
mosexualität nicht mehr enthalten. Sittliche und 
rechtliche Normen waren im Alternativ-Entwurf 
getrennt; der Staat sollte die Freiheit der Einzel-
nen auch zu abweichendem Sexualverhalten re-
spektieren, sofern dieses nicht sozialschädlich war. 
Als der Juristentag – und damit eine repräsenta-
tive Vereinigung bundesdeutscher Jurist*innen – 
1968 über diesen Alternativ-Entwurf abstimmte, 
sprach sich kein prominenter Jurist dagegen aus, 
sondern nur noch ein Steuerberater aus Nie-
dersachsen, der mit dem früheren Bundesfamili-
enminister Franz-Josef Wuermeling (CDU) in Kon-
takt stand.252 Bundesjustizminister Heinemann 
stimmte dem Alternativ-Entwurf grundsätzlich zu; 

250  E 1962, zitiert nach Kandora 2002, S. 385; vgl. auch ebd., S. 
389.

251  Vgl. Schwartz 2016, S. 59.

252  Vgl. Plötz 2017b, Kapitel 5.1 und 5.2. Am Deutschen Juristentag 
nahmen auch Steuerberater teil.

wie andere Akteure vertrat er die Ansicht, dass der 
Staat in den Schlafzimmern seiner Bürger nichts 
zu suchen habe, so lange kein Schaden angerich-
tet werde. Diese Haltung erlangte breite Zustim-
mung in Fachkreisen.253 Während zuvor die kirch-
lichen Positionen wie auch Politiker der CDU/CSU 
sowie christliche Arbeitskreise zum Strafrecht vor 
allem die Durchsetzung der „Sittlichkeit“ gefor-
dert hatten, wurden im Laufe der 1960er Jahre 
auch andere Interpretationen des Christlichen 
publiziert und handlungsleitend. Bundesjustizmi-
nister Gustav Heinemann (SPD, einst CDU) und 
andere Reformer grenzten sich damit von einer 
katholisch-konservativen Moral der Sittlichkeit 
als Grundlage staatlichen Strafrechts klar ab und 
begründeten ihre liberale rechtspolitische Position 
gleichzeitig mit ihrer Auslegung des (protestan-
tischen) Christentums.254

Im Sommer 1969 stellte die von CDU/CSU und 
SPD getragene Bundesregierung Kiesinger/Brandt 
die in Deutschland seit 1871 unter Strafe ste-
henden einvernehmlichen sexuellen Handlungen 
unter erwachsenen Männern in der Bundesre-
publik straffrei – ein Schulbeispiel für ein neues 
Verständnis von Sittlichkeit im Strafrecht.255 
Allerdings blieb Sexualität von erwachsenen Män-
nern mit männlichen Jugendlichen – anders als 
entsprechende heterosexuelle Kontakte – straf-
bar, denn die Jugend musste aus Sicht des Gesetz-
gebers vor männlicher Homosexualität geschützt 
werden. Das galt auch für Kontakte z. B. eines 
21Jährigen mit einem 20Jährigen.256

Weibliche Homosexualität war in den diesbezüg-
lichen Reform-Debatten kaum präsent. Das wird 
in einem Bericht des Sonderausschusses zur Straf-
rechtsreform von 1972 deutlich, der vor allem den 

253  Vgl. Schwartz 2016, S. 66.

254  Vgl. Ebner 2018, S.  124–130. Heinemann war beispielswei-
se 1949 bis 1955 Präses der Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland und fungierte bis 1967 als langjähriges Ratsmitglied der 
EKD. Vgl. Ebner 2018 sowie Jesse 2001.

255  Vgl. Plötz 2017b, Kapitel 5.1.1.

256  Vgl. Schwartz 2016. Mädchen durften ab 16 Jahren heiraten, 
wenn die Erziehungsberechtigten zustimmten; vgl. §§ 1 sowie 3 
EheG.
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Schutz der männlichen Jugend (bis 21 Jahren) in 
Bezug auf Sexualität mit erwachsenen Männern 
(ab 21 Jahren) erörterte. Der Ausschuss meinte 
mehrheitlich, die Zahl der Lesbierinnen betrage 
nur einen Bruchteil der Zahl der homosexuellen 
Männer, außerdem hätten sie weniger Wechsel 
in ihren Partnerschaften und drängten nicht an 
die Öffentlichkeit. Daher wurde – im Unterschied 
übrigens zur DDR-Strafrechtsreform von 1968 
– kein kriminalpolitisches Bedürfnis nach einer 
Ausweitung des § 175 StGB auf Frauen gesehen.257 
Inhaltlich ähnelt die Einschätzung des Sonderaus-
schusses zur Strafrechtsreform der des Bundes-
verfassungsgerichts von 1957, das ebenfalls die 
Tendenz zu festen Paarbindungen und die weitge-
hende öffentliche Unsichtbarkeit lesbischer Liebe 
betont hatte. Mutterschaft in Verbindung mit 
lesbischer Liebe scheint auch im Sonderausschuss 
nicht als Problem angesehen worden zu sein.

Die Gleichstellung von ehelichen und nicht-eheli-
chen Kindern, die bereits im Grundgesetz verlangt 
worden war, wurde ebenfalls gesetzlich vorange-
bracht, u. a. von Bundesjustizminister Heinemann. 
Vorangegangen war im Januar 1969 ein Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts, das die Große 
Koalition zur Umsetzung des Verfassungsauftrags 
von 1949 zwang. Die Rede über Kinder nichtver-
heirateter Mütter wurde nun von der Debatte um 
„Sittlichkeit“ gelöst und damit nicht länger als 
eine Bedrohung bzw. als gesellschaftliche Gefahr 
gewertet; das Thema wurde Teil der Debatten um 
Freiheit und Demokratisierung. Im August 1969 
wurde das „Gesetz über die rechtliche Stellung 
der nichtehelichen Kinder“ (Nichtehelichenge-
setz) von der Großen Koalition verabschiedet, das 
unverheiratete Mütter und ihre Kinder erstmals 
als Familien bezeichnete und ihre Rechtsposition 
verbesserte.258 

257  Vgl. Ebner 2018, S. 201. In der DDR wurde die Ausweitung des 
strafbewehrten Jugendschutzes auf gleichgeschlechtliche Sexualität 
unter Frauen bzw. Mädchen damit begründet, dass Jugendliche bei-
derlei Geschlechts durch gleichgeschlechtliche sexuelle Handlungen 
in ihrer Entwicklung gefährdet seien. Vgl. Schäfer 2006, S. 211f.

258  Vgl. Buske 2004, S. 348, 357–359.

Dieselbe Große Koalition arbeitete zuvor bereits 
an einer Reform des Ehe- und Scheidungsrechts. 
Auf Antrag der SPD beschloss der Bundestag 
im November 1967, eine Kommission zur Vor-
bereitung einer Reform des Ehe- und Schei-
dungsrechts zu berufen. Zwei Mitglieder des 
Bundestags enthielten sich, Gegenstimmen sind 
nicht verzeichnet. Ab Sommer 1968 arbeiteten 
in dieser Kommission 16 Fachleute verschie-
dener Berufe und Wissenszweige. Ein knappes 
Drittel der Fachleute war weiblich, zwei Drittel 
männlich. In der Kommission war kein Mitglied 
aus Rheinland-Pfalz. Die Kommission legte drei 
Teilberichte vor: im Mai 1970 zum Scheidungs- 
und Unterhaltsrecht, im September 1970 zum 
Verfahrensrecht und im Juni 1972 zur sozialen 
Sicherung.259 Letztlich ging es nicht nur um eine 
Reform des Scheidungsrechts, sondern die Politik, 
Kirchen, die Justiz und Medien verhandelten die 
zukünftige Organisation der Gesellschaft, be-
sonders die Regelung von Beruf, Hausarbeit und 
Kindererziehung.260

Nachdem der Regierungschef der nach den Wahl-
en vom September 1969 neu gebildeten SPD/
FDP-Koalition, Bundeskanzler Willy Brandt (SPD), 
in seiner Regierungserklärung vom Oktober 1969 
verschiedene Themen wie Wirtschaft, Finanzen, 
DDR, Europa, Aus- und Fortbildung sowie eini-
ge Vorhaben wie z. B. eine Verwaltungsreform 
ansprach, kam er auf Rechtsthemen zu sprechen. 
Relativ weit vorne sprach Brandt das Ehe- und 
Scheidungsrecht an: „Im Zivilrecht ist die Reform 
des Eherechts dringend. Die Bundesregierung wird 
auf der Grundlage der Empfehlungen der einge-
setzten Kommission im kommenden Jahr eine 
Reformnovelle vorlegen. Weltanschauliche Mei-
nungsverschiedenheiten dürfen uns nicht daran 
hindern, eine Lösung zu finden, um die Not der in 
heillos zerrütteten Ehen lebenden Menschen zu 
beseitigen. Dabei muß verhindert werden, daß im 

259  Vgl. Köhler 2006, S. 102 sowie: Impulse für ein neues Ehe- und 
Scheidungsrecht, 1968.

260  Vgl. Neumaier 2019, S. 40.
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Falle der Scheidung Frau und Kinder die Leidtra-
genden sind.“261

Wenig später plädierte sogar die Evangelische 
Kirche in Deutschland in einer Denkschrift für das 
Zerrüttungsprinzip als Grundlage des Eheschei-
dungsrechts.262 Damit wurde deutlich: Die Kirchen 
hatten nicht länger die konservative Deutungs-
macht, und besonders im evangelischen Bereich 
agierten Teile der Kirchen fortan selbst auch 
reformorientiert.263

In den 1960er und frühen 1970er Jahren wurde in 
der juristischen Debatte wiederholt beanstandet, 
dass im Familienrechtsänderungsgesetz zwar die 
Ehescheidung aufgrund einer Schuldzuweisung 
vorgeschrieben war, etliche Eheleute diese Hürde 
jedoch durch abgesprochene Aussagen mit teils 
erfundenen Tatbeständen unterliefen. Dies wurde 
von Jurist*innen als Kritik am geltenden Eheschei-
dungsrecht formuliert.264

Um 1970 hielt die herrschende juristische Mei-
nung das geltende Scheidungsrecht für überholt. 
Gängige Kritik war, dass die Ursachen des „Schei-
terns“ einer Ehe kaum zu erkennen seien, Richter 
müssten bei entsprechender Nachforschung zu 
sehr in die Intimsphäre eindringen, Eheleute wür-
den sich mit Vorwürfen überhäufen. Auch sollte 
für die Regelung der elterlichen Gewalt lediglich 
das Wohl des Kindes entscheidend sein, keine 
Überbewertung des Schuldausspruches.265 Kriti-
siert wurde auch, dass Scheidungstatbestände oft 
konstruiert waren, so dass entgegen der Absicht 
des Gesetzgebers „Konventionalscheidungen“ 

261  Ebd., S. 26.

262  Vgl. EKD-Denkschrift vom 27.11.1969 nach Köhler 2006, S. 105.

263  Vgl. Löhnig 2019, S. 4 sowie Ebner 2018 und Kandora 2002.

264  Vgl. Neumaier 2019, S. 41.

265  Vgl. Köhler 2006, S. 101, 118f. Der Autor macht (auf S. 117–119) 
darauf aufmerksam, dass sich die Argumente der Befürworter des 
Zerrüttungsprinzips in den 1930er und 1970er Jahren stark ähnelten, 
was seiner Meinung nach bisher in der Rechtswissenschaft nicht 
gewürdigt worden sei. Tatsächlich waren die Argumente pro Zerrüt-
tungsprinzip jedoch bereits in den Reformdebatten der Weimarer 
Republik oder sogar bereits in Debatten vor der Verabschiedung des 
BGB entwickelt worden und verweisen keineswegs inhaltlich auf den 
Nationalsozialismus.

durchaus häufig waren. Dies waren Eheschei-
dungen, zu denen sich beide Eheleute einverstan-
den erklärten; nicht selten wurden Tatbestände 
wie z. B. Ehebruch vorgetäuscht. Zeitgenössisch 
wurde der Anteil dieser Scheidungen auf mehr als 
80 Prozent geschätzt. Bei den Konventionalschei-
dungen werde, so die Kritik, „das Zugeständnis zur 
Ehescheidung meist mit garantierten Unterhalts-
zahlungen erkauft“.266 Dies wirft nicht nur die Fra-
ge auf, ob aus dieser Sicht weitgehend Ehemänner 
an einer Scheidung interessiert waren, sondern 
auch, was die als typisch geltende nichterwerbstä-
tige Ehefrau im Falle einer Konventionalscheidung 
anbieten sollte.

Auch der 48. Deutsche Juristentag, der 1970 
in Mainz abgehalten wurde, beschäftigte sich 
mit dem Ehe- und Familienrecht und verlangte 
Reformen. Juristentage wurden alle zwei Jah-
re durchgeführt; dort trafen sich bis zu 3.000 
Teilnehmende. Die Deutschen Juristentage, so 
eine Gesamtdarstellung, „bieten ein geachtetes 
und viel beachtetes Forum für jeden Juristen. […] 
diskutieren die Teilnehmer der Deutschen Juri-
stentage mit dem Ziel, in Form von Beschlüssen 
Regelungsvorschläge zu machen. Oft hat der 
Gesetzgeber diese Beschlüsse aufgegriffen.“267 

Ein für den 48. Deutschen Juristentag erstelltes 
Gutachten setzte sich entschieden für das Zerrüt-
tungsprinzip ein. Die Verfasserin, Landgerichts-
direktorin Hedwig Maier-Reimer, betonte, die 
Schuld an einer Scheidung sollte kein Kriterium 
für die Regelung der elterlichen Gewalt sein. „Eine 
Frau kann eine schlechte Ehefrau sein, die sich 
schwere Eheverfehlungen zuschulden kommen 
ließ, trotzdem aber eine gute, ja vorbildliche 
Mutter.“268 Allerdings könne das Verhalten, das 
zur Zerrüttung der Ehe führte, auch Anlass sein, 
der Mutter nicht die elterliche Gewalt zuzuspre-
chen, etwa wenn die Ehe wegen eines unsittlichen 
Lebenswandels geschieden wurde. Bereits 1968 

266  Neumaier 2019, S. 41.

267  Freuding 2006, Vorwort (o. S.).

268  Maier-Reimer 1970, A 64. Maier-Reimer war Landgerichtsdirek-
torin in Tübingen.
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hatte eine Arbeitsgemeinschaft des Juristentages 
in Nürnberg unter Leitung von Renate Lenz-Fuchs 
aus Diez die Frage diskutiert, ob es sich empfieh-
lt, die gesetzlichen Vorschriften über die soziale 
Sicherung der Frau während und nach der Ehe, 
insbesondere im Fall der Scheidung, zu ändern.269 
Lenz-Fuchs war langjährig im Vorstand des 
Deutschen Juristinnenbundes, Erste Vorsitzende 
war sie 1960–1962, 1967–1969 und 1975–1977. 
Auch wirkte sie in der Ständigen Deputation des 
Deutschen Juristentages mit.270 In den Jahren 
1969 bis 1975 war das Ehe- und Familienrecht ein 
Schwerpunkt des Juristinnenbundes. So wurden 
bei einer Mitgliederversammlung in Trier 1967 die 
wirtschaftlichen Folgen besprochen; 1969 trat der 
Deutschen Juristinnenbund dafür ein, dass ein Un-
terhaltsanspruch ohne Rücksicht auf die „Schuld“ 
galt, allerdings sollten geschiedene Frauen auch 
durch eigene Arbeit ihre Existenz nach einer 
Scheidung sichern.271 Es war nicht erkennbar, dass 
der Juristinnenbund dafür eintrat, Frauen sollten 
die Möglichkeit haben, ihre Ehe wegen einer 
Neuorientierung ohne schwerwiegende Nachteile 
hinter sich zu lassen. Auch ein Eintreten für aus-
drücklich lesbische Anliegen im 20. Jahrhundert 
war nicht erkennbar.272

In der Neuen Frauenbewegung, die seit Ende der 
1960er Jahre neu erstarkte, und in anderen sozi-
alen Bewegungen der frühen 1970er Jahre wurde 
das Modell des mütterlichen Alleinerziehens als 
Gegenmodell zu dem der konservativen Gatten-
familie aufgebaut, in der der Vater und Ehemann 
die Autorität ausübte. Die Freiheit, ohne solche 
Autorität zu leben, wurde betont.273 Insgesamt 
nahm die Akzeptanz nichtehelicher Lebensge-
meinschaften zu. In der Rechtsprechung blieb es 
hingegen übliche Praxis, bei einer Ehescheidung 
einer Mutter, die nach der Trennung von ihrem  
 

269  Vgl. Freuding 2006, S. 32, 80.

270  Vgl. Deutscher Juristinnenbund 1984, S. 24, 27.

271  Vgl. Meyer-Wehage 2018.

272  Im Rahmen einer Recherche beim djb in diversen Publikationen. 
Siehe u. a. Deutscher Juristinnenbund 2003. 

273  Vgl. Buske 2004, S. 360.

Ehemann in nichtehelicher, heterosexueller 
Lebensgemeinschaft lebte, das Sorgerecht zu 
entziehen.274

Langsam wurden auch von der katholischen 
Kirche einige Vorschriften „sittlicher“ Lebensfüh-
rung weniger streng interpretiert als bislang. Seit 
dem Zweiten Vatikanischen Konzil (1962–1965) 
bestand die katholische Kirche etwa nicht mehr 
darauf, dass die Autorität und Vorrangstellung 
des Mannes das bestimmende Strukturprinzip der 
Familie zu sein habe.275 In anderen Fällen, etwa in 
Sachen Empfängnisverhütung oder Abtreibung, 
beharrte die Kirchenführung jedoch auf restrik-
tiven Vorgaben. In den damaligen Auseinanderset-
zungen um das Abtreibungsrecht zeigte sich aller-
dings, dass die Differenzen zwischen der Führung 
der in dieser Frage kirchennahen CDU/CSU und 
deren Basis stärker wurden. Bei den Bundestags-
wahlen 1972 verlor die Union viele Wählerinnen 
an die SPD.276

Das Institut für Demoskopie Allensbach stellte 
1978 einen Wertewandel im Bereich der Fa-
milie fest, der seit 1963 vollzogen worden sei. 
Die Leiterin des Instituts, die in Mainz 1964 bis 
1983 als Professorin lehrende Elisabeth Noelle-
Neumann, prägte dafür maßgeblich den Begriff 
„Werteverfall“, also einen Bedeutungsverlust 
der Ehe als Institution. In den Konflikten um 
Werte in den 1970er Jahren nahmen die The-
men Ehe und Familie eine zentrale Rolle ein. 
Andere Beobachter*innen sprachen neutral von 
„Wertewandel“.277

274  Vgl. Hinz 2014, S. 240; der Autor führt Beiträge aus FamRZ von 
1968, 1973, 1976 an sowie Entscheidungen des OLG Hamm. 1960 
hatte das OLG Karlsruhe geurteilt, „einer ledigen Mutter könne bei 
Zusammenleben mit einem Partner in nichtehelicher Lebensgemein-
schaft nach § 1666 BGB das Sorgerecht entzogen werden.“ Hinz 
2014, S. 240. Einen solchen Verstoß gegen die „Sittlichkeit“ sah das 
OLG Karlsruhe also als regelrechte Gefährdung des Kindeswohls an.

275  Vgl. Schwab 1997, S. 811.

276  Vgl. Schwartz 2009, S. 37.

277  Vgl. Neumaier 2014, S. 205, 210f sowie http://gutenberg-
biographics.ub.uni-mainz.de/personen/register/eintrag/elisabeth-
noelle-neumann.html, abgerufen am 16.03.2020.

http://gutenberg-biographics.ub.uni-mainz.de/personen/register/eintrag/elisabeth-noelle-neumann.html
http://gutenberg-biographics.ub.uni-mainz.de/personen/register/eintrag/elisabeth-noelle-neumann.html
http://gutenberg-biographics.ub.uni-mainz.de/personen/register/eintrag/elisabeth-noelle-neumann.html
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Bernhard Vogel äußerte sich als Präsident des 
Zentralkomitees der deutschen Katholiken immer 
wieder kritisch zur geplanten Reform des Ehe-und 
Familienrechts.278 Er hatte diese Funktion von 
1972 bis 1976 inne. Von 1967 bis 1976 Minister für 
Unterricht und Kultus und seit 1974 Landesvorsit-
zender der CDU in Rheinland-Pfalz, sollte er 1976 
Ministerpräsident von Rheinland-Pfalz werden.279 
Als Adolf Süsterhenn (CDU) 1974 starb, äußerte 
Vogel in seiner Trauerrede, dieser habe wesent-
liche Bausteine zum geistigen Gerüst der Bun-
desrepublik beigetragen; auf Süsterhenns Reden 
und Schriften der unmittelbaren Nachkriegsjahre 
könne das Gebäude der freiheitlichen Ordnung 
zuverlässig ruhen.280

Ein erheblicher Streitpunkt einer Reform des Ehe- 
und Familienrechts war die Frage, ob eine Ehe ge-
nerell auf Lebenszeit gelten müsse. Das Zentral-
komitee der Katholiken kritisierte 1973 und 1975, 
dass der Entwurf des Reformgesetzes nicht den 
Grundsatz der Ehe auf Lebenszeit vertrete. Das 
Zentralkomitee monierte, seitens der Regierung 
solle eine „Ehe auf Zeit“ zum allgemein gültigen 
Wert erhoben werden.281 Diese Interventionen 
fielen in die Zeit der Präsidentschaft Vogels. 

Der Grundsatz der Ehe auf Lebenszeit wurde 
in das neue Gesetz aufgenommen. Noch 1975 
lehnte die CDU/CSU-Bundestagsfraktion das 
Gesetz dennoch weiterhin ab. Ihnen galt die Ehe 
vor allem als gesellschaftliche Institution, weniger 
als eine Lebensgemeinschaft konkreter Personen. 
Im Bundestag blockierten die unionsgeführten 
Länder das Gesetz. Die Regierungskoalition ging 
weitere Kompromisse ein. Ab Frühjahr 1976 konn-
ten sich nach mehreren Jahren heftiger Auseinan-
dersetzungen die sozial-liberale Regierung und 

278  Vgl. Neumaier 2019, S. 46.

279  Vgl. Präsident des Landtags Rheinland-Pfalz 2016, S. 707–709.

280  Vgl. Hehl 2012, S. 592. Auch wenn in einer Trauerrede generell 
die Verdienste der Verstorbenen hervorgehoben werden, ist doch die-
se umfassend positive Wertung auffällig. Wäre Vogel nicht mit dem 
naturrechtlichen Bezug auf Sittlichkeit einverstanden gewesen, hätte 
es nahe gelegen, nur z. B. Süsterhenns Verdienste um den Aufbau 
eines Rechtsstaates zu würdigen.

281  Vgl. Neumeier 2014, S. 218.

die Opposition der Union auf einen Wertekonsens 
verständigen.282 Im Rechtausschuss des Bundes-
tages sprach sich die Mehrheit für das Zerrüt-
tungsprinzip als Scheidungsgrund aus; nur eine 
Minderheit äußerte Bedenken.283 

Viele Lesbierinnen, so resümierte 1979 die Sozial-
pädagogin Ilse Kokula, hätten sich nach dem bis 
1977 geltenden Scheidungsrecht nicht scheiden 
lassen können. Ein Schuldausspruch habe bewirkt, 
dass sie keinen Unterhalt erhielten und ihnen 
nur unter besonderen Umständen die elterliche 
Gewalt übertragen wurde. „Die Androhung einer 
Stigmatisierung, der Verlust der Kinder und des 
Unterhalts ließen Frauen davor zurückschre-
cken, von ihrem Scheidungsrecht Gebrauch zu 
machen.“284 Zwar hätten nach altem Scheidungs-
recht sexuelle Beziehungen unter Frauen nicht 
als Ehebruch gegolten, weil unter Frauen kein 
Geschlechtsverkehr hätte stattfinden können. 
Doch konnten sie als Eheverfehlungen geltend 
gemacht werden. 

Kokula wies zudem auf einen in ihrer Sicht be-
zeichnenden Einzelfall hin, der in der Tat verdeut-
licht, wie in behördlichen Vorgängen Vorfälle, die 
für den vorliegenden Forschungsbericht relevant 
sind, letztlich auf nichtssagende Weise verschrift-
licht wurden. Gerade deshalb ist dieser Hinweis 
in Kokulas Studie angesichts des bis heute stark 
verbreiteten Schweigens über Mütter mit les-
bischen Beziehungen hochinteressant. Demnach 
hatte das Berliner Jugendamt 1972 massiv in eine 
Regelung elterlicher Gewalt eingegriffen, als es 
„einer lesbischen Mutter die Auflage machte, die 
Verbindung zu einer bestimmten Frau abzubre-
chen, falls sie ihr Kind zugesprochen haben möch-
te. Auf ihre Frage, weshalb sie sich zurückziehen 
sollte, wurde ihr geantwortet, es sei aktenkundig, 
daß diese Frau lesbisch sei. Im Beschluß des 
Amtsgerichts lautet dieser Vorgang: ‚Der Kindes-
mutter ist in einem ausführlichen Gespräch am … 

282  Vgl. ebd., S. 220–222.

283  Vgl. Köhler 2006, 120. Aus welchen Personen bzw. Parteien sich 
diese Minderheit bildete, schrieb Köhler nicht.

284  Kokula 1979, S. 231.
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dargelegt worden, unter welchen Bedingungen ihr 
die elterliche Gewalt erhalten bleiben könnte.‘“285 
Dieser Einblick Kokulas als Sozialpädagogin, die 
selbst beim Jugendamt Berlin arbeitete und in 
frühen Lesbengruppen aktiv wurde, ist aufschluss-
reich. Im Aktenvorgang wurde nach ihrer Aussage 
keine Spur der antilesbischen Vorgabe des Amts 
festgehalten. Daran schließt sich die Frage an, 
welche Erkenntnisse über antilesbische Haltungen 
und Entscheidungen von Ämtern überhaupt aus 
Aktenvorgängen gewonnen werden können. 
Möglicherweise war es in Berlin oder auch bun-
desweit üblich, keine entsprechend deutlichen 
Spuren in den Akten zu hinterlassen. Das würde 
nahelegen, dass die bekannt gewordenen Fälle, in 
denen Ämter lesbische Beziehungen unterbanden 
oder Mütter mit lesbischen Beziehungen für diese 
abstraften, nur einen Bruchteil der tatsächlichen 
Fälle ausmachten.

Auf die Gefahr, bei Kindern könnte Homosexu-
alität befördert werden, wenn sie allein bei ihrer 
Mutter aufwüchsen, wies 1976 der Jurist Prof. Rolf 
Knieper hin. Diese „Gefahr“ diskutierte er im Zu-
sammenhang mit dem gemeinsamen Sorgerecht, 
das verschiedentlich gefordert wurde. Laut Knie-
per bräuchten Kinder die Möglichkeit zur wech-
selnden Identifikation mit beiden Elternteilen. 
Bei einer einzigen Bezugsperson würde das Kind 
diese als übermächtig erleben. Für den kindlichen 
Bildungsprozess „gehört die Ausbildung einer 
auf anders-geschlechtliche Partner gerichteten 
Sexualität, die zur Fortpflanzung unabdingbar ist. 
Das Sexualverhalten […] wird […] in den ersten 
Lebensjahren geformt. Die ausschließliche Iden-
tifikation etwa mit einer übermächtigen Mutter 
scheint nach diesen Erkenntnissen z. B. männliche 
wie weibliche Homosexualität zu befördern. Die 
Möglichkeit zu wechselnden Identifikationen mit 
Erwachsenen beiderlei Geschlechts dagegen 

285  Ebd., S. 228. Zur Erhellung des Verschwiegenen sind einzelne 
Hinweise m. E. unabdingbar.

erleichtert die auf Heterosexualität angelegte 
Geschlechtsrollenfindung.“286

Diese 1976 in der Juristenzeitung veröffentliche 
Position ist als relativ einflussreich einzuschätzen. 
Sie nutzte psychoanalytische Ansichten und wur-
de sicherlich verschiedentlich vertreten. Vielleicht 
hatte der Artikel auch einige Reichweite. Die 
Juristenzeitung war in Fachkreisen von erheb-
licher Bedeutung.287 Auch war der Verfasser, Rolf 
Knieper, kein Unbekannter; einer der Forschungs-
schwerpunkte des in Bremen lehrenden Rechts-
wissenschaftlers war das Familienrecht.288 

1973 wurde in Trier die Richterakademie eröffnet. 
Sie hat bis heute die Aufgabe, Richter*innen aus 
dem gesamten Bundesgebiet in verschiedenen 
Rechtsgebieten fortzubilden. Bei der Eröffnung 
der Richterakademie sprach unter anderem Otto 
Theisen (CDU), Minister der Justiz in Rheinland-
Pfalz. Er begrüßte Richter des Bundesverfas-
sungsgerichts, den Bundesjustizminister Gerhard 
Jahn (SPD), Abgeordnete des Bundestags und des 
rheinland-pfälzischen Landtags, Vertreter der Lan-
desjustizverwaltungen, den Landesgerichtspräsi-
denten von Trier, als namhafte Vertreter der Wis-
senschaft Hochschullehrer u. a. der Universitäten 
Trier-Kaiserslautern und Mainz, die zahlreichen 
Vertreter der Kirchen und Kultusgemeinden, 
Vertreter der Anwaltschaft und des Notariats, 
Vertreter des Bundesgerichtshofs, Bundessozial-
gerichts, Bundesfinanzhofs, Bundespatengerichts, 
Bundesverwaltungsgerichts sowie des Deutschen 
Richterbundes. Es lässt sich heute nicht klären, 
ob die männliche Form nur sprachliche oder aber 
inhaltliche Gründe hatte. Fotos der Eröffnungs-
zeremonie zeigen jedenfalls kaum Frauen mit 
Entscheidungsfunktionen im Recht. Das Zielpu-
blikum der Richterakademie entwarf der Justiz-

286  Knieper 1976, S. 159f. Köhler 2006 nennt diese Ausführung auf 
S. 128 „ein kurioses Argument“. Allerdings hat Homosexualität in 
dieser Arbeit Köhlers auch keinen erkennbaren Stellenwert.

287  In einem Ranking 2009 stand sie auf dem ersten Platz allgemei-
ner Rechtszeitschriften; vgl. Gröls/Gröls 2009. Dort heißt es, dass 
Rangfolgen juristischer Fachzeitschriften zuvor nicht üblich waren. 
Vgl. ebd., S. 488.

288  Siehe z. B. Veröffentlichung mit Heinsohn 1976.
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minister ausdrücklich als eindeutig männlich: „Sie 
alle, meine Herren Richter und Staatsanwälte“, 
so Theisen, „begrüße ich stellvertretend für die 
Gesamtheit der Richter und Staatsanwälte in der 
Bundesrepublik Deutschland, denen diese Akade-
mie künftig dienen soll.“289

Im Jahr ihrer Eröffnung beschloss die 8. deut-
sche Richterakademie einen Diskussionsbeitrag 
zur Reform des Ehe- und Familienrechts für den 
Gesetzgeber. Es empfehle sich, das Scheitern einer 
Ehe zu vermuten, wenn die Ehegatten eine be-
stimmte Zeit getrennt gelebt hätten. Sonst müsse 
das Scheitern festgestellt und dafür Tatsachen 
ermittelt werden, die zum Intimbereich der Ehe 
gehörten. Die Einführung einer Härteklausel im 
Scheidungsrecht werde begrüßt. Das Vorhanden-
sein ehelicher Kinder allein sei kein Grund für die 
Anwendung der Härteklausel.290

Juristische Lehrbücher stellten, so ein Beitrag von 
1977, die Geschlechter entlang traditioneller Ein-
stellungen dar. So seien Frauen in Fallbeispielen 
unterrepräsentiert. Erschienen sie, würden sie zu 
gut 65 % über ihre Beziehungen zu Männern defi-
niert. Jene Frauen, die (noch) nicht als verheiratet 
geschildert wurden, strebten ungeduldig eine Ehe 
an oder seien als „alte Jungfer“ mehr oder weniger 
„schrullig“ geworden. Die Art und Weise, so der 
Beitrag, „in der Frauen von der Schulfallrealität in 
einen rechtserheblichen Kontext gestellt werden, 
entspricht damit im wesentlichen den traditio-
nellen Vorurteilen über die Frauen angemessene 
soziale Position.“291

289  Ministerium der Justiz des Landes Rheinland-Pfalz 1973, S. 6. 

290  Vgl. Entschließung der Richterakademie zur Reform des 
Ehe- und Familienrechts. In: DRiZ vom Juli 1973, S. 237. Wie die 
Härteklausel nach § 1568 BGB der Entwurfsfassung, auf die sich die 
Entschließung der Richterakademie bezieht, formuliert war, wurde 
für den vorliegenden Forschungsbericht nicht erkundet, weil der 
Erkenntnisgewinn als unbedeutend eingeschätzt wurde. Generell 
besagt die Härteklausel nach § 1568 BGB, dass eine Ehe trotz Schei-
terns aus besonderen Gründen bzw. außergewöhnlichen Umständen 
nicht geschieden wird. 

291  Papst, Slupik 1998 [1977], S. 214.

ANEIGNUNGEN DURCH 
LAND UND LEUTE 

In den Jahren 1962 bis 1976 stieg die Anzahl der 
Scheidungsurteile in Rheinland-Pfalz deutlich 
an. Im Detail: 1962 waren es 2.530, 1967 waren 
es 3.259, 1976 waren es 6.199. Die Anzahl der 
Männer, die auf diese Scheidungen geklagt hatten, 
stieg von 759 (1962) auf 1.028 (1967) und 1.737 
(1976). Die Anzahl der geschiedenen Frauen, die 
auf eine ausgesprochene Scheidung geklagt hat-
ten, stieg stärker, auf mehr als das Zweieinhalb-
fache, an: von 1.616 (1962) über 2.086 (1967) auf 
4.383 (1976). Durchgehend wurden mehr Männer 
als Frauen für schuldig erklärt; 1976 mehr als drei 
Mal so oft (1.013 Frauen und 3.216 Männer). Die 
Anzahl der Scheidungen, bei denen beiden Eheleu-
ten Schuld zugesprochen wurde, nahm 1962 bis 
1976 zu; von 591 (1962) auf 1.650 (1976). Im Jahr 
1962 wurden die Eltern von 2.375 minderjährigen 
Kindern geschieden, 1976 wurden die Eltern von 
6.245 Kindern geschieden.292 

Bundesweit spiegelt der Anstieg der Scheidungen 
in den 1960er Jahren vor allem ein verändertes 
Verhältnis der Ehemänner, nicht der Ehefrauen, 
zum Einreichen einer Scheidungsklage wider. Erst 
Ende der 1960er Jahre stieg die absolute Anzahl 
der Frauen, die erfolgreich auf Ehescheidung klag-
ten, deutlich an.293  In Rheinland-Pfalz zeigte sich 
dieser Trend verzögert. 

Für die 1973 in der Bundesrepublik ausgespro-
chenen Scheidungen waren drei Viertel der 
Scheidungsklagen von Frauen eingereicht worden. 
Damit hatte die soziale Praxis bzw. die Praxis der 
Aneignung ein zentrales Argument, das seit den 
1920er Jahren gegen eine Reform des Scheidungs-

292  Vgl. Statistische Berichte des Statistischen Landesamtes 1963 
bis 1976 sowie Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 1976.

293  Für 1969 waren dies rd. 50.000 Frauen. Errechnet auf der 
Grundlage von Angaben aus dem Bericht Ehescheidungen 1969 
(1971, S. 166f). 1971 klagten schließlich mehr als 56.000 Frauen 
auf Ehescheidung; berechnet nach Entwicklungen der gerichtlichen 
Ehelösungen 1973, S. 648). Ebd. wird festgestellt, dass 1971 in 
absoluten Zahlen weniger Männer auf Ehescheidung klagten als 1951 
– ein entsprechender Vergleich für Frauen erscheint dort nicht.
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rechts eingewandt worden war,294 für ungültig 
erklärt: Mehrheitlich diente es keineswegs dem 
Schutz der Ehefrauen vor einer Scheidung, das 
Scheidungsrecht möglichst restriktiv zu gestalten. 
Vielmehr schützte das strenge Scheidungsrecht 
mehrheitlich Ehemänner vor Scheidungswün-
schen bzw. finanziellen Folgeansprüchen ihrer 
Gattinnen. 

Im Bundesgebiet lag Rheinland-Pfalz 1965 
in Bezug auf die Ehescheidungen pro 10.000 
Einwohner*innen nicht mehr an letzter Stelle. Von 
den Flächenländern wiesen das Saarland und Nie-
dersachsen weniger Ehescheidungen als Rhein-
land-Pfalz und Bayern auf, die gleichauf lagen.295 
Im Jahr 1971 war die Scheidungshäufigkeit im 
Saarland, in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen 
und Bayern niedriger als in Rheinland-Pfalz.296

Bundesweit erhielt ungefähr ein Drittel der al-
leinstehenden bzw. geschiedenen Mütter keinen 
Unterhalt, ein weiteres Drittel wartete auf die 
ihnen zustehenden Zahlungen regelmäßig über 
einen längeren Zeitraum.297 Die Mütter der Mit-
gliederversammlung des rheinland-pfälzischen 
Landesverbandes alleinstehender Mütter klagten 
1974 ebenfalls über die schlechte Zahlungsmoral 
der Väter ihrer Kinder.298

Dass eine Schwangerschaft ein Grund für Ehe-
schließungen war, zeigt folgende Angabe: 1965 
lag der Anteil der ehelich erstgeborenen Kinder, 
die vor der Hochzeit gezeugt worden waren, bei 
nahezu einem Drittel. In den nächsten Jahren 
stieg dieser Anteil noch an.299 In Rheinland-Pfalz 
wurde 1963 die höchste Anzahl lebendgeborener 
Säuglinge geboren; dies war der Höhepunkt des 

294  Vgl. Neumaier 2014, S. 223.

295  Vgl. Ehelösungen 1965, S. 293.

296  Vgl. Entwicklung der gerichtlichen Ehelösungen, 1973, S. 652.

297  Vgl. Angaben des Zweiten Familienberichts der Bundesregierung 
aus dem Jahr 1975, nach Neumaier 2019, S. 43.

298  Vgl. Allgemeine Zeitung vom 03.09.1974, S. 5: Mütter: Schlech-
te Zahlungsmoral.

299  1970 lag der Anteil dieser Kinder gut 5 % höher als 1965. Vgl. 
Köllmann 1983, S. 111.

„Babybooms“. Mitte der 1960er Jahre war unter 
den Frauen, die ein Kind zur Welt brachten, die 
kleinste Anzahl der Mütter im Untersuchungszeit-
raum nicht verheiratet. Den Zeitpunkt der Zeu-
gung der Kinder nennt diese Statistik nicht.300

Politik aus dem und im Land 
Rheinland-Pfalz

Öffentlich war zu dieser Zeit in der Bundesrepu-
blik kaum etwas von lesbischer Liebe zu erfahren. 
Zumindest teilweise wurde dieses öffentliche 
Schweigen absichtsvoll hergestellt – auch und 
gerade in Rheinland-Pfalz. 

So beantragte das zwischen 1949 und 1988 un-
unterbrochen CDU-geführte rheinland-pfälzische 
Sozialministerium seit Mitte der 1950er Jahre für 
diverse Schriften bzw. Buchtitel eine Aufnahme in 
die Liste der „jugendgefährdenden Schriften“. Mit 
einer solchen Aufnahme waren bundesgesetzlich 
ein generelles Werbeverbot und ein sehr einge-
schränkter Zugang verbunden.301 

In einem solchen Antrag des Ministeriums, eine 
Schrift zu indizieren und damit der Öffentlich-
keit zu entziehen, wird die generelle Haltung 
der katholisch-konservativ geprägten Politik des 
Jugendschutzes in Rheinland-Pfalz deutlich. 1963 
urteilte das Landesjugendamt in einem Gutachten 
über einen Roman namens „Frauenkaserne“: „Mo-
ralisch niedrigstehenden und perversen Frauen 
(Lesbierinnen) wird keine Schranke gesetzt, sie 
leben sich aus und verführen Unschuldige und La-
bile.“ Eine der Figuren sei „durch Dreck gegangen, 
aber der Dreck ist nicht an ihr haften geblieben: 
sie wird eine treue Ehefrau.“302 

300  Vgl. Ickler/Kollmar 1997, S. 465.

301  Vgl. Plötz 2017. Zuständig für die Entscheidungen zur Aufnahme 
in die Liste der jugendgefährdenden Schriften war die Bundesprüf-
stelle für jugendgefährdende Schriften.

302  LHA KO Bestand 930, Nr. 7343. Aus einem weiteren Schrei-
ben geht hervor, dass dieses Gutachten vom Landesjugendamt am 
14.01.1963 vorgelegt wurde. Mehr solcher Indizierungsanträge siehe 
Plötz 2017a.
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Die Erziehung zur Ehe war ein entscheidendes Ziel 
des Jugendschutzes in Rheinland-Pfalz. Die hete-
rosexuelle Ehe schien aus Sicht des Landesjugend-
amtes früheren homosexuellen „Dreck“ „heilen“ 
zu können. Von einer Gefahr für die Kinder einer 
solchen Ehefrau war nicht die Rede.

In einem anderen Indizierungsvorgang ging es um 
eine Schrift, in der Ehefrauen lesbische Sexuali-
tät auslebten. Im Gutachten hieß es, „dass die 
vorliegende Druckschrift auf Grund ihrer Tendenz 
der Verherrlichung lesbischer Liebe geeignet ist, 
Jugendliche sozial- und sexualethisch zu verwir-
ren und in ihrer sittlichen Entwicklung ernsthaft 
zu gefährden.“303 Das Landesjugendamt schloss 
sich dem an und legte den Vorschlag dem Sozi-
alministerium vor. Handschriftlich ist seitens des 
Ministeriums für Soziales auf dem Schreiben des 
Landesjugendamtes vermerkt: „Das Buch kam 
vom Ministerbüro zurück mit der Mitteilung, daß 
ein Antrag gestellt werden könne.“304 Der zustän-
dige Minister war Heiner Geißler (CDU).

Bundesfamilienminister Franz-Josef Wuerme-
ling wandte sich gegen Schriften, in denen vom 
Genuss am Sexuellen die Rede war, selbst inner-
halb der Ehe. Die Ehe erhielt aus seiner Sicht ihren 
Sinn durch Kinder, nicht durch körperliche Liebe. 
Wesentlich seien Verzicht, Selbstzucht und Sitt-
lichkeit. Zwar nutzte Wuermeling keine Begriffe 
wie Sexualität oder Sexualmoral und sprach wohl 
auch nicht über Homosexualität. Doch 1960 
äußerte er: „Die moderne Literatur scheint sich 
heute mehr denn je des unnatürlichen und krank-
haften anzunehmen, [...] weil das normale und 
gesunde nicht mehr sensationell genug erscheint. 
Dabei steigt man über bisherige Tabus hinweg 
rücksichtslos in die Intimsphäre des Menschen 
ein; der Alltag, das Niedrige, das Geschlechtliche, 
die Schattenseiten, all das wird nicht nur nicht 
mehr verschwiegen, sondern bewußt in aller 

303  LHA KO, Best. 930, Nr. 7350: Aktion Jugendschutz an das 
Landesjugendamt am 18.08.1970. 

304  LHA KO, Best. 930, Nr. 7350: Landesjugendamt an Sozialminis-
terium, 24.08.1970. In diesem Schreiben wird für den Vorschlag des 
Antrags auf Indizierung auf das Gutachten der Aktion Jugendschutz 
verwiesen, ohne eigene Inhalte hinzuzufügen.

Breite hervorgezerrt […]. Während es früher noch 
eine Literatur zurückhaltenden Ansprechens gab, 
scheint moderne Literatur das rücksichtlose An-
sprechen zu lieben und selbst vor dem Ordinären 
und Perversen nicht mehr halt zu machen.“305

In den 1960er Jahren wurde seitens christlich-kon-
servativer Kreise auch für Kinofilme eine strengere 
Zensur gefordert, für die die Freiwillige Selbst-
kontrolle der Filmwirtschaft (FSK) in Wiesbaden 
zuständig war. Von Bayern aus formierte sich die 
„Aktion Saubere Leinwand“. Ein Skandal wurde 
der Film „Das Schweigen“ nicht zuletzt durch 
Vorgänge in Rheinland-Pfalz. Die Stadtverwaltung 
Bad Kreuznach z. B. forderte die Landesregierung 
auf, ein Aufführungsverbot zu erlassen.306 Der 
Landrat von Bernkastel-Kues, Hermann Krämer, 
ließ die Vorführung der beanstandeten lesbischen 
Szenen in den Kinos seiner Region verbieten. Da-
bei wurde der CDU-Kommunalpolitiker auch vom 
Bischof von Trier unterstützt. Ministerpräsident 
Peter Altmeier lobte Krämer öffentlich für seinen 
Vorstoß. Innenminister August Wolters (CDU) er-
klärte im Mainzer Landtag, dass die Landesregie-
rung zwar von sich aus keine Anordnungen treffen 
könne; er persönlich aber bedauere, dass der Film 
allein in Deutschland ungekürzt habe veröffentli-
cht werden können.307 

305  Zitiert nach Haensch 61974, S. 99, inklusive Hervorhebungen. 
Nach ebd., S. 158–160, wurde dieser Aufsatz Minister Wuermelings 
im Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung 
im November 1960 veröffentlicht. Vgl. zur Ablehnung des Sexuel-
len als Genuss durch Wuermeling auch Haensch 61974, S. 98–104. 
Freundlicherweise wies mich Michael Schwartz auf die zitierte Pas-
sage hin. Der Eindruck, dass Wuermeling nicht über Homosexualität 
sprach, ergibt sich aus der angegebenen Forschungsliteratur sowie 
durch eine für den vorliegenden Forschungsbericht  durchgeführte 
Recherche im Archiv der Konrad-Adenauer-Stiftung 2018.

306  Vgl. LHA KO Best. 930, Nr. 7330: Abschrift. Stadtverwaltung 
Bad Kreuznach an Landesjugendamt, 14.04.1964. Siehe auch Hugo 
2006, S. 222f. 1966 wurde die „Aktion saubere Leinwand“ einge-
stellt. Hugo zitiert dort auch die Rhein-Zeitung vom 03.01.1966: „Bei 
der Mehrheit der Bevölkerung aber fand die Aktion keinen Anklang.“

307  Vgl. diverse Unterlagen in LHA KO Best. 930, Nr. 7330. Hier 
finden sich keine Hinweise darauf, dass das lesbische Element des 
Films „Das Schweigen“ diskutiert worden wäre.
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Am weitesten ging vermutlich Adolf Süster-
henn im Jahr 1965, zu dieser Zeit Professor für 
Staatslehre und Politik an der Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften in Speyer. 1961 war 
er Spitzenkandidat der CDU Rheinland-Pfalz für 
die Bundestagswahl. Für den Bundestag kandi-
dierte er nicht zuletzt deshalb, weil er den Einfluss 
liberaler Kräfte innerhalb der CDU zurückdrängen 
wollte. 1964 hatte er nach 17 Jahren zugunsten 
Franz-Josef Wuermelings auf eine erneute Kan-
didatur als Mitglied im Landesvorstand der CDU 
Rheinland-Pfalz verzichtet. Süsterhenn schätzte 
dessen Familienpolitik und die damit zusammen-
hängende Stärkung der katholischen Positionen 
in der Programmatik der CDU; noch nach dessen 
Ausscheiden aus dem Bundeskabinett vertei-
digte er dessen Politik. Von 1960 und bis 1967 
war Süsterhenn Mitglied im Zentralkomitee der 
deutschen Katholiken.308

Aus Protest gegen die „Diktatur der Unanständig-
keit“ durch Filme wie „Das Schweigen“ schlug Sü-
sterhenn im Bundestagswahlkampf 1965 vor, das 
Grundgesetz zu ändern. Zukünftig sollte Artikel 5 
Absatz 3 Satz 1 lauten: „Kunst und Wissenschaft, 
Forschung und Lehre sind frei. Diese Freiheit 
entbindet nicht von der Treue zur Verfassung 
und gilt im Rahmen der allgemeinen sittlichen 
Ordnung.“309 

Diese Forderung stellte Süsterhenn im Rhei-
nischen Merkur vor; an dieser Zeitung war er 
beteiligt.310 In Bad Kreuznach eröffnete er 1965 
einer CDU-Versammlung, er wolle im Bundestag 
die namentliche Abstimmung über diese Ände-
rung verlangen, so dass deutlich werde, wer sich 
für „Sauberkeit im Kulturleben“ einsetze – und 
wer nicht. Wuermeling unterschrieb Süsterhenns 
Initiativantrag; Helmut Kohl (CDU) lehnte ab. In 
einem Interview mit dem Spiegel im Mai 1965 

308  Vgl. Steinbacher 2011, S. 292 sowie Hehl 2012, S. 510, 539f, 
543, 580f. 

309  Zitiert nach Steinbacher 2011, S. 292. Die Bindung an die sittli-
che Ordnung war neu.

310  Vgl. Hehl 2012, S. 518, zur Beteiligung Süsterhenns ebd., S. 576: 
1963 mit 4 %.

meinte Süsterhenn, seine Haltung zu Sittlichkeit 
in Filmen sei noch dieselbe wie 1951 beim Skan-
dal um den Film „Die Sünderin“. Nach wie vor 
sei er der Auffassung, dass dieser Film den Ehe-
bruch und die Prostitution verherrliche, so dass er 
(damals Präsident des Oberverwaltungsgerichts 
in Koblenz) Verständnis für die Protestaktionen 
gegen „Die Sünderin“ habe, mit denen damals die 
öffentliche Ordnung in Koblenz gestört worden 
sei. In diesem Interview distanzierte er sich zwar 
von der nationalsozialistischen Kunstpolitik, plä-
dierte jedoch für das „gesunde Volksempfinden“ 
als entscheidendes Kriterium.311 

Damit aber zog Süsterhenn erhebliche Kritik auf 
sich. Auch aus den eigenen Reihen wurde Süster-
henns Vorstoß abgelehnt, und die Union fürchtete 
Stimmeinbußen bei der anstehenden Bundestags-
wahl. In den Medien stieß Süsterhenns Vorstoß 
auf teilweise scharfe Ablehnung und erhebliches 
Unverständnis. Eine Ausnahme war u. a. der 
„Rheinische Merkur“. Die für eine Änderung des 
Grundgesetzes nötige Zweidrittelmehrheit zeich-
nete sich nie ab. „Sittlichkeit“ als gesellschaftliche 
Norm hatte 1965 ihre zuvor hohe Bedeutung 
eingebüßt und konnte nicht mehr reaktiviert 
werden.312

Die Ära, in der die konservativ-katholischen 
Gründer aus und in Rheinland-Pfalz mit ihren 
Vorstellungen von „Sittlichkeit“ so bestimmend 
waren, endete 1969. Im CDU-Bundesvorstand ist 
bereits für die Jahre 1965 bis 1969 kein Beitrag 
von Süsterhenn, Wuermeling oder Altmeier mehr 
verzeichnet, der sich mit „Sittlichkeit“ oder der 
Strafrechtsreform befasste.313 1966 endete Alt-
meiers Funktion als Landesvorsitzender der CDU 
in Rheinland-Pfalz, 1969 verlor Altmeier auch das 
Amt des Ministerpräsidenten von Rheinland-Pfalz. 

311  Vgl. Droht eine Diktatur der Unanständigkeit? Spiegel-Gespräch 
mit dem CDU-Bundestagsabgeordneten Professor Dr. Adolf Süster-
henn über die Freiheit der Kunst. Spiegel 21/1965 vom 19.05.1965, S. 
38–49. Vgl. auch Steinbacher 2011, S. 292f sowie Hehl 2012, S. 585.

312  Vgl. Steinbacher 2011, S. 294 sowie Hehl 2012, S. 572. Der Film 
„Das Schweigen“ wurde zum erfolgreichsten Film in der Bundesrepu-
blik der Nachkriegszeit. Vgl. Steinbacher 2011, S. 295.

313  Vgl. Buchstab 2005.
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Beide Ämter hatte er seit 1947 ununterbrochen 
innegehabt.314 Beim Empfang der CDU-Landtags-
fraktion in Mainz zur Feier des neuen Ministerprä-
sidenten Helmut Kohl 1969 waren Wuermeling 
und Süsterhenn als einzige der in Rheinland-Pfalz 
ansässigen Bundestagsabgeordneten der CDU 
nicht eingeladen.315 Kohl hatte bereits 1964 
betont, die CDU sei keine Kirchenpartei, und sich 
damit offen gegen eine katholische Politik ge-
wandt, wie sie von den älteren Parteigranden Alt-
meier, Wuermeling und Süsterhenn systematisch 
betrieben wurde. 1969 zog sich Süsterhenn aus 
der Politik zurück; auch die politische Laufbahn 
Wuermelings endete. In keinem anderen Bundes-
land waren die Gründer des Landes so lange und 
so uneingeschränkt an der Macht gewesen.316 

1971 erschien eine wissenschaftliche Arbeit der 
Medizinerin Siegrid Schäfer, in der darin zitierte 
lesbisch lebende Frauen Toleranz einforderten. 
Das war, soweit bekannt, die erste in der Bundes-
republik erschienene Schrift, in der dies gewagt 
wurde. Die Autorin widerlegte diverse Vorurteile 
und verlangte Toleranz. Mutterschaft als ureigene 
Form der Weiblichkeit verneinte sie für Lesbie-
rinnen.317 Im Jahr zuvor war auch eine Selbstkritik 
aus den Reihen der Sexualforschung formuliert 
worden, welche bei allen zeugungsfernen Sexual-
praktiken stets das Pathologische gesucht habe.318

Medien 

Am 26.08.1973 sendete das ZDF den 46-minü-
tigen Dokumentarfilm „Zärtlichkeit und Rebellion. 
Zur Situation der homosexuellen Frau“ von Eva 
Müthel. Die Hunsrücker Zeitung und die Allge-
meine Zeitung Mainz kündigten diese Sendung 

314  Vgl. Präsident des Landtags Rheinland-Pfalz 2016, S. 23f.

315  Vgl. Hehl 2012, S. 586.

316  Vgl. Hehl 2012, S. 582, 585f, 590 sowie Köhler 2014, S. 40f.

317  Vgl. Schäfer 1978 (2. Auflage); das Heft hat keine Seitenzahlen. 
In der 1. Auflage 1971 erschien die Studie mit einem Vorwort von 
Volkmar Siegusch vom Institut für Sexualforschung, in dem Schäfer 
promovierte. Vgl. Welt ohne Männer. In: Spiegel Nr. 25, 1972,  
S. 62–65.

318  Vgl. Reiche 1970.

mit einem kleinen Beitrag an; diese Schilderungen 
gingen nicht auf Mutterschaft ein.319 

In der Dokumentation wurden einige Frauen 
gefragt, wie sie zu Ehe und Mutterschaft stünden. 
Die Ehe wurde von ihnen tendenziell abgelehnt, 
Kinder jedoch nicht. Anschließend wurde eine 
geschiedene Mutter mit ihrem Sohn vorgestellt, 
die sich früher scheute, ihrem Faible für Frauen 
nachzugehen. Jetzt, wo sie bestimmte Normen 
nicht mehr einhalte, fühle sie sich freier. Auch 
eine andere Mutter mit kleinem Kind erschien. Ein 
möglicher Streit um die elterliche Gewalt wurde 
im Film nicht thematisiert. Eine Stripperin, die mit 
ihrer Partnerin lesbische Szenen für heterosexu-
elle Männer vorführte, meinte lediglich vage, sie 
würde ihre halbwüchsige Tochter gerne zu sich 
holen.

Leider wird nicht erkennbar, ob eine der Akteu-
rinnen in Rheinland-Pfalz lebte. Deutlich erkenn-
bar ist jedoch, dass dieser Film mit gängigen 
Negativeinstellungen beginnt und mit einem 
Aufruf zur Rebellion lesbischer Frauen sowie zur 
Toleranz seitens der heterosexuellen Bevölkerung 
endet. Im Protokoll des Telefondienstes des ZDF 
sind überwiegend ablehnende Reaktionen ver-
zeichnet, u. a. wurde die Sendung als Angriff auf 
die Ehe gedeutet.320 

1973 sendete das ZDF auch in der Reihe „Ehen vor 
Gericht“ eine Folge über eine verheiratete Frau, 
die sich in eine Frau verliebt und scheiden lassen 
will. Der Ehemann lehnt die Scheidung ab. Das 
Paar hat keine Kinder. Die Journalistin, die den 
rechtlichen Hintergrund ausleuchtet, spricht mit 
einer Anwältin. Diese führt aus, sie hätten nicht 
nur die Volksmeinung gegen sich, sondern die 
Ehefrau könne unter Umständen nicht geschie-
den werden, selbst wenn sie eine Ehewidrigkeit 

319  Vgl. Zärtlichkeit und Rebellion, Hunsrücker Zeitung vom 
25./26.08.1973, Seite Fernsehen/Kultur. Eine Fernsehkritik erschien 
in der folgenden Ausgabe nicht. Vgl. auch Zärtlichkeit und Rebellion, 
Allgemeine Zeitung, Mainz, vom 25./26.08.1973, Seite Fernseh-Ma-
gazin. Eine Fernsehkritik erschien in der folgenden Ausgabe ebenfalls 
nicht.

320  Eine ausführliche Darstellung findet sich in Plötz 2017a.
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begehe. Es sei aus ihrer persönlichen Sicht gut, 
dass das alte Schuldprinzip in den nächsten Jahren 
abgeschafft werden würde. Auch Gewalttätigkeit 
des Mannes führe nicht zur Scheidung. Der Tele-
fondienst des ZDF verzeichnete auf diese Folge 
von „Ehen vor Gericht“ ausschließlich negative 
Reaktionen.321

1973/74 skandalisierte die Bild-Zeitung im Zuge 
eines Mordprozesses im norddeutschen Itzehoe 
lesbische Liebe insgesamt. Zwei Frauen (Ma-
rion Ihns und Judy Andersen) standen wegen 
Anstiftung zum Mord vor Gericht, weil sie einen 
Mann dazu bewegt hatten, den Ehemann einer 
der Frauen zu töten. In der Bild-Zeitung hieß es: 
„wenn zwei Frauen entdecken, daß sie sich lieben, 
sind sie oft zu ungeheuerlichsten Taten fähig“.322 
Durch die Prozessberichterstattung wurde les-
bische Sexualität für ein breiteres Publikum erst-
mals zum Thema.323

Die Bild-Zeitung fiel mit abwertenden und 
sexualisierten Schilderungen der Angeklagten 
und allgemein der lesbischen Liebe auf. 1973 und 
damit noch vor dem Urteil war in der Boulevard-
Zeitung die Serie „Die Verbrechen der lesbischen 
Frauen“ erschienen, mit mehrfachen Bezügen zu 
dem Mordfall in Itzehoe. Voller Verständnis wurde 
der „gedemütigte“ Ehemann beschrieben, der 
seine Frau vergewaltigte, weil sie ihm verweigerte, 
was ihm von Rechts wegen zustehe, nachdem sie 
das lesbische „Dänenmädchen“ getroffen habe. 
Die Serie betonte, in welcher Gefahr Ehemänner 
durch die lesbische Liebe wären. Auch wurden 
Frauen vor den Konsequenzen gewarnt, lesbische 
Liebe kennenzulernen, denn lesbisch, „das heißt: 
Sie ist ausgestoßen von der Gesellschaft, verlacht, 
verleumdet, verloren“.324

In der Berichterstattung über den Prozess be-
richtete die Bild-Zeitung nur beiläufig, dass ein 
Scheidungsantrag der Ehefrau abgelehnt worden 

321  Eine ausführliche Darstellung findet sich in Plötz 2017a.

322  Zitiert nach Schwartz 2016, S. 79.

323  Vgl. Bielby 2017, S. 101.

324  Bild-Zeitung vom 31.01.1973, zitiert nach Pater 2006, S. 159. 

war.325 Diese Berichterstattung, die zeitweise 
einer anti-lesbischen Kampagne glich, wurde vom 
Deutschen Presserat gerügt. Nach Eindruck des 
Schwul-Lesbischen Pressearchivs Berlin überwo-
gen in der bundesdeutschen Presse der 1970er 
und 1980er Jahre Schlagzeilen wie „Deutschlands 
Mörderlesben“, falls lesbische Liebe erwähnt 
wurde.326 Die Zeitschrift Quick, hieß es, habe 
die Angeklagte Marion Ihns dazu gebracht, alle 
Frauen vor Lesbierinnen zu warnen.327 Nicht nur 
die Berichterstattung, sondern auch die Prozess-
führung wurde kritisiert. In der Zeitschrift Stern 
hieß es: „Es geht um Mord, doch vor Gericht steht 
die lesbische Liebe – Ein Vorurteil im Namen des 
Volkes“.328

„Journalistinnen […] einer NDR-Rundfunksen-
dung“ meinten, so die Zeitschrift Stern, im Ge-
gensatz zur Bild-Zeitung, dass „die Lesbierinnen 
keine besonderen Kennzeichen“ hätten.329 Die 
Thematisierung lesbischer Liebe im Spiegel 1974 
war insgesamt um Toleranz und Neutralität be-
müht.330 Lesbische Frauen waren, so der Spiegel, 
laut herkömmlichen Auffassungen „triebhafte Un-
geheuer, deren ‚Leidenschaft zu den grausamsten 
Konflikten führen kann: zu verlassenen Kindern 
und zerrissenen Ehen, zu aller Art Unglück, Tötung, 
Selbstmord, Mord‘„.331 Solche Auffassungen wies 
der Spiegel zurück. Zu lesen war dort, dass im Mai 
1974 die American Psychiatric Association Homo-
sexualität von der Liste der seelischen Störungen 
gestrichen habe, dass viele Frauen von Sexualität 

325  Vgl. Pater 2006. Laut Bild-Zeitung wurde die Scheidungsklage 
abgewiesen, weil der Ehemann die Untreue seiner Frau verziehen 
habe; vgl. ebd., S. 156. Es war üblich, dass Gründe für eine Scheidung 
durch nachfolgenden Geschlechtsverkehr als „verziehen“ und damit 
rechtlich irrelevant galten.

326  Vgl. ebd. sowie Schwartz 2016, S. 72.

327  Vgl. Die „neue Zärtlichkeit“. Emma Juni 1981, S. 39.

328  Zitiert nach Reinberg/Roßbach 1985, S. 149.

329  Vgl. zu Pressarchiv und Journalistinnen Schwartz 2016, S. 72.

330  Vgl. Titelgeschichte Spiegel Nr. 36/1974, S. 60–67: „Lust-
betonte, liebe Stimmung.“ Ausdrücklich wird dort geschrieben, 
dass Richter und Berichterstatter lesbische Frauen im Prozess ins 
„Abartige“ drängten, was von der Wissenschaft jedoch als Vorurteil 
widerlegt sei. 

331  Spiegel Nr. 36/1974, S. 60–67: „Lustbetonte, liebe Stimmung.“, 
S. 61.
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mit Männern frustriert seien und viele Frauen der 
Frauenbewegung sich dem eigenen Geschlecht 
zuwenden würden. Über Mütter, die eine lesbische 
Beziehung eingingen, stand dort nichts. 

Zwischen 1969 und 1973 ist eine nachhaltige 
emanzipative Stellungnahme linksliberaler 
Leitmedien festzustellen, unter denen der Spie-
gel die Wortführerschaft hatte. Um 1970 ist ein 
Wertewandel zu beobachten. So wurde Ende der 
1960er Jahre „lesbisch“ und „schwul“ erstmals 
öffentlich als Selbstbezeichnung genutzt. In der 
Mode glichen sich die Geschlechter mit Jeans und 
langen Haaren äußerlich einander an. Allerdings, 
stellte der Spiegel 1969 fest, sei das Rollenschema 
der Geschlechter weiterhin fest gefügt, Vorstel-
lungen über Normalität blieben starr.332

Vor diesem Hintergrund wird im Folgenden als 
Schlaglicht die Berichterstattung über den Mord-
Prozess in Itzehoe 1974 in Rheinland-Pfalz anhand 
der Allgemeinen Zeitung und dem Trierischen 
Volksfreund vorgestellt. Der Meldung der beiden 
Zeitungen über die Verhaftung liest sich verhält-
nismäßig nüchtern. In der Allgemeinen Zeitung 
war 1972 unter der Überschrift „Mord auf Bestel-
lung für 1500 Mark“ zu lesen, dass einem „Mord 
auf Bestellung“ ein 38jähriger Gemüsehändler 
im Kreis Pinneberg zum Opfer gefallen sei. Ein 
Verdächtiger sei festgenommen worden. „Unter 
dem Verdacht der Anstiftung und der Mittäter-
schaft wurden daraufhin noch in der gleichen 
Nacht […] Marion Ihns und ihre 24 Jahre alte, 
offenbar abartig veranlagte Freundin Judy Ander-
sen festgenommen.“333 Marion Ihns war zuvor als 
Ehefrau des Opfers beschrieben worden. Die bei-
den Frauen hätten ihn laut Geständnis des zuerst 
Festgenommenen zu der Bluttat angestiftet.

332  Vgl. Schwartz 2016, S. 53,69f. Unter linksliberalen Leitmedien 
fasst Schwartz z. B. WDR, NDR, Spiegel, Stern und Süddeutsche 
Zeitung.

333  Allgemeine Zeitung/ Bad Kreuznacher Anzeiger vom 03.11.1972, 
S. 6.

Der Trierische Volksfreund war zurückhaltender. 
Unter der Überschrift „Mordtat für 1500 DM? 
Gemüsehändler mit Beil erschlagen – Frau 
Anstifterin“ wurde der Verdacht, die Festnah-
men, Obduktionsergebnisse und Ergebnisse von 
Wohnungsdurchsuchungen gemeldet.334 Wenig 
später war dort zu lesen, die beiden Frauen hätten 
gestanden.335 Als „abartig“ oder ähnlich wurde 
dort keine der Frauen beschrieben.

Die Berichterstattung zum Prozess blieb nicht 
nüchtern. In der Allgemeinen Zeitung war als 
Überschrift zu lesen: „Ehemann stand lesbischen 
Frauen im Wege“. Im darunter stehenden Artikel 
wird berichtet, die Gemeinschaft der beiden An-
geklagten sei schon am ersten Prozesstag zerbro-
chen. Die beiden Lesbierinnen würden beschul-
digt, einen Mörder gedungen zu haben, „weil er 
ihrem Verhältnis im Wege stand“. „Nach Aussage 
von Frau Andersen hatte Frau Ihns wiederholt 
gedroht, sich selbst und ihre Tochter umzubrin-
gen, wenn Judy Andersen nicht einen Mörder für 
ihren Mann ausfindig mache und nach Hamburg 
bringe. ‚Ich sollte die Liebe zu ihr beweisen‘.“ Auch 
von einer freudlosen Kindheit Judy Andersens war 
die Rede, von gescheiterten Ehen ihrer Mutter, 
von einer Vergewaltigung im Alter von viereinhalb 
Jahren; sie sei „schon als junges Mädchen nerv-
lich am Ende gewesen.“336 Sehr ähnlich, doch mit 
zurückhaltender Überschrift, ist es im Trierischen 
Volksfreund zu lesen.337 

Doch der Bericht des Trierischen Volksfreundes 
vom zweiten Prozesstag ist weniger zurückhal-
tend. Unter der Überschrift „Mordplan mit der 
Post von Rhodos geschickt“ heißt es dort u. a., 
dass Judy Andersen „im Laufe der Zeit in immer 

334  Trierischer Volksfreund vom 03.11.1972, S. 23.

335  Vgl. Trierischer Volksfreund vom 04./05.11.1972, S. 23.

336  Allgemeine Zeitung/Bad Kreuznacher Anzeiger vom 20.08.1974, 
S. 5.

337  Vgl. Trierischer Volksfreund vom 21.08.1974: „Freundschaft 
schon am ersten Tag zerbrochen. Zwei Frauen unter der Anklage 
des gemeinschaftlichen Mordes vor dem Schwurgericht Itzehoe.“ 
Beiden Artikeln lag eine dpa-Meldung zugrunde, wie den meisten der 
folgenden Artikel. Die Artikel im Trierischen Volksfreund über den 
Mord-Prozess in Itzehoe wurden in der Regel auf der Seite „Aus aller 
Welt“ veröffentlicht.
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größere Abhängigkeit zu Marion Ihns geraten 
sei. […] gaben beide Frauen an, Werte wie Liebe, 
Glück und Geborgenheit weitgehend vermißt zu 
haben. Zudem seien ihre Beziehungen zu Männern 
spärlich und meist unbefriedigend gewesen. So-
wohl Judy Andersen als auch Marion Ihns erklär-
ten, schon im Kindesalter vergewaltigt worden 
zu sein. […] Die Staatsanwaltschaft geht davon 
aus, daß die beiden Frauen mit der zunächst als 
Raubüberfall getarnten Tat an das Vermögen des 
Gemüsehändlers herankommen wollten und sich 
zudem eine Möglichkeit zu schaffen suchten, ihre 
Beziehung ungestört fortsetzen zu können.“338  

Unter der Überschrift „Dann muss er eben ster-
ben“ war im Trierischen Volksfreund zu lesen, 
Marion Ihns habe „ihre seit der Rückkehr zu ihrem 
Mann erlittenen ‚Demütigungen und Quälereien‘ 
geschildert. […] Die Deutsche hatte vor Gericht 
ausgesagt, ihr Mann habe sie mehrfach geschla-
gen und auf andere Weise gequält.“339 Fünf Tage 
später war dort zu lesen, Judy Andersen könne 
heute „nicht mehr glauben, daß Wolfgang Ihns 
seine Frau vergewaltigt oder es nur zu tun ver-
sucht habe, wie es von Marion Ihns vor Gericht 
behauptet worden war.“340 Zuvor war in der 
Berichterstattung der Zeitung keine Rede von sol-
cher Gewalt. Dieses Thema wird dort auch nicht 
wieder aufgegriffen.

„Frauen protestierten im Gerichtssaal“, hieß es in 
der Allgemeinen Zeitung. Unter dieser Überschrift 
wurde berichtet, dass 25 junge Frauen einen Tu-
mult während einer Vernehmung über die sexu-
elle Entwicklung von Judy Andersen veranstaltet 
hatten. „Die Frauen, deren Protest sich gegen 
‚eine Umfunktionierung des Mordprozesses in ei-
nen Prozeß gegen lesbische Liebe‘ richtete, riefen 
unter anderem: ‚Die geile deutsche Männerpresse 
haut allen Frauen in die Fresse‘, ‚Lesbische Liebe 

338  Trierischer Volksfreund vom 22.08.1974, S. 13.

339  Trierischer Volksfreund vom 23.08.1974, S. 17.

340  Trierischer Volksfreund vom 28.08.1974, S. 13.

ist schön‘ und ‚Frauen lieben Frauen‘.“341 Der Trie-
rische Volksfreund berichtete darüber nicht.

Die Meldung der Allgemeinen Zeitung, der 
Staatsanwalt habe die Höchststrafe gefordert, ist 
verhältnismäßig klein und sachlich; sie enthält 
keine abwertende Beschreibung der lesbischen 
Verbindung der Angeklagten.342 Anders im Trie-
rischen Volksfreund. Dort wird der Staatsanwalt 
zitiert: Beide Angeklagten seien „rationale Täte-
rinnen mit echtem Egoismus ohne moralische 
Grundlage.“ Auch habe der Staatsanwalt vom 
Gericht gefordert, „nicht bei der Glorifizierung 
der gleichgeschlechtlichen Liebe unter der Hand 
die Gewalt schön zu schminken“.343 Die Sicht der 
Verteidigung wird dort nicht dargestellt.

„Keine Milde für Mord auf Bestellung“ überschrieb 
die Allgemeine Zeitung ihre Meldung über das 
Urteil. Im Artikel wird der Tathergang noch einmal 
erläutert, ebenso die Anklage. Die Verteidigung 
wird jeweils – zu jeder der Angeklagten – mit 
zwei Sätzen beschrieben; beide hatten sich auf 
Milderungsgründe wegen „schwerer seelischer 
Beeinträchtigungen“ bzw. Unzurechnungsfähig-
keit berufen. Die psychologischen Sachverstän-
digen hätten jedoch volle Zurechnungsfähigkeit 
attestiert. „Sie verwiesen zwar auf die besonde-
re Abhängigkeit der liebenden Frauen und die 
‚Andersartigkeit‘ ihrer Gefühlswelt, stritten jedoch 
die Möglichkeit der Unzurechnungsfähigkeit ab.“ 
Der Vorsitzende habe ausgeführt, dies sei ein 
klassischer Fall von heimtückischer Tötung aus 
niederen Beweggründen. Der Vorsitzende wird zi-
tiert: „‘Die Angeklagten spielten sich hier aus ihrer 
Interessenlage heraus zum Herrn über Leben und 
Tod des Wolfgang Ihns auf – und diese Interessen-
lage war ihr zukünftiges Zusammenleben.‘“ Nicht 
das lesbische Zusammenleben werde ihnen vorge-

341  Allgemeine Zeitung/Bad Kreuznacher Anzeiger vom 17.09.1974, 
S. 7.

342  Vgl. Allgemeine Zeitung/Bad Kreuznacher Anzeiger vom 
01.10.1974, S. 6: Mordprozeß in Itzehoe: Höchststrafe gefordert.

343  Trierischer Volksfreund vom 01.10.1974: „Höchststrafe im Ihns-
Prozeß gefordert. Staatsanwalt hält Angeklagte des gemeinschaftli-
chen Mordes für schuldig“.
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worfen, sondern es interessiere nur als Motiv.“344 
Den Vorsitzenden Richter zitierte der Trierische 
Volksfreund ebenso, doch er führte nicht die Sicht 
der Verteidigung und auch nicht die Meinung der 
Sachverständigen an.345 

Im Trierischen Volksfreund findet sich auch kein 
Kommentar zum Prozess wie in der Allgemeinen 
Zeitung. Der Kommentar wertete das Urteil zu 
lebenslänglicher Haft als „natürlich“ und wider-
sprach ausdrücklich gegenteiligen Auffassungen: 
„Ein Schandurteil gegen gleichgeschlechtlich 
liebende Frauen? Keineswegs!“. Die Frauen seien 
die eigentlichen Mörder, denn sie hätten „einen 
willfährigen Menschen als Werkzeug benutzt, den 
im Wege stehenden Ehemann aus dem Wege zu 
räumen.“346 

In beiden Zeitungen wird der Eindruck vermittelt, 
dass die Angeklagten mit ihrer Anstiftung zum 
Mord einen im Grunde harmlosen Mann aus dem 
Weg räumten, weil er sie störte. Der Ermordete 
wird in der Regel als „Gemüsehändler“ tituliert. 
Dass er seiner Ehefrau Gewalt antat, wirkt in der 
Berichterstattung unglaubwürdig. Warum die 
Ehefrau sich nicht scheiden ließ bzw. nicht schei-
den lassen konnte, bleibt völlig offen; es wird nie 
angesprochen. Der Gedanke drängt sich auf, dass 
sich die Berichterstattenden mit dem getöteten 
Ehemann identifizierten und sich vor allem da-
gegen wandten, dass eine Frau so unbedingt ihre 
Ehe verlassen wollte, dass sie dafür tötete.

Als Mutter wird die Ehefrau nur beschrieben, als 
berichtet wird, sie habe ihre Freundin erpresst, 
einen Mörder zu suchen, sonst bringe sie ihre 
Tochter und sich um. Ob die Ehefrau irgendeine 
gewaltfreie Möglichkeit gehabt hätte, mit ihrer 
Tochter und ihrer Freundin zusammenzuleben, 

344  Allgemeine Zeitung/Bad Kreuznacher Anzeiger vom 02.10.1974, 
S. 5.

345  Vgl. Trierischer Volksfreund vom 02.10.1974: Urteil: 
Lebenslänglich.

346  Allgemeine Zeitung/Bad Kreuznacher Anzeiger vom 02.10.1974, 
S. 5: Mörder und Werkzeug.

wird nicht angesprochen. Auch das Thema Sorge-
recht erscheint nicht.

Eine Stellungnahme oder Aktion aus Rheinland-
Pfalz zu diesem Prozess ließ sich in der Allgemei-
nen Zeitung und im Trierischen Volksfreund nicht 
finden.347 Die Stellungnahme vom Frauenzentrum 
Frankfurt a. M. wurde nicht aufgegriffen. Dort 
hieß es: „Der Mann von Marion [Ihns] fühlt sich 
von der Liebe der Frauen angegriffen, zumal sich 
Marion scheiden lassen will. Weil Marion ihn 
wegen einer Frau verlassen will und nicht wegen 
eines anderen Mannes, droht er, sie umzubringen. 
Er geht sogar so weit, daß er versucht, sie mit 
Gift zu ermorden. Um seine verletzte männliche 
Potenz zu beweisen, vergewaltigt Ihns seine Frau 
dreimal am Tag. Die einzige legale Möglichkeit, 
aus dieser Situation auszubrechen, nämlich die 
Scheidung, wird von Herrn Ihns vereitelt.“ Der 
Ehemann „bombardiert […] sie mit Drohungen 
und Erpressungen, daß er ihr das Kind wegneh-
men werde, und läßt die beiden nicht in Ruhe.“ 
Welche gesetzlichen Regelungen dahinter stan-
den, wurde nicht erklärt; sie wurden also wohl als 
bekannt vorausgesetzt. Die beiden Frauen, so das 
Frauenzentrum, „konnten sich dieses ständigen 
Drucks nicht anders entledigen, als Herrn Ihns 
umzubringen. Sie sahen für sich keine anderen 
Mittel.“348 Das Frauenzentrum Frankfurt wertete 
die Tat als Notwehr – wie auch andere femini-
stische Gruppen.349 Ein Flugblatt aus dem Jahr 
1974 von Frauen- und Lesbengruppen nennt als 
einen gesellschaftlichen Hintergrund des Pro-
zesses, dass eine der Angeklagten früh lernte, 
keine eigene Sexualität haben zu dürfen und sich 
keinen eigenen Beruf, sondern einen Ehemann zu 

347  In den Ausgaben der Allgemeine Zeitung/Bad Kreuznacher 
Anzeiger bis inklusive 14.10.1974.

348  Zitiert nach Frauenjahrbuch 1. Frankfurt/M. 1975, S. 223f. 

349  Vgl. Bielby 2017, S. 106. Bielby meint ebd., S. 106: „Die Feminis-
tinnen selbst interpretierten den Mord überwiegend als Notwehr, die 
auf die vorausgegangene Ausübung männlicher Gewalt zurückzufüh-
ren sei.“ Allerdings beachtet Bielby durchgehend nicht, in welcher 
rechtlichen Lage eine verheiratete Frau im Jahr 1972 war, die eine 
lesbische Beziehung leben und die Ehe beenden wollte, wenn ihr 
Ehemann einer Scheidung nicht zustimmte. Mein eigener Eindruck 
von verschiedenen Texten aus der Frauenbewegung zu diesem Fall ist 
eher, dass die Frauenbewegung dieses Recht skandalisierte.
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suchen. Unter diesen Frauen- und Lesbengruppen, 
die das Flugblatt verfasst hatten, stammte keine 
aus Rheinland-Pfalz.350 

Wenn bedacht wird, dass lesbische Frauen zu 
dieser Zeit sonst kaum in Medien erschienen, ist 
die Wirkung der Berichterstattung der beiden hier 
angeführten Tageszeitungen in Rheinland-Pfalz 
sicherlich als hoch einzuschätzen. Beide Ange-
klagten erscheinen dort einerseits mörderisch, 
anderseits schwach, in abartiger Liebe viel zu eng 
verbunden, von Männern enttäuscht, als schlech-
te Mutter, als egoistisch und illoyal. 

Die Zeitschrift Emma ging in einem Rückblick 
von 1981, der einen bundesweiten Blickwin-
kel einnahm, davon aus, dass Frauen, die noch 
schwankten, ob sie lesbisch leben wollten, die 
„Abrechnung mit Ihns und Andersen exemplarisch 
vor Augen geführt“ bekamen. Doch dieser exem-
plarische Schlag gegen Ihns und Andersen sei so 
heftig geführt worden, dass er zum Bumerang 
geworden sei – zum Auslöser für „das in der Luft 
liegende Coming out von lesbischen Frauen in der 
ganzen Bundesrepublik“.351 Anlässlich des Pro-
zesses in Itzehoe hatten sich erstmals, so 1975 die 
Pädagogin Ilse Kokula, „in Deutschland lesbische 
Frauen gegen die Diskriminierung gewehrt“.352

Lesbenbewegung

Nicht nur, aber auch aus Empörung über die 
Prozessführung und die Berichterstattung des 
Prozesses in Itzehoe bildeten sich bundesweit 
Gruppen von lesbischen Frauen, die sich bald 
„Lesbengruppen“ nannten. Lesbengruppen waren 
häufig der Frauenbewegung und auch der männ-
lichen, schwulen Bewegung verbunden. In beiden 
sozialen Bewegungen waren lesbische, bzw., wie 

350  Vgl. Pater 2006, S. 164f. Pater nennt dort die Orte, in denen die 
Frauengruppen arbeiteten: Berlin [West], Frankfurt [a. M.], Freiburg, 
Hamburg, Hannover, Heidelberg, Köln, München und Münster.

351  Die „neue Zärtlichkeit“. Emma Juni 1981, S.34–43, hier S. 39. 
Der Beitrag ist nicht von einer Autorin gezeichnet.

352  Kuckuc 1977 [Erstauflage 1975], S. 73. Hinter dem Pseudonym 
verbarg sich Ilse Kokula, die später in Soziologie promovierte.

es oftmals hieß, „schwule“ Frauen jedoch kaum 
sichtbar.353 Während lesbische Anliegen in der 
Frauen- und Homosexuellenbewegung häufig 
unsichtbar blieben, waren wiederum ausdrücklich 
lesbische Gruppierungen oft zu klein, um große 
politische Wirkung zu erzielen. Diese Aufteilung 
der Selbstorganisation lesbisch lebender Frauen 
auf Frauen-, Schwulen- und Lesbenbewegung ist 
ein bedeutender Unterschied zu männlich-homo-
sexuellen Emanzipationsbewegungen.

„In heute kaum mehr vorstellbarem Ausmaß“, 
so die Soziologin Ilse Lenz, eine Chronistin der 
Neuen Frauenbewegung, „war die Homosexuali-
tät in der Bundesrepublik bis in die 1970er Jahre 
gesellschaftlich tabuisiert und weithin geächtet. 
Eine große Mehrheit von Lesben berichtete noch 
in den 1980er Jahren, dass sie ‚Totschweigen‘ in 
Familie und Beruf, sowie verbale und körperliche 
Angriffe erlebt hatten“.354 Die konkreten Lebens-
bedingungen von Frauen mit lesbischen Bezie-
hungen sind bis in die 1980er Jahre hinein wegen 
des weit verbreiteten Schweigens nur schwer 
rekonstruierbar.

In einem Rückblick des Frauenzentrums Mainz von 
1984 wird der Prozess in Itzehoe angesprochen, 
doch es ist nicht von einem regionalen Bezug 
zum Prozess die Rede.355 Allerdings gründeten 
in Mainz drei oder vier Lesben im Oktober 1974, 
zeitgleich mit dem Frauenzentrum und zeitnah 
zum Ende des Prozesses, die „Lesben Arbeitsgrup-
pe“.  Vorrangig für diese Lesbengruppe war „die 
Standortbestimmung. Wer sind wir? Wie werden 
wir gesehen von anderen? Sind wir so, wie andere 
uns darstellen?“356 Hier wird deutlich, welche 
Auswirkungen das öffentliche Schweigen und die 
Abwertungen der vorigen Jahrzehnte hatten.

353  Vgl. Lenz 2009, S. 116. Vgl. auch Ledwa 2019.

354  Lenz 2009, S. 115. Lenz verweist hier auf die Studie von Rein-
berg/Roßbach 1985.

355  Vgl. 20 Jahre Frauenzentrum Mainz, S. 41.

356   20 Jahre Frauenzentrum Mainz, S. 52, S. 43.
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In einem Positionspapier zur gesellschaftlichen 
Arbeit und Emanzipation von Lesbierinnen von 
1977, das von der lesbischen Aktivistin und Sozial-
pädagogin Ilse Kokula unter Pseudonym verfasst 
wurde, heißt es: Da Lesbierinnen „Frauen sind, 
erleichtert ihre Situation alles, was die Situation 
aller Frauen verbessert: ökonomische und juri-
stische Gleichstellung, bessere Ausbildungs- und 
Berufsbedingungen und die Beendigung einer 
Propaganda vom angeblichen Wesen der Frau. […] 
Erste, enorm wichtige und nicht leichte Schritte 
auf dem Weg wären das Schaffen von Kommuni-
kation unter Lesben (die Aufhebung der entsetz-
lichen Isolierung!), sei es durch Gruppen, Zentren, 
Publikationen, juristische und psychologische 
Beratung und, und, und. […] Um die Angst verhei-
rateter Lesben zu reduzieren, müßte gewährlei-
stet sein, daß sie bei einer Scheidung nicht mehr 
automatisch die Kinder verlieren.“357

Eine lesbische Müttergruppe wurde für diesen 
Zeitraum in Rheinland-Pfalz nicht entdeckt. Als 
Teilnehmerin des bundesweiten Lesbenpfingst-
treffens 1974 in Berlin ist in der in diesem Zu-
sammenhang entstandenen Liste eine einzelne 
Frau aus Koblenz eingetragen, doch keine Gruppe 
aus Rheinland-Pfalz.358 Das Lesbenpfingsttreffen 
war das erste, bundesweite Forum für Frauen, die 
sich als Lesben definierten. Dieses Treffen fand ab 
1973 in Berlin, seit 1979 in diversen Städten der 
Bundesrepublik, doch im Untersuchungszeitraum 
nicht in Rheinland-Pfalz statt.359 Das lässt vermu-

357  Kuckuc [Kokula] 1977, S. 467f. Ilse Kokula war im Lesbischen 
Aktionszentrum (Westberlin) sowie in der Redaktion von „Unsere 
Kleine Zeitung“ aktiv. Vgl. Kuckuc 1975.

358  Im Rahmen eines anderen Forschungsprojektes erhielt die 
Verfasserin eine Lose-Blatt-Sammlung mit diversen Flugblättern, 
Diskussionspapieren etc. aus den Anfängen der Lesbenbewegung. Bei 
der ersten Pfingstaktion von 1973 war laut Liste keine Teilnehmerin 
aus Rheinland-Pfalz dabei. Auf dem Flugblatt „Tatmotiv Lesbische 
Liebe? Tatmotiv Notwehr!“ von 1974, das gegen den Prozess in 
Itzehoe protestierte, wurden Gruppen aus anderen Bundesländern 
aufgeführt, jedoch keine Gruppe aus Rheinland-Pfalz; genauso 
im Rundbrief des Frauenzentrums HFM in Münster, vermutlich 
von 1975. Auch fand das bundesweite Lesbenpfingsttreffen (seit 
1973; später: Lesbenfrühlingstreffen) im 20. Jahrhundert nicht in 
Rheinland-Pfalz statt (vgl. http://www.lesbenfruehling.de/de/ueber-
das-lft/lft-historie.html, aufgerufen am 12.10.2015). 

359  Vgl. http://www.lesbenfruehling.de/de/ueber-das-lft/lft-histo-
rie.html, aufgerufen am 26.02.2020.

ten, dass in Rheinland-Pfalz keine für die Vorbe-
reitung des Lesbentreffens ausreichend große und 
belastbare Gruppe existierte, die sich als Teil der 
Lesbenbewegung identifizierte.

Für etliche lesbische Frauen aus dem Bundesge-
biet war das Lesbische Aktionszentrum (LAZ) in 
Berlin in den frühen 1970er Jahren eine Adresse, 
an die sie sich wandten. Das LAZ war in Doku-
mentationen des ZDF und der ARD sowie im 
Adressteil von Alice Schwarzers „Der kleine Unter-
schied“ erschienen und bot damit eine sichtbare 
Adresse. Ehrenamtlich beantwortete das LAZ 
etliche Briefe.360

1974 schrieb eine Frau aus Heidelberg an das LAZ, 
über Lokale für Lesben könne sie nichts sagen; das 
scheint das Thema des vorangehenden Briefwech-
sels gewesen zu sein. Sie sei Studentin und „habe 
außerdem einen Sorgerechtsprozess um meine 
kleine Tochter laufen, so daß ich wegen einer les-
bischen Beziehung trotz sonstiger bester Aussa-
gen um mein Kind kämpfen muß. Ich kann es mir 
daher im Moment nicht leisten, solche Lokale zu 
besuchen.“361

Eine verheiratete Mutter aus Wanne-Eickel schil-
derte ihre Isolation: „Ich wohne in Wanne-Eickel, 
bin 22 Jahre und seit anderthalb Jahren verheira-
tet. Schon vor meiner Ehe merkte ich, das mich 
Frauen mehr interessieren, als Männer. Ich habe 
immer versucht meine Gefühle zu unterdrücken. 
Aus Angst davor, trotzdem einmal aufzufallen, 
habe ich schließlich geheiratet. Nach der Geburt 
meines ersten Kindes, habe ich die intimen Be-
ziehungen zu meinem Mann völlig abgebrochen. 
Trotzdem ich mich mit meinem Mann menschlich 
sehr gut verstehe, habe ich noch nicht den Mut 
gefunden, mit ihm über meine Veranlagung zu 
sprechen. Die Ehe ist eine einzige Qual für mich. 
Bisher hatte ich auch noch keinen Kontakt zu 
Frauen. Hier in Wanne-Eickel besteht, soweit 
ich informiert bin, gar keine Möglichkeit gleich-

360  Zum LAZ siehe z. B. Ledwa 2019.

361  Brief vom 27.04.1974 an LAZ. Archiv Spinnboden (Berlin), LAZ 
Archiv 07 Briefe II 1974.

http://www.lesbenfruehling.de/de/ueber-das-lft/lft-historie.html
http://www.lesbenfruehling.de/de/ueber-das-lft/lft-historie.html
http://www.lesbenfruehling.de/de/ueber-das-lft/lft-historie.html
http://www.lesbenfruehling.de/de/ueber-das-lft/lft-historie.html
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gesinnte Frauen zu treffen. Ich war sehr erfreut, 
durch das Fehrnsehen, eine Adresse zu erfahren, 
an die ich mich wenden kann. Es wäre eine große 
Hilfe für mich mit einer gleichgesinnten Frau 
brieflich in Kontakt zu treten.“362

Sehr viele Briefe wurden an das LAZ mit dem 
Wunsch nach Kontakt zu anderen lesbischen 
Frauen geschrieben; auch aus Rheinland-Pfalz. 
Einer Frau aus Trier antwortete das LAZ, sie habe 
Recht, dort sei keine Gruppe bekannt; sie könnte 
sich an Adressen in Köln oder Bonn wenden.363 
Eine Frau aus Koblenz schrieb, sie suche Kontakt 
zu einer Kameradin aus der Diskussionsgruppe in 
Berlin. Ihr Name sollte nicht weitergegeben wer-
den.364 Eine Briefeschreiberin suchte Adressen von 
Clubs, Bars oder Gruppen im Raum Mainz, Bad 
Kreuznach, Koblenz oder Wiesbaden. Auf gar kei-
nen Fall dürfe ihre Adresse bekannt werden; den 
Grund nannte sie nicht.365 Eine Frau aus Neuwied 
suchte Kontakt,366 ebenso eine Frau aus Worms367 
und Maßweiler368. 

Nicht nur junge Frauen schrieben an das LAZ. Aus 
dem Westerwaldkreis in Rheinland-Pfalz schrieb 
eine Frau, sie sei eine 1915 geborene Kriegerwitwe 
und ihre Partnerin, mit der sie 16 Jahre lang gelebt 
habe, sei vor zwei Jahren gestorben; sie sei „seit-
dem völlig abgeschnitten“. In ihrem kleinen Dorf 

362  Brief ohne Datum an LAZ. Archiv Spinnboden (Berlin), LAZ 
Archiv 07 Briefe II 1974. Dieser Brief ist, wie die folgenden, exakt 
wiedergegeben, also auch mit allen Fehlern. Damit sollen die Brief-
schreiberinnen keineswegs in irgendeiner Weise negativ dargestellt 
werden. Vielmehr zeigen die Briefe, dass Frauen verschiedener 
Bildungsgrade und somit vermutlich auch verschiedener Schichten 
lesbisch liebten.

363  Vgl. Brief vom 29.01.1974. Archiv Spinnboden (Berlin), LAZ 
Archiv 07 Briefe II 1974. Teilweise sind die Antwortschreiben in Kopie 
archiviert.

364  Vgl. Brief vom 22.01.1974. Archiv Spinnboden (Berlin), LAZ 
Archiv 07 Briefe II 1974.

365  Vgl. Brief vom 10.02.1974. Archiv Spinnboden (Berlin), LAZ 
Archiv 07 Briefe II 1974.

366  Vgl. Brief vom 07.10.1976. Archiv Spinnboden (Berlin), LAZ 
Archiv 08 Briefe III. 

367  Vgl. Brief ohne Datum. Archiv Spinnboden (Berlin), LAZ Archiv 
08 Briefe III.

368  Vgl. Brief vom 03.02.1976. Archiv Spinnboden (Berlin), LAZ 
Archiv 08 Briefe III.

habe sie keine Möglichkeit, Kontakt zu Gleichge-
sinnten zu bekommen.369

Eine Frau aus Ludwigshafen, ca. Ende 20, schilder-
te in einem Brief an das LAZ, wie es ihr bisher mit 
ihren lesbischen Sehnsüchten ergangen war. Als 
sie 12 und ihre Freundin 15 Jahre alt war, habe der 
Vater sie beim Küssen erwischt. Sie sei geschlagen 
worden, ihre Freundin „wurde von ihren Eltern 
in ein Erziehungsheim gesteckt. (Ich habe nie 
mehr was von ihr gehört.)“ Der Pfarrer habe von 
Todsünde gesprochen. „So eingeschüchtert hatte 
ich nie mehr den Mut mehr als eine (natürliche) 
Freundschaft mit einem Mädchen anzuknüpfen.“ 
Mit 17 Jahren habe sie aus Neugierde mit einem 
Jungen geschlafen und sei schwanger geworden. 
Der Familienrat habe beschlossen, dass sie heira-
ten musste. „Ich fügte mich weil ich Angst hatte 
in ein Erziehungsheim gesteckt zu werden. 6 Jahre 
war ich verheiratet. Erspart mir darüber zu schrei-
ben es war die Hölle. 4 Kinder habe ich bekom-
men. Seit 4 Jahren bin ich geschieden.“370 Ob sie 
„schuldig“ geschieden wurde, erwähnt sie ebenso 
wenig wie den Verbleib der Kinder. Möglicherwei-
se lag es aus Sicht der Briefeschreiberin nahe, dass 
ihre Kinder nicht bei ihr bleiben konnten.

Aus einem Ort bei Bad Kreuznach schrieb eine 
Frau, sie sei 21 Jahre alt und Krankenschwester. 
„Ich war verheiratet und habe einen Sohn von 2 ½ 
Jahre. […] In der Gegend wo ich zur Zeit wohne, 
ist der Kontakt zu Frauen sehr schlecht. […] Da in 
X keiner meine Gefühle kennt, bitte ich Sie höflich 
um diskrete Beantwortung meines Schreibens.“371 
Über das Kind oder ggf. eine Scheidung ist im 
Brief nicht mehr zu erfahren; wohl aber, dass sie 
Kontakt im Raum Koblenz, Mainz, Wiesbaden, 
Frankfurt/M. suchte. 

369  Brief vom 06.07.1975. Archiv Spinnboden (Berlin), LAZ Archiv 
08 Briefe III.

370  Brief vom 15.01.1974. Archiv Spinnboden (Berlin), LAZ Archiv 07 
Briefe II 1974.

371  Brief vom 16.04.1975. Archiv Spinnboden (Berlin), LAZ Archiv 08 
Briefe III. Im Brief ist der Ort genannt, hier ist er durch „X“ ersetzt.
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Aus Bayern schrieb eine Frau, sie sei 21 Jahre 
alt, seit vier Jahren verheiratet und Mutter eines 
Kindes. Dass sie heiratete, läge an ihren Eltern, 
die sie immer zum „Normalen“ erzogen haben. 
„Wenn ich jetzt hergehen würde und würde sagen, 
daß ich homosexuell bin, hätte das sehr große 
Folgen. Privat sowohl als auch im Beruf. Ich habe 
auch nicht den Mut eine Anzeige aufzugeben […]. 
Ich suche einen Ausweg seit langem, weiß aber 
keinen. Bitte helfen Sie mir.“372 

Insgesamt entsteht der Eindruck, dass sich etliche 
Ehefrauen und auch Mütter an das LAZ wand-
ten. Über eher unfreiwillig eingegangene Ehen 
schrieben einige dieser Frauen, doch kaum über 
Scheidungen oder das Sorgerecht. Vermutlich lag 
es nahe, das LAZ vor allem mit einer Bitte nach 
regionalen Kontakten anzuschreiben und dabei 
nicht allzu detailliert auf die persönliche Situation 
einzugehen.

In einem Brief von einer der LAZ-Frauen heißt es, 
es gebe „sehr viele Fälle von Frauen, die erst nach 
längeren Ehejahren u. meist auch mit Kindern 
ihrer Neigung voll nachgehen wollten. Über diese 
Problematik wird in letzter Zeit bei uns sehr viel 
diskutiert, allerdings sind wir noch zu keinen groß-
artigen Ergebnissen gekommen.“373

1975 kündigte ein Plakat die neue Beratungsstelle 
für homosexuelle Frauen im lesbischen Aktions-
zentrum Berlin an. Ein Problem, für das Beratung 
und Hilfe angeboten wurde, war „allgemeine 
Rechtsberatung, insbesondere Eherecht (z. B. 
Scheidungen), Familienrecht, Mietrecht, finan-
zielle Hilfen nach dem Bundessozialhilfegesetz, 
Arbeitsrecht“.374

372  Brief vom 14.01.1974. Archiv Spinnboden (Berlin), LAZ Archiv 07 
Briefe II 1974.

373  Brief vom 05.02.1974. Archiv Spinnboden (Berlin), LAZ Archiv 07 
Briefe II 1974

374  Plakat, 1975. Archiv Spinnboden (Berlin), LAZ Archiv 08 Briefe 
III.

Auch von angehenden Sozialarbeiterinnen wur-
de das LAZ angefragt. Zwei Studentinnen der 
sozialen Arbeit aus Bremen hatten sich an das 
LAZ gewandt und wollten eine Examensarbeit 
über weibliche Homosexualität, auch über deren 
Entstehungsbedingungen, schreiben; nun suchten 
sie Informationen. Das Antwortschreiben riet 
ihnen ab und meinte, „viel wichtiger wäre es zu 
untersuchen, wie in unserem Beruf (ich komme 
ja auch vom ‚Fach‘) die Diskriminierungen fortge-
setzt werden. Lesbische Mütter bekommen nach 
der Scheidung z. B. nicht die Kinder. Sozialarbeiter 
stecken voller seuxeller Komplexe, geben vor tole-
rant zu sein und sind verklemmt bis zum Dorthi-
naus. Das gilt es zu untersuchen und aufzuzeigen. 
Geht aufs Jugendamt und fragt, was die Kollegen 
mit einer lesbischen Mutter machen würden!“375

Frauenbewegung

Ende der 1960er und vor allem in den frühen 
1970er Jahren entstand die „Neue Frauenbe-
wegung“. Eines ihrer zentralen Politikfelder war 
die Selbstbestimmung über den eigenen Körper. 
Diese Frauenbewegung schuf einen Raum, die 
bis dahin privatisierten Fragen der Sexualität und 
des Körpers öffentlich zu stellen. Politik und Staat 
wurden darauf hingewiesen, dass Selbstbestim-
mung über den Körper in den Zusammenhang von 
Menschenrechten gehörte.376

Das Verbot der Abtreibung (§ 218 StGB) wurde 
zum Thema, das dies bündelte. Ab 1970 folgten 
einige Jahre heftiger öffentlicher Auseinanderset-
zungen, gegen die die Auseinandersetzungen um 
die Reform des Ehe- und Familienrechts harmlos 
wirken. Die Frauenbewegung kritisierte in diesem 
Zusammenhang, dass Frauen wie auch Männer 
kaum Zugang zu Aufklärung über Sexualität und 
Geburtenplanung hatten und dass die Entschei-

375  Brief von Ilse Kokula vom 27.02.1976. Archiv Spinnboden 
(Berlin), LAZ Archiv 08 Briefe III. Eine solche Arbeit wie die, zu der 
Ilse Kokula hier riet, konnte nicht aufgespürt werden. Tippfehler im 
Original sind hier übernommen.

376  Vgl. z. B. Wischermann 2007, S. 105f.
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dung über die (einzig zulässige) medizinische 
Indikation Mediziner*innen trafen, die um 1970 
außerdem zu ca. 80 % männlich waren. Damit 
war der Eindruck verbunden, Frauen seien der 
Macht von Männern nahezu ausgeliefert. Auch 
in den politischen Diskussionen um die Straf-
rechtsreform ab 1970, die konkret den § 218 
StGB betrafen, mussten Frauen sich erst aufbe-
gehrend Gehör verschaffen, setzten sich dann 
aber innerhalb der SPD – mit Wortführerinnen 
wie Annemarie Renger oder Hertha Däubler-
Gmelin – zugunsten einer sog. „Fristenlösung“ 
durch. Die sozial-liberale Bundesregierung, die 
ursprünglich ein begrenzteres Indikationenmodell 
favorisiert hatte, nahm die Forderung, den § 218 
StGB mittels einer Fristenlösung zu reformieren, 
schließlich auf. Gegen den erbitterten Widerstand 
von Teilen der Unionsparteien und der Kirchen 
verabschiedete der Bundestag 1974 eine Fristen-
lösung, die einen Abbruch von Schwangerschaften 
in den ersten drei Monaten legalisierte.377 Diese 
Fristenlösung wurde allerdings auf Betreiben der 
CDU/CSU-Opposition 1975 vom Bundesverfas-
sungsgericht für verfassungswidrig erklärt und 
musste 1976 durch ein Indikationenmodell ersetzt 
werden, das die Selbstbestimmung von Frauen 
erneut begrenzte, wenn es auch erheblich über die 
bisherige Rechtslage hinausging.378

Die großen gesellschaftlichen Auseinanderset-
zungen um Sittlichkeit im Zusammenhang mit 
dem Strafrecht wurden nun nicht mehr, wie noch 
in den 1950er und 1960er Jahren, um gleichge-
schlechtliche Sexualität unter Männern geführt, 
sondern nunmehr um Frauen; allerdings nicht um 
deren gleichgeschlechtliche Sexualität, sondern 
um das Recht auf Selbstbestimmung über ihre 
Mutterschaft.379

Von Anfang an waren in der Neuen Frauenbe-
wegung auch Mütter aktiv. Sie kritisierten die 
Struktur der Kinderbetreuung und verlangten 

377  Vgl. z. B. Lenz 2009, S. 113f, Schwartz 2016, Schlemmer 2019, S. 
36. Behren 2004, S. 440–444.

378  Siehe z. B. Behren 2004.

379  Vgl. Steinbacher 2011, S. 344.

mehr und bessere öffentliche Kinderbetreuung.380 
Allerdings war das Ehe- und Familienrecht kein 
herausragendes Thema der Frauenbewegung, 
obwohl mehrere ihrer Themen Rechtsprobleme 
beinhalteten.381

In der Kleinfamilie mit einem männlichen Ober-
haupt als staatlich geschützter Lebensform 
sahen Feministinnen seit dem 19. Jahrhundert 
kaum etwas Positives. Vielmehr war die in dieser 
Weise geschützte Familienstruktur Gegenstand 
leidenschaftlicher Kritik aus verschiedenen 
Frauenbewegungen.382 

Ein Rückblick in der feministischen Zeitschrift 
Emma von 1982 beschrieb, dass sich die Mehrheit 
der Feministinnen in den ersten Jahren der Frau-
enbewegung vom Verdacht distanzierte, lesbisch 
zu sein. Um das Jahr 1972 sei jedoch deutlich ge-
worden, dass viele der Feministinnen ihr Leben als 
Lesbierinnen verleugneten. Ungefähr jede zweite 
unter den Aktiven der Frauenbewegung sei sich 
ihrer eigenen homosexuellen Wünsche bewusst 
geworden. Manche seien auf Dauer bei Frauen als 
Partnerinnen geblieben, anderen hätten nur eine 
Art Ausflug gemacht.383

In den letzten Monaten vor Inkrafttreten der Re-
form des Ehe- und Familienrechts 1977 erschien 
ein Beitrag in der Zeitschrift Emma über Eheschei-
dungen. Dort sind auch die häufigsten Schei-
dungsursachen genannt: „Beleidigungen und Be-
schimpfungen, böswilliges Verlassen, böser Schein 
des Treuebruchs, Drohungen, gleichgeschlechtli-
cher Verkehr, Lieblosigkeit, Alkoholmißbrauch.“384 
Ob der hier genannte gleichgeschlechtliche 
Verkehr zwischen Frauen oder Männern stattfand, 
blieb offen.

380  Vgl. z. B. Lenz 2009, S. 117 sowie Schwartz 2009, S. 39.

381  Vgl. Gerhard 2018, S. 29–31.

382  Vgl. Gerhard 2018, S. 277f.

383  Vgl. Die „neue Zärtlichkeit“. Emma Juni 1981, S. 34–43, hier S. 37.

384  Frauenrecht: Scheidung. In: Emma 1 (1977), Nr. 1, S. 28. Unter 
dem Artikel ist angemerkt, der Beitrag sei von „der Gruppe Jurafrau-
en aus Hamburg“ verfasst.
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Strittige elterliche Gewalt  
einzelner Mütter

Im folgenden Abschnitt werden einzelne Quellen 
vorgestellt, in denen aus verschiedenen Perspek-
tiven von der strittigen elterlichen Gewalt von 
Müttern mit lesbischen Beziehungen die Rede 
ist. Die Aussagen sind chronologisch angeordnet, 
entlang der Jahre, von denen sie handeln. Teils 
handelt es sich um Archivfunde, teilweise um be-
reits veröffentlichte Publikationen, teils um eigens 
für den vorliegenden Forschungsbericht geführte 
Interviews.

Vorangestellt sei ein Auszug aus einem Interview, 
in dem sich eine Frau erinnert: Also ich bin in 
den 1960er/70er Jahren groß geworden, in einer 
rheinland-pfälzischen Mittelstadt. Da gab es das 
[lesbische Liebe] überhaupt nicht als Thema.385

Hannover 1966 (§ 1666 BGB)  

Ein Jurist in Ausbildung, der in den 1960er Jahren 
in Hannover wirkte, erinnert sich: „Wir machten 
eine ‚Ortsbesichtigung‘. Und zwar war da einer 
Frau das Sorgerecht für ihre 8-jährige Tochter 
entzogen worden. Die Tochter war in ein Heim 
geliefert worden und war erkrankt, weil sie zu 
ihrer Mutter zurück wollte. Hintergrund war, dass 
die Frau als lesbische Frau ein Verhältnis mit einer 
anderen hatte und das Kindeswohl gefährdet war. 
Und da haben die eine Ortsbesichtigung gemacht 
[…], mussten die Räume inspizieren, ob das Kind 
nachts von der Mutter getrennt ist, dass es dann 
nichts von diesen Aktivitäten mitkriegt. Eine Kol-
legin von mir […], die hat sich da ganz engagiert 
gezeigt. Wir haben alle gesagt, das müsse sofort 
aufgehoben werden, das Kind müsste zurück zu 
seiner Mutter. Aber er ist bei seiner Entscheidung 
geblieben, sagte, das wäre eine stadtbekannte 
Lesbe und das Kind würde also einem schlechten 
Einfluss ausgesetzt. Wir haben gesagt, das ist 
krank. Und alles Mögliche. Wir haben natürlich 

385  Interview für den vorliegenden Forschungsbericht; aus Gründen 
der Anonymität wird keine weitere Angabe gemacht.

nicht gesagt, dass es für uns … keine Bedeutung 
hat. […] Ich kam kurz danach raus aus der Abtei-
lung, ich weiß gar nicht, wie es genau ausgegan-
gen ist. Ich habe das dann nicht mehr bis zum 
Schluss verfolgen können.“386

Im Interview wird der juristische Hintergrund 
nicht deutlich. Vermutlich war der Mutter das Sor-
gerecht aufgrund von § 1666 BGB, Kindeswohl-
gefährdung, entzogen und das Kind in ein Heim 
verbracht worden. 

Frankfurt/M. 1967 

Aus Sicht eines Psychologen in Frankfurt/M. stand 
1967 einer verheirateten Mutter mit „lesbische[r] 
Veranlagung“ nur die Wahl zwischen ihrem Kind 
und ihrer Liebe offen. In seinem Bericht heißt 
es: „Am liebsten würde sie sich von ihrem Mann 
trennen, wenn nur der Junge nicht wäre, dem sie 
ja eigentlich auch eine gute Mutter sein möchte.“ 
Jetzt wolle die Patientin, so der Bericht an ande-
rer Stelle, „am liebsten die volle Trennung von 
ihrem Mann, der auf ihre Wünsche einigermaßen 
eingehe, aber auf die Dauer dies doch nicht will. 
Er möchte auch gern, daß sie in Behandlung zum 
Psychologen gehe. […] Ich hatte den Eindruck, 
am einfachsten wäre an sich für die Pat.[ientin] 
die Lösung, wir könnten etwas dafür tun, daß sie 
geschieden wird und sozusagen kein Kind mehr 
hat. Dann könnte sie sich mit einer Frau verbinden 
und diese glücklich machen.“387

386  Manfred Bruns (0021/BMH/0021). Bundesstiftung Magnus 
Hirschfeld, 05. November 2015 (Hannover). Durchführung: Karl-
Heinz Steinle, Andreas Pretzel und Benjamin Bayer. Manfred Bruns 
ist namensgleich mit dem ehemaligen, im Oktober 2019 verstorbe-
nen Bundesanwalt und LSVD-Aktiven. Der oben stehende Text ist 
auf Wunsch des Interviewten von der Verfasserin in Schriftsprache 
übertragen. Der Hinweis auf dieses Interview kam freundlicherweise 
von Karl-Heinz Steinle und Daniel Baranowski. 

387   HHSTAW 555_814 (Hessisches Hauptstaatsarchiv Wiesbaden). 
Namen und exakte Daten werden hier aus Gründen der Anonymisie-
rung nicht genannt. Daher wird die Frau auch „Patientin“ genannt. 
Mehr über diesen Fall vgl. Plötz 2018 b, Kapitel 2.2.2., Entzug der 
Kinder.
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Offensichtlich gingen sowohl die Patientin als 
auch der Therapeut davon aus, dass die Patien-
tin im Fall einer Ehescheidung automatisch das 
Sorgerecht für ihren Sohn verlieren würde. Der 
Hinweis, dass der Ehemann keine „volle“ Trennung 
wollte, kann darauf hinweisen, dass dieser eine 
Ehescheidung verhindern wollte. Die Aktenüber-
lieferung endet einige Monate später, so dass der 
Ausgang ungewiss ist.

Ohne Ort 1970er Jahre 

Vermutlich in Hessen lebte eine Frau, die sich in 
den 1970er Jahren scheiden ließ und mit einer 
Frau liiert war. Beide hatten zu diesem Zeitpunkt 
minderjährige Kinder und beide verdeckten die 
Intimität ihrer Beziehung vor ihrer Umgebung. So 
gaben sie sich als geschiedene Mütter aus, die sich 
gegenseitig unterstützten und deshalb zusammen 
lebten. Die Zeitzeugin hätte sonst das Sorgerecht 
für ihre Kinder verloren, meint sie sehr bestimmt. 
„Ich habe einige Freundinnen in meiner Generati-
on, die haben sich scheiden lassen und sind, weil 
sie eine Frau liebten, die Kinder losgeworden.“388

Berlin 1973

1976 hieß es in Unsere Kleine Zeitung, eine 
Berliner Zeitschrift für Lesben, ein Mitglied der 
lesbischen Gruppe „L74“ habe das Sorgerecht 
verloren. „Frau R. wurde 1973 schuldig geschie-
den und verlor anschließend noch das Sorge-
recht über ihren schulpflichtigen Sohn. Ihr wurde 
nachgewiesen, daß ‚ihre schwere Eheverfehlung 
die Ehe schuldhaft so tief zerrüttet hat, daß die 
Wiederherstellung eine dem Wesen der Ehe 
entsprechende Lebensgemeinschaft nicht erwar-
tet werden kann‘ (Gerichtsurteil).“. Als schwere 

388  Interview von 2014, geführt mit der Verfasserin des vorliegen-
den Forschungsberichts für ein anderes Forschungsvorhaben. Da es 
dabei vor allem um die Gegenwart ging, wurde dieser Aspekt der Le-
bensgeschichte nur am Rande besprochen. In der hier vorgestellten 
Interviewpassage bleibt offen, ob die Zeitzeugin zu diesem Zeitpunkt 
bereits in Hessen oder noch in Niedersachsen lebte. Doch an anderer 
Stelle verbindet sie die damalige Partnerin mit Hessen als Wohnort. 
Die Zeitzeugin ist leider 2017 verstorben.

Eheverfehlung scheint das Gericht lesbische Liebe 
gewertet zu haben; diese Wertung lag rechtlich 
nahe. In dem Artikel hieß es weiter, diesem Urteil 
sei ein Briefwechsel mit dem Rechtsanwalt des 
Ehemannes vorangegangen. Aus einem Schrei-
ben des Rechtsanwalts wurde zitiert: „Ihrem 
Ehemann ist nicht daran gelegen, diese Gründe 
mehr als notwendig Dritten gegenüber zu offen-
baren. Er hat mich deshalb zunächst gebeten, 
die Scheidungsklage lediglich darauf zu stützen, 
daß Sie sich grundlos und beharrlich weigerten, 
die eheliche Lebensgemeinschaft fortzusetzen.“ 
Weiter habe der Rechtsanwalt gefordert: „Die 
elterliche Gewalt über das Kind XY wird auf Ihren 
Ehemann übertragen. Ihr Ehemann stellt Sie im 
Innenverhältnis von jeglichen Unterhaltsansprü-
chen des Kindes frei.“ Der Beitrag schließt mit der 
Bemerkung: „Immer wieder wenden sich Mütter 
an die ‚L74‘ und das LAZ, um Rat und Hilfe zu 
erfahren.“389

Berlin 1974 

In den 1960er Jahren heiratete Frau X(1) und 
bekam zwei Kinder. Die Familie lebte zusammen 
in Berlin, bis die Tochter zehn und der Sohn sechs 
Jahre alt waren.

Frauen, die lesbisch lebten, kannte sie nicht. 
Anfang der 1970er Jahre sah sie die Ausstrahlung 
eines Fernsehfilms über lesbische Frauen. Ihr 
wurde klar, dass sie immer schon Frauen geliebt 
hatte.

Sie wollte die Scheidung, aber nicht die Tren-
nung von ihren Kindern. Ihrem damaligen Mann 
schlug sie vor, dass sie und er jeweils zukünftig 
mit einem Kind leben könnten. Das lehnte er ab. 
Er bestand vielmehr darauf, dass beide Kinder bei 
ihm bleiben, sonst würde er nicht in die Scheidung 
einwilligen. Als „unschuldiger“ Ehegatte hätte er 
die Scheidung verhindern können.

389  „I. K.“ 1976, S. 20 f.
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1974 wurde sie „schuldig“ geschieden. Beide 
Kinder wurden damit unweigerlich ihrem früheren 
Mann zugesprochen. Die Mutter von Frau X(1) 
brach den Kontakt zu ihr ab, ihr Bruder äußerte 
sich sehr abfällig über sie. Ihr früherer Mann heira-
tete bald wieder und zog mit den Kindern mehre-
re hundert Kilometer weit weg.

Der Vater der Kinder wollte nicht, dass der 
gemeinsame Sohn sie besuchte. Er meinte, das 
mache den Sohn schwul. Das musste aus seiner 
Sicht wohl unbedingt verhindert werden. Es folgte 
ein Rechtsstreit um das Umgangsrecht, bei dem 
das Jugendamt ihre Wohnung und ihre Lebensver-
hältnisse untersuchte. Das erlebte sie als entwür-
digend. Im Gerichtsverfahren wurde entschieden, 
dass sie ihren Sohn alle 14 Tage von sonnabends 
13 Uhr bis sonntags 13 Uhr sehen durfte. Über 
Jahre hinweg fuhr sie die lange Strecke, um ihre 
Kinder zu sehen.390

Ohne Ort 1974 

Christiane Z. wurde 1974 geschieden. Sie hatte 
mit 23 Jahren geheiratet. Ihr Sohn wurde 1964 
geboren, ihre Tochter 1969. Ihr Mann, erinnert 
sie sich Anfang der 1980er Jahre, hatte sie in 
flagranti mit einer Frau erwischt und versucht, 
sie zu erpressen. Letztlich konnten sie und ihr 
Anwalt ihren Mann „aber überreden, daß er einer 
Konventionalscheidung im gegenseitigen Ein-
verständnis zustimmte. So wurden wir ziemlich 
schnell geschieden. Dann ging die Sache mit dem 
Sorgerecht los, das mir zugesprochen wurde. Mein 
Mann hatte noch versucht, auf mich Druck aus-
zuüben, aber ihm war wohl klar, daß er die Kinder 
überhaupt nicht versorgen konnte. Er versuchte 
später immer wieder, Einfluß auf mein Leben  
 
 
 

390  Notizen der Verfasserin des vorliegenden Forschungsberichts 
nach einem Telefonat am 20.02.2020 mit Frau X(1), die diesen Text 
autorisierte. Da im weiteren Text mehrere Zeitzeuginnen komplett 
anonym bleiben, ist eine Ziffer hinter das „X“ gestellt, um Verwechs-
lungen zu vermeiden.

zu nehmen und darauf, wie ich mit den Kindern 
lebe.“391

Berlin 1977 

1977 wurde Christin K. in West-Berlin geschieden; 
noch nach dem bis Sommer 1977 gültigen Recht, 
weil die Scheidungsklage Ende 1976 erhoben wor-
den war. Christin K. hat Urteil und Schriftsätze der 
Scheidung aufgehoben. Bei der Scheidung war sie 
Anfang 20; ihr Kind war fünf Jahre alt.

Mit 16 Jahren habe ich den Vater meines Kindes 
damals kennengelernt, und es ist eigentlich ganz 
schnell passiert, dass ich schwanger wurde. Ich 
hatte mit dem Vater meines Kindes geschlafen – 
das erste Mal. Und ich bin prompt schwanger ge-
worden. Obwohl ich noch gerechnet392 hatte. Im 
Grunde genommen hatte ich gar nicht vor zu hei-
raten, sondern wollte erst sogar das Kind abtrei-
ben. Da hat sich mein Frauenarzt aber geweigert; 
ich bin gesund und jung, und es gibt einen Vater. 
Punkt. Aus. Dann habe ich mit meiner Mutter noch 
verhandelt – das Kind möchte ich allein großzie-
hen, ich will gar nicht heiraten. Meine Mutter war 
aber auch so eine junge Mutter gewesen und sie 
weiß auch, was das bedeutet, ein Kind großzu-
ziehen ohne Vater. Meine Mutter war 19, als ich 
geboren wurde. Sie hatte es auch schwer gehabt. 
Es war ein Makel für sie, ein uneheliches Kind in 
der damaligen Zeit zu haben.

Meine Mutter empfahl mir: „Heirate ihn und krieg 
dein Kind. Ich kann dir nicht helfen, ich muss arbei-
ten, ich kann dir wirklich nicht helfen, und das Kind 
können wir nicht zusammen hier in der kleinen 
Wohnung großziehen.“ Ich hatte ja die Erwartung, 
dass meine Mutter mich unterstützt. Ich würde 
dann arbeiten gehen und für das Kind natürlich 
sorgen. Das ging also schon mal gar nicht. In ihren 
Augen wollte sie mir Gutes tun. Das konnte ich 

391  Kokula 1990, S. 83. Eine Konventionalscheidung ist eine Ehe-
scheidung aufgrund vertraglicher Übereinkunft. Vgl. Köbler 2003,  
S. 275.

392  Empfängnisverhütung nach Berechnung der fruchtbaren Tage. 
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später verstehen. Aber in dem Moment war ich 
perplex, dass ich jetzt heiraten muss. Ich war so 
hilflos, ich fühlte mich alleine gelassen.

Als ich im siebten, achten Monat schwanger war, 
wurde geheiratet. Als Ehepaar mit Trauschein 
haben wir auch eine Wohnung bekommen. Ich 
bin also Hausfrau und Mutter geworden. Rein-
geschmissen worden sozusagen. Ich war so naiv. 
Ich habe noch gar nicht gewusst, was da auf mich 
zukommt. Er war schon volljährig. Und ich musste 
mich unterordnen, anpassen. Ich war... eigentlich 
immer noch Kind. Die ehelichen Pflichten musste 
ich einhalten: einmal die Woche auf jeden Fall mit 
ihm schlafen, ob ich wollte oder nicht. Dann habe 
ich kein eigenes Konto haben können. Ich musste 
ihn fragen: „Kann ich diese Arbeit machen?“ Ich 
musste ihn nach Geld fragen: „Kannst du mir bitte 
50 DM auf den Tisch legen? Ich muss einkaufen 
gehen.“ Entsetzlich.

Ich glaube, da waren wir vier Jahre verheiratet, da 
gab es dann eine Freundin, die auch in dem Haus 
eine Wohnung bezogen hat. Später kam dann 
noch eine Freundin dazu und wir hatten eine Haus-
gemeinschaft. Wir haben uns auch öfter getroffen. 
Und in die eine Freundin habe ich mich verliebt. 
Aber damals wusste ich noch gar nicht, was mit 
mir geschieht. Diese Gefühle waren mir erst mal 
ganz neu. Was ist da los? Zu spüren, dass ich mich 
zu einer Frau hingezogen fühle, das kam ganz 
langsam. Und sie hat mir deutlich gezeigt, dass 
es ihr auch so geht. Diese Beziehung wurde dann 
auch immer intensiver. Wir haben viel zusammen 
unternommen, Spaziergänge mit dem Kind, wir 
sind auch in Frauenbuchläden gegangen, haben 
uns Literatur besorgt und uns eigentlich mehr und 
mehr an die Frauenbewegung angeschlossen.

Aber dann gab es da auch ihren Freund. Wir waren 
auch oft zu viert zusammen. Wir waren ja jung und 
haben natürlich laute Musik gehört, Alkohol ge-
trunken, haben getanzt, kleine Party gemacht. Da 
habe ich mit der Freundin getanzt und geschmust. 
Das haben die Männer natürlich mitgekriegt, die 
haben uns dabei beobachtet. Ja, und eines Tages 
dachte ich: ‚Komisch, was ist denn das eigentlich 

jetzt?‘ Es gab vielleicht mal so ein paar Spitzen von 
den Männern, das weiß ich nicht mehr so genau. 
Ich habe dann im Lexikon nachgeschaut, was 
ist denn eigentlich `lesbisch´. Weil ich das Wort 
noch gar nicht kannte, habe ich mich damit erst 
mal auseinandergesetzt. Wir haben beide unser 
Coming-out miteinander gelebt und waren da 
noch ganz unsicher und vorsichtig. 

Aber nach und nach habe ich gespürt, dass ich mit 
meinem Mann gar nicht mehr schlafen kann. Das 
hat mich... abgestoßen. Ich fand den... Akt so kühl. 
Ich habe mit dieser Freundin viel tiefere Gefühle 
erlebt. Da war mir bewusst: Ich habe gar nicht aus 
Liebe geheiratet. Ich wusste noch gar nicht, was 
Liebe eigentlich ist. Ich war auch noch nie in den 
Vater meines Kindes verliebt. Er hat mich eigent-
lich verführt und erobert und ich war nur neugie-
rig. So bin ich in diese Beziehung reingerutscht. 

Und mit der Freundin habe ich ganz neue Gefühle 
erlebt. Wir haben auch überlegt, dass wir uns 
zusammen eine Wohnung suchen. Aber immer 
mit meinem Kind! Dann gab es auch die Idee: wir 
Vier ziehen zusammen in eine WG. Dann wäre das 
Zusammenleben viel leichter, und mein Mann 
muss sich damit abfinden, dass ich mit der Freun-
din eine Liebe habe. Es war ja auch in einer Zeit, 
da war ja der totale Aufbruch: Frauenbewegung, 
Studentenbewegung, freie Liebe. Das war eine irre 
Energie von Ausbrechen aus diesen alten Normen 
und neue Modelle finden. Das wollte aber mein 
Mann damals gar nicht – um Himmels willen! Das 
machte der nicht mit. Er wollte die klassische Ehe 
weiter leben. Dann kam der Gedanke der Tren-
nung. Aber er konnte sich das gar nicht vorstellen, 
Trennung ohne Scheidung. Somit blieb mir nichts 
anderes übrig als eine Scheidung.

Dann ging ich zur Anwältin. Aber die Gesetze 
waren so, dass immer noch nach dem alten Schei-
dungsgesetz die Schuldfrage bewiesen werden 
musste. Das war nicht so einfach. 

Mein Mann hat in der Phase auch eine Freundin 
aus alten Zeiten immer wieder getroffen. Weil 
er ja merkte, dass ich mich von ihm entferne. Er 
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erzählte mir dann, dass er auch mit ihr eine Nacht 
verbracht hat. Und eines Tages blieb ich auch über 
Nacht weg. Ich habe aber immer dafür gesorgt, 
dass mein Kind nicht alleine ist; da gab es ja auch 
noch meine Oma und meinen Opa. Eines Tages 
hat er aus meiner Tasche meinen Frauenkalender 
genommen. In dem Frauenkalender habe ich mir 
Stichpunkte gemacht, insofern ich da geschrieben 
habe: ‚Treffen mit Soundso‘ und ‚ich bin auch ganz 
verliebt heute‘ oder solche Stichpunkte. Und das 
wurde dann bei seinem Anwalt niedergeschrie-
ben, sodass ich das in der Klageschrift erhalten 
habe, um damit zu belegen, dass ich eigentlich die 
Schuldige bin. Denn ich verlasse ja die Ehe! Breche 
aus und treibe mich mit Frauen rum und vernach-
lässige das Kind! Es wurde so ausgelegt, dass ich 
mich um das Kind nicht mehr kümmere. Jetzt ging 
es darum, wer das Sorgerecht bekommt. Wer ist 
schuld und wer bekommt das Sorgerecht über 
das Kind? Das war jetzt also der Punkt. Eigentlich, 
habe ich gedacht, ich hätte mich mit meinem 
damaligen Mann ausgesprochen. Wie können wir 
uns einigen, dass ich das Sorgerecht bekomme, 
zumindest geregelte Besuchszeiten bekomme und 
mein Kind sehen kann.393 

Eidesstaatlich versicherte der Ehemann, die Ehe 
sei zerrüttet, weil seine Frau Kind und Haushalt 
vernachlässige und sich der militanten Frauenbe-
wegung zugewendet habe. Innerhalb des letzten 
Jahres habe es sie besonders zu einer Freundin 
hingezogen, und sie habe Rauschmittel genom-
men. Darüber hinaus liebe sie „auch die Gesell-
schaft von Frauen“; sie und ihre Freundin würden 
sich „abküssen“ und „in ein reines Frauenlokal, bei 
dem es für Männer keinen Zutritt gibt“, gehen. 
Mit Datum sind verschiedene Treffen seiner Frau 
mit der Freundin und anderen aufgelistet; auch, 
dass sie in die Freundin verliebt wäre. Zum Ende 
des Schriftsatzes fasst der Anwalt zusammen, 
es ergebe sich aus den Schilderungen, dass sie 
„keinerlei Zeit für die Familie aufgewendet hat. 
Sie will ihr eigenes Leben leben. Sie unterhält 
Beziehungen zu einer anderen Frau.“ Außerdem 

393  Interview, geführt von der Verfasserin des vorliegenden For-
schungsberichts am 12.12.2018.

unterhielte sie ehewidrige Beziehungen zu einem 
anderen Mann.394 Damit wird wohl der Partner 
der Freundin gemeint sein; aus dem Schriftsatz 
geht konkret lediglich hervor, dass Christin K. eine 
intensive Beziehung zu ihm habe, was ebenso auf 
diesen Mann als einen guten Gesprächspartner 
hinweisen kann. Auch für die Behauptung, sie ver-
wende keine Zeit auf die Familie, fehlt ein Beleg. 

Ich habe im Grunde genommen aufgeben müssen, 
denn in der Klageschrift steht, dass ich mich mit 
Frauen eingelassen habe und das Kind vernach-
lässigt habe. Meine Anwältin war hilflos, weil die 
Gesetze nicht so waren, dass wie in meinem Fall 
jetzt ich (!) das Sorgerecht bekommen würde. 
Die war richtig hilflos. Das habe ich gemerkt, das 
geht überhaupt nicht in die Richtung. Da kann 
ich noch so viel reden und tun, sie hat gar nicht 
die Möglichkeiten. Die Gesetze waren einfach so, 
dass Frauen, vor allem Mütter, die sich mit Frauen 
„abgeben“ – ich sage das jetzt mal so, weil das 
der juristische Wortschatz ist, also sich zu Frauen 
hingezogen fühlen – und das auch leben wollen, 
keine Chance haben, das Sorgerecht zu bekom-
men. Die Gesetzgebung war so: Ehefrau, Hausfrau 
und Mutter für ewig und immer.

Und im Endeffekt – ich musste regelrecht klein 
beigeben, dass ich überhaupt Besuchszeiten in 
diesem Scheidungsurteil bekam. Darin steht: 
Besuchszeiten jedes Wochenende und nach Ab-
sprache mit dem Vater auch einmal in der Woche. 
Und das fand ich schon mal ganz gut, sonst hätte 
ich vielleicht nur bittstellen müssen. Und so ist 
das schwarz auf weiß in dem letzten Urteilsschrift-
stück zu lesen.395

Das Scheidungsurteil erklärte beide Parteien für 
schuldig. Gründe werden nicht genannt. In Bezug 
auf die Regelung der elterlichen Gewalt lag ein 
Vergleich vor; im juristischen Deutsch der Zeit ein 
„gemeinsamer Elternvorschlag“. Im Vergleich der 

394  10seitiger Schriftsatz des Anwalts des Ehemannes vom Dezem-
ber 1976; liegt der Verfasserin des vorliegenden Berichts in Kopie vor. 

395  Interview, geführt von der Verfasserin des vorliegenden For-
schungsberichts am 12.12.2018.
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Eltern wurde bestimmt: „Die elterliche Gewalt 
über das Kind der Parteien […] erhält, vorbehalt-
lich der Zustimmung des zuständigen Vormund-
schaftsgerichts der Ehemann.“396 Der entspre-
chende Beschluss in der Familiensache folgte 
einige Wochen später. Das Gericht folgte dem 
Elternvorschlag, wie § 1671 BGB vorsah.

Unterhaltsanspruch gewährte das Gesetz nur 
zu Lasten von allein oder überwiegend schuldig 
Geschiedenen, nicht zu Lasten schuldlos Geschie-
dener; damit auch nicht gegen den Mann von 
Christin K.397 Ich habe keinen Unterhalt bekom-
men. Ich musste mir natürlich schnell einen Job 
suchen, um Geld zu verdienen, und auch eine 
Wohnung finden. Das war auch nicht so einfach. 
Bei der Trennung habe ich alles verlassen. Ich habe 
nichts mitgenommen. Ich habe noch nicht mal 
ein Bügeleisen oder sowas mitgenommen. Er war 
Gutverdiener. Er hat im öffentlichen Dienst gear-
beitet, hatte eine gute Position. Ich musste erst 
mal anfangen, mich neu zu finden. Zum Glück, als 
ich sechzehn war und schwanger wurde, hatte ich 
noch meine Lehre zu Ende gemacht. Das war mein 
Glück, dass ich dann nach der Scheidung auch 
wieder eine Arbeit in meinem Beruf bekommen 
konnte. Ich war jung genug und hatte Lebensgeist, 
so dass ich da nicht untergegangen bin. 

Auf die Frage, ob sie Frauen kannte, denen es 
ähnlich erging, antwortete sie: Nein, ich kannte in 
dieser Zeit keine Frauen mit Kindern. Also jeden-
falls hatte ich da nicht ... eine Freundin getroffen, 
der es auch so ergangen ist, wo wir uns hätten 
austauschen können.

Ich habe dann eine Wohnung gefunden, mit einer 
Freundin; wir haben uns im Karateverein kennen 
gelernt, sie hat sich gerade von ihrem Freund  
getrennt, und dann haben wir eine 2-Zimmer-
Wohnung gemietet. Immerhin mit einer Innentoi-
lette, aber ohne Dusche, ohne Badewanne. Die 

396  Anhang zum Scheidungsurteil; liegt der Verfasserin des vorlie-
genden Berichts in Kopie vor.

397  Vgl. Schwab 1997, S. 816.

Wohnung war billig. Wir mussten beide von vorn 
anfangen und hatten wenig Geld. 

Mein Kind hat dann dort auch an den Wochenen-
den übernachtet. Die Wochenenden die mir ge-
stattet waren, das war aber nicht immer möglich, 
weil auch das Kind dann zum Geburtstag eingela-
den war oder was anderes vorhatte und auch mit 
seinen Großeltern was unternehmen wollte. Und 
dann war ich natürlich auch immer in so einer Bitt-
stellung und Warteposition. Das war schrecklich, 
darunter habe ich so gelitten, denn ich hatte ja nur 
diese Besuchszeiten zur Verfügung.

Nach ein paar Jahren bin ich in eine Lesben-WG 
gezogen. Die Hauptmieterin hatte auch einen 
Sohn. Das hat mich wahrscheinlich dann auch 
angezogen, in die WG einzuziehen. Ihr Sohn ist 
zwar fünf Jahre älter als mein Sohn, aber als dann 
mein Sohn mich besucht hat, haben sich die 
Jungs schnell angefreundet. Und eines Tages hat 
dann die Mutter von dem Jungen entschieden, 
sie nimmt jetzt ihren Jungen aus der Schule und 
geht ein Jahr nach Griechenland. Sie ist dort leider 
krank geworden und gestorben.

Dann begegnete mir eine neue Liebe. Wir sind 
dann in eine 3-Zimmer-Wohnung zusammengezo-
gen, ich habe den zweiten Bildungsweg am Kolleg 
gemacht, und wir hörten nun, jetzt ist unsere 
Freundin gestorben und der Junge – der hatte 
eigentlich auch viele Tanten und Onkels – wollte 
aber mit uns leben, weil er mich und meine Liebste 
natürlich aus der WG gut kannte. Wir haben die 
Pflegschaft übernommen und ihn zu uns geholt. 
Mein Sohn hat ihn gut gekannt und war zu den Be-
suchszeiten bei uns in der Wohnung. Beide haben 
sich gut verstanden.

 Aber eines Tages hat mein Sohn mir gestanden, 
dass er diesen Wechsel – das war so ein Wechsel, 
eine Woche bei mir und eine Woche beim Vater, 
es kann auch mal zwei Wochen gewesen sein. 
Ich wollte ihn gern intensiver erleben, auch wie 
er in der Schule ist, bei seinen Hausaufgaben 
helfen und ihm mehr Einblick in meinem Leben 
geben. Wir haben gemeinsam zu Abend gegessen, 
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gemeinsam den Tisch gedeckt, dann haben wir 
über Gott und die Welt gesprochen. Das war so ein 
Ritual, dass wir auch miteinander die Gedanken 
austauschten.

Wir haben diesen Wechsel, glaube ich, ein Jahr 
gehalten, dann hat er aber gesagt, er schafft das 
nicht. Wir weinten beide. Er hat sich entschieden, 
zu seinem Vater wieder zurückzugehen, aber dass 
wir uns natürlich weiter sehen. Das war nicht ein-
fach. Bei seinem Vater bekam er viel Technik gebo-
ten – also in jedem Zimmer war eine Musikanlage, 
ein Fernseher, und dann gab es schon die ersten 
Computerspiele. Unser Pflegesohn, der ja fünf 
Jahre älter ist, war dann auch schon in eine Lehre 
gegangen und aus der Wohnung ausgezogen.

Ich musste die Entscheidung meines Sohnes ak-
zeptieren. Wir haben aber in den Schulferien wun-
derschöne Reisen miteinander unternommen. Oft 
waren wir die ganzen Sommerferien zusammen, 
und auch sein Schulfreund war oft dabei. Wir wa-
ren zelten, schwimmen und paddeln in Frankreich. 

Erfuhr sie, warum ihr Mann das Sorgerecht für 
ihren Sohn haben wollte? Das war sicher ein 
Machtspiel. Das ist mir später zugetragen worden, 
er hat es nie für möglich gehalten, dass ich es 
wirklich schaffe, auf eigenen Beinen zu stehen. Er 
hat immer gedacht, wenn er diese Macht aus-
spielt, dass er ja als Mann gut verdient und „un-
schuldig“ ist, dass er mich sozusagen mit diesem 
Erpressungsversuch zurückholen würde. Er hat 
nicht damit gerechnet, dass ich nicht mehr zurück-
komme. Wenn ich mit nichts gehe, wie komme 
ich denn überhaupt klar? Also komme ich doch 
wieder zurück. Mit den Trümpfen, die er hat, ist 
das ein Leichtes. Für ihn war das so. Ich habe mich 
aber berappelt und ich habe es geschafft. Aber mit 
sehr viel  Schmerz und mit einem hohen Preis, weil 
ich mein Kind nicht mehr selbstverständlich an 
meiner Seite hatte. Das war mir unerklärlich. Weil 
ich fünf Jahre intensiv mit dem Kind hauptsächlich 
zusammen war! Und auf einmal sollte das nicht 
mehr sein. Das kam mir gar nicht in den Sinn, dass 
ich meinen Sohn verlassen muss. Überhaupt nicht! 
Ganz und gar nicht.

Damals, in der Zeit, mit diesen frauenveracht-
enden Gesetzen, sind viele Ehefrauen in der Ehe 
geblieben, obwohl sie unglücklich waren. Weil es 
damals die Frau schwer hatte, auf eigenen Fü-
ßen zu stehen. Eigenständigkeit wurde der Frau 
damals schwer gemacht, geschweige aus der Ehe 
auszubrechen. Ich war zum Glück ein bisschen 
naiv damals: Ich will das nicht, also gehe ich. Aber 
vielleicht, wenn ich zehn Jahre älter gewesen 
wäre, ich weiß nicht, ob dann nicht die Rationali-
tät mehr einsetzt. Mich hat es nur aus dieser Ehe 
weggetrieben.

Das alles zu erzählen, fällt Christin K. im Interview 
ersichtlich nicht leicht. Immer wieder stockt sie, 
macht Pausen, manchmal wirkt sie sehr traurig. 
Zum Ende des Interviews resümiert sie: 

Ich war nicht locker im Reden. Da spüre ich doch 
noch diese Kränkung, Verletztheit – immer noch, 
obwohl das schon so lange her ist. Das möchte 
ich auch betonen: Es kann noch so lange die Zeit 
vergangen sein, es ist immer eine Wunde, eine 
Kränkung, eine Verletzung, die bleibt. Vom Gesetz-
geber, vom „Vater Staat“ gemacht. Entsetzlich. 
Also das muss man wirklich nochmal betonen, dass 
das ewig und immer bleibt, diese Kränkung, diese 
Herabwürdigung. 

Und es sind zwei – Kind und Mutter – es ist nicht 
nur die Mutter, sondern auch das Kind leidet. Die 
Beziehung ist für immer gestört. Auch wenn es 
noch so gut gemeistert wird. Es ist immer eine 
Kluft, die da zwischen dem Kind und der Mutter 
in dem Fall ist. Mein Sohn wird es mir nie ganz 
verzeihen, auch wenn er es möchte. Der Verlust, 
der Schmerz, dass ich ihn verlassen habe, steckt in 
ihm ganz tief. Also das muss man einfach nochmal 
deutlich sagen. Es ist traumatisch.

Es war gut, alles noch mal durchzugehen. Auch 
mit dieser Verwendung der Aufarbeitung. Und eine 
Wiedergutmachung – wäre angebracht.398

398  Interview, geführt von der Verfasserin des vorliegenden For-
schungsberichts am 12.12.2018.
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Baden-Württemberg 1970er Jahre  
(§ 1666 BGB)

In den 1970er Jahren wurden Kinder in einem 
Kinderheim in Baden-Württemberg aufgenom-
men, deren lesbischen bzw. bisexuellen Müttern 
die elterliche Gewalt über sie entzogen worden 
war. Daran erinnert sich eine Erzieherin, die dort 
gearbeitet hat. Die Erzieherin Betty Thie schreibt 
darüber: 

„Da die Einrichtung ursprünglich ihren Sitz in Ber-
lin hatte, zur Vergrößerung des Hauses dann in den 
Schwarzwald gewechselt ist, gab es anfänglich 
noch ‘Ur-Berliner-Mädchen’. Irritiert hat mich, als 
dann circa 1974/75 vereinzelt Mädchen im Alter 
von 9–14 Jahren aus Berlin aufgenommen wurden. 
Zu dieser Zeit gab es reichlich Anfragen aus dem 
nahen Umfeld. Die Mädchen aus Berlin wurden 
von den ‘Ur-Berlinerinnen’ gut aufgenommen- es 
gab interne Gespräche untereinander- keinerlei 
Aussagen zu den Erzieherinnen- anfänglich auch 
nicht zu den ‘Einheimischen’. Wortfetzen, wie ‘die 
beste Freundin/ Geliebte meiner Mutter’, meine 
Mama 2, meine zweite Bezugsperson etc. haben 
mich aufhören lassen. Durch viele Bekundungen, 
Verbindlichkeiten und Empathie hat es lange 
gedauert, bis vereinzelt einige Mädchen von Weg-
nahme von der Schule, Isolierung, Einsperrung 
ansatzweise berichtet haben.’ Auf mehrfach inten-
siver Nachfrage bei der Heimleitung wurde dann 
im Teamgespräch erläutert, das diese Mädchen 
geschützt werden müssen, vor Missbrauch, vor 
Entwicklungsstörung durch das unsoziale Verhal-
ten und das schlechte Vorbild der Mutter. Diese 
führe zu einer akuten Kindeswohlgefährdung und 
berechtige den Entzug des Sorgerechts. Diese 
Mädchen seien verlorene Seelen und müssen mit 
Gottes Hilfe in rechte Bahnen geleitet werden. 
Das Personal würde angehalten, dies als vertrau-
lich zu händeln- Ansage Sprechverbot zu Außen-
stehenden- dies galt auch unter den Kolleginnen. 

Die betroffenen Mädchen haben selbst sehr wenig 
von den Vorkommnissen nach außen dringen 
lassen- aus Angst vor Sorge um die Mutter- vor 
Ausgrenzung, Repressalien und Makel. (ein perma-

nentes Abhängigkeitsverhältnis) Mehrfach haben 
einige Mädchen versucht, gemeinsam nach Berlin 
aufzubrechen, per Anhalter, mit dem Zug oder zu 
Fuß – mit dem Ergebnis der Rückführung (meist 
durch Polizei oder persönlicher Abholung mit 
PKW) – oft danach Isolierung (Zeit zum Nachden-
ken und der Reue). 

Kontakte zu den Müttern/ Partnerinnen gab es 
über zensierte Briefkontakte, gelegentliche Tele-
fonate. Besuche wurden unterbunden- vereinzelt 
gab es erlaubte Besuche über Vormund.“399

Recherchen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
ergaben, dass ein solches Heim 1952 in Berlin 
eröffnet worden war. Im Gründungsprotokoll 
stehe, dass der Verein die Aufgabe habe, an der 
Erziehung schwieriger und gefährdeter junger 
Mädchen zu arbeiten. 1972 sei das Heim nach 
Baden-Württemberg gezogen und zum heilpäda-
gogischen Kinderheim geworden.400 

Hinweise auf ein ähnliches Heim in Rheinland-
Pfalz wurde im Rahmen des Forschungsprojekts 
nicht gefunden. Doch § 1666 BGB (Kindeswohl-
gefährdung) beschrieb keinen scharf umrissenen 
Tatbestand. Eindeutig war vor allem, dass dieser 
Paragraf nicht im Rahmen einer Ehescheidung 
galt.401 Es ist gut möglich, dass auch in Rheinland-
Pfalz gleichgeschlechtliche Beziehungen von 
Müttern als eine so erhebliche Abweichung vom 
„Sittengesetz“ gedeutet wurden, dass auf eine 
Kindeswohlgefährdung geschlossen und das Sor-
gerecht entzogen wurde. 

399  Schriftlicher Bericht von Betty Thie anlässlich des Fachge-
sprächs „Wenn die Mütter lesbisch lebten“ im Bundestag von der 
Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen am 17.01.2020. Dieser 
Bericht wurde mir freundlicherweise von der Bundestagsfraktion 
Bündnis 90/Die Grünen nach Rücksprache mit Betty Thie zur Ver-
fügung gestellt. Ihr Bericht wird im vorliegenden Forschungsbericht 
ohne Kürzungen oder Änderungen zitiert.

400  Nach Auskunft von dem Büro der Bundestagsabgeordneten Ulle 
Schauws per E-Mail am 12.2.2020.

401  Vgl. Staudinger 1966, S. 515.
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Der Gesetzeskommentar Staudinger führte im 
Zusammenhang mit § 1666 BGB aus, die Begriffe 
des ehrlosen oder unsittlichen Verhaltens seien 
unbestimmte Rechtsbegriffe. Damit waren sie ge-
setzlich nicht definiert und mussten im konkreten 
Fall ausgelegt werden. Unsittlich sei, was gegen 
das Sittengesetz verstoße; das umfasse mehr als 
„unzüchtig“. Als Beispiele wurden u. a. genannt 
Kuppelei, Zuhälterei, gewerbsmäßige Unzucht, 
Sittlichkeitsdelikte. Gleichgeschlechtliche Sexu-
alität wurde dort – anders als von 1949 bis 1976 
im Gesetzeskommentar Palandt bei der Definition 
der schweren Eheverfehlungen – nicht genannt.402

 

ZUSAMMENFASSUNG

Das Eherecht wurde 1961 noch verschärft, nicht 
zuletzt auf Drängen des aus Rheinland-Pfalz 
stammenden Bundesfamilienministers Franz-Josef 
Wuermeling. Nun war eine Scheidung fast nur 
noch mit einer Feststellung der „Schuld“ ver-
bunden und gegen den Widerstand des bzw. der 
„Unschuldigen“ kaum durchsetzbar. Viele Lesbie-
rinnen, so stellte die Sozialpädagogin Ilse Kokula 
in den 1970er Jahren fest, konnten sich nach die-
sem Recht nicht scheiden lassen. Die Anzahl der 
Frauen, die auf eine Ehescheidung klagten, stieg 
in Rheinland-Pfalz langsamer an als im Bundesge-
biet. Mit der Scheidungshäufigkeit lag Rheinland-
Pfalz 1965 und 1971 im Bundesvergleich aber 
nicht mehr an letzter Stelle.

Etliche Ehen der Mütter, die eine lesbische Bezie-
hung suchten oder führten, waren vor allem ein-
gegangen worden, weil Vorbilder für ein lesbisches 
Leben fehlten bzw. weil der gesellschaftliche 
Druck zu einer Ehe führte. Schilderungen dieser 
Ehen zeigen, dass von ihnen erwartet wurde, sich 
zu fügen. Damit entsprachen diese Ehen dem 
„Sittengesetz“. Christin K. fasst dies so zusammen: 
Die Gesetzgebung war so: Ehefrau, Hausfrau und 
Mutter für ewig und immer. […] Eigenständigkeit 
wurde der Frau damals schwergemacht, geschwei-
ge aus der Ehe auszubrechen.

402  Vgl. Staudinger 1966, S. 540–542 sowie Palandt 1949, S. 2136.

In den 1960er Jahren gab es zunehmend Gegen-
wehr dagegen, die Bevölkerung zur Befolgung 
des „Sittengesetzes“ durch Gesetze zu zwingen. 
Abzulesen ist dies am Vorstoß des rheinland-
pfälzischen CDU-Bundestagsabgeordneten 
Adolf Süsterhenn 1965, die Freiheit der Kunst 
nur noch in den Grenzen des „Sittengesetzes“ 
zu erlauben; er scheiterte. Damit war der Hö-
hepunkt der Durchsetzung des „Sittengesetzes“ 
überschritten. Allerdings blieb Süsterhenn ein 
ranghoher Jurist und lehrte weiterhin Recht in 
Rheinland-Pfalz. Für Schriften, in denen lesbische 
Liebe positiv gewertet wurde, wurde weiterhin 
durch das rheinland-pfälzische Sozialministe-
rium eine Indizierung beantragt. Zumindest in 
einem Fall stimmte das Ministerbüro von Heiner 
Geißler (CDU) ausdrücklich einem Antrag zu. Die 
Große Koalition aus CDU/CSU und SPD, die 1966 
bis 1969 die Bundesrepublik regierte, bereitete 
eine Reform des Eherechts vor. Der rheinland-
pfälzische Ministerpräsident Helmut Kohl (CDU) 
verwahrte sich gegen kirchlichen Einfluss auf 
seine Partei. Der rheinland-pfälzische Kultusmi-
nister Bernhard Vogel, gleichzeitig Präsident des 
Zentralkomitees der deutschen Katholiken, trat 
wiederum gegen Reformvorschläge zum Ehe- und 
Familienrecht an. Die regionale Berichterstattung 
zu einem Prozess in Norddeutschland 1974 gegen 
ein Frauenpaar ließ die Angeklagten einerseits 
mörderisch, anderseits in abartiger Liebe viel zu 
eng verbunden erscheinen, zudem egoistisch und 
eine der Angeklagten als schlechte Mutter. Vor 
allem enthielt die Berichterstattung kein Ver-
ständnis für das Bedürfnis der Angeklagten, die 
Ehe zu beenden, oder für die Zwangslage, die aus 
der Verweigerung der Ehescheidung durch den 
Ehemann entstanden war. Sendungen des ZDF, 
die für Verständnis der Probleme lesbischen Le-
bens warben, ernteten 1973 negative Reaktionen. 
Heftige Auseinandersetzungen um das Geschlech-
terverhältnis wurden geführt. Einige Jahre später 
war ein Wertewandel besonders in Hinsicht auf 
„Sittlichkeit“ festzustellen.

Ab 1974 wurden Lesben, so der neue Begriff, auch 
in Rheinland-Pfalz öffentlich sichtbar; allerdings 
nur in Mainz. Einige Frauen, manche von ihnen 
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geschieden, wandten sich an eine bekannte 
Gruppe von Lesben in Berlin und schrieben von 
ihren Wünschen nach Kontakt zu Gleichgesinnten. 
Solche Briefe kamen aus Trier, Koblenz, Neu-
wied, Worms, Maßweiler, dem Westerwaldkreis, 
Bad Kreuznach und Ludwigshafen. Ausdrücklich 
schrieb eine Frau aus Heidelberg, sie dürfe nicht 
sichtbar sein, weil sie einen Sorgerechtsstreit 
führte. Ein solcher Brief aus Rheinland-Pfalz ist 
nicht in der Sammlung enthalten. 

Mit dem Coming-out eröffnete sich die Möglich-
keit, sich nach eigenen Sehnsüchten zu fragen. 
Handhabten verheiratete Frauen dies offen, ging 
es jedoch wohl zwangsläufig mit dem Verlust der 
elterlichen Gewalt über die Kinder einher. Les-
bische Sexualität galt als schwere Eheverfehlung 
und damit als Grund für eine „schuldige“ Schei-
dung. Stimmen aus verschiedenen Perspektiven 
sind für diese Zeit darin einig, dass Kinder bei 
einer Scheidung nicht bei ihren Müttern bleiben 
konnten, wenn die Gerichte wussten, dass die 
Mütter eine lesbische Beziehung führten. Dies 
meinte sowohl ein Psychologe in Frankfurt/M. 
1967 als auch eine lesbische Mutter (wohl in Hes-
sen), die dies in ihrem Freundeskreis erlebte; drei 
Fälle in Berlin endeten damit, dass die Mütter ihre 
Kinder verlassen mussten, obwohl sie nur ihre Ehe 
verlassen wollten. Christiane Z. verlor 1974 das 
Sorgerecht nicht, weil der Vater der Kinder diese 
nicht versorgen konnte und daher einer Konventi-
onalscheidung zustimmte. Es scheint, als habe er 
den tatsächlichen Scheidungsgrund verborgen, so 
dass das Gericht nichts davon erfuhr. Christin K. 
wiederum wurde 1977 das Sorgerecht als wegen 
eines lesbischen Verhältnisses „schuldig“ geschie-
dener Frau entzogen. Sie betont, dass ihr das Kind 
genommen wurde, bleibe bis heute eine Wunde. 
Eine Wiedergutmachung wäre aus ihrer Sicht 
angebracht. 

Dabei verlangte es die Väter dieser Kinder nicht 
unbedingt danach, mit den Kindern zu leben, 
sondern diese wurden vermutlich als Instrumente 
eingesetzt, die Frau wieder in die Ehe zu zwingen. 
Direkte Aussagen von Vätern liegen jedoch nicht 
vor, so dass dies eine Vermutung bleiben muss.

Auffällig häufig drehten sich die in Kapitel II 
aufgeführten Verfahren um Söhne, nicht um 
Töchter. Einer der verlassenen Väter betonte, so 
die Erinnerung der Zeitzeugin aus Berlin, sein 
Sohn solle durch den Kontakt mit der nunmehr 
lesbischen Mutter nicht schwul werden; der Vater 
erschwerte den Kontakt erheblich. Strafbar war 
männliche Homosexualität unter Erwachsenen zu 
diesem Zeitpunkt nicht mehr; das Verhalten der 
Väter kann daher nicht als vorsorglicher Schutz 
vor möglicher späterer Strafverfolgung ihrer Kin-
der gedeutet werden, sondern im Grunde nur als 
antischwule Haltung bzw. als Homophobie. Um 
das Kindeswohl scheint es bei solchen Streitig-
keiten Vätern wie auch Gerichten und teilweise 
der Fürsorge nur in dem Sinne gegangen zu sein, 
Kinder unbedingt in die heterosexuelle Ordnung 
einzupassen. Wie die Erinnerung Betty Thies an 
das Heim in Baden-Württemberg zeigt, wurden 
Kinder dafür sogar in ein Heim verbracht. Für den 
dahinterstehenden Sorgerechtsentzug war die 
rechtliche Grundlage vermutlich § 1666 BGB, mit 
dem gegen Kindeswohlgefährdung eingeschritten 
wurde. Dieser Paragraph betraf nicht Mütter und 
Kinder im Rahmen einer Scheidung.

In allen Schilderungen über verheiratete Mütter, 
die lesbisch leben wollten und ihre Ehe hinter sich 
ließen, wird deutlich, dass sie keine Möglichkeit 
sahen, offen sichtbar sowohl mit ihren Kindern 
als auch mit einer Frau zu leben. Sie hatten 
kaum Informationen über andere Frauen in einer 
ähnlichen Lage zur Verfügung, konnten sich also 
nicht einmal über mögliche Vorgehensweisen zur 
Bewältigung des Verlusts austauschen. 

Da kaum Strukturen für Mütter mit lesbischen 
Beziehungen bestanden, in denen Informatio-
nen zusammenkamen, ist es wohl von Zufällen 
abhängig, ob ihre Erfahrungen rekonstruierbar 
sind. Außerdem war das Verschweigen lesbischer 
Beziehungen die Vorgehensweise, bei der es am 
wahrscheinlichsten gewesen zu sein schien, dass 
geschiedene Mütter mit ihren Kindern leben 
konnten. Von Fällen zu erfahren, in denen das 
gelang, ist grundsätzlich ausgesprochen schwierig.
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Wurde eine Konventionalscheidung mit vorge-
schobenen Scheidungsgründen durchgeführt, wie 
es der Rechtsanwalt der 1973 in Berlin geschie-
denen Mutter vorschlug und wie es Christiane 
Z. für 1974 erinnert, war der im Scheidungsurteil 
festgehaltene Scheidungsgrund für die Fragestel-
lung des vorliegenden Forschungsberichts nicht 
aussagekräftig. Bereits Ende der 1960er Jahre 
wurde in der bundesweit geführten juristischen 
Fachdiskussion der Anteil der Konventionalsch-
eidungen auf mehr als 80 Prozent geschätzt. Der 
Vorgang im Berliner Jugendamt 1972 zeigt zudem, 
wie eine Anweisung an die Kindsmutter, sich nicht 
mit einer ihnen als lesbisch bekannten Frau zu 
treffen, in eine nichtssagende Notiz mündete. 
Auch an diesem Vorgang wird deutlich, dass eine 
Recherche der Akten nur einen begrenzten Aussa-
gewert hat.
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Für die späten 1970er und die 1980er Jahre sind 
konkurrierende Leitbilder charakteristisch. Nach 
dem Bruch der sozial-liberalen Regierungskoali-
tion und dem Wechsel der FDP zur Union wurde 
1982 Helmut Kohl (CDU) Bundeskanzler. Mit der 
nun folgenden „geistig-moralischen Wende“ ant-
wortete die Union auf die sozial-liberale Reform-
politik. Die Bundesregierung unter Kohl vertrat 
Leitbilder konservativer Frauen- und Familien-
politik. Wie in den Jahren zuvor wurde erbittert 
darüber gestritten.403 

Neben der Frauen-, Schwulen- und Lesbenbewe-
gung entstanden neue soziale Bewegungen seit 
den 1970er Jahren auch in den Bereichen Umwelt-
politik, Energiegewinnung und Friedenssicherung. 
1980 gründete sich die Bundespartei Die Grünen, 
die sich als parlamentarische Vertretung dieser 
sozialen Bewegungen verstand.404

Im Bundestagswahlkampf 1980 hatten sich erst-
mals SPD, CDU und FDP zur Homosexualität posi-
tioniert. 1983 kamen Die Grünen in den Bundes-
tag, die ein Ende der Diskriminierung für Lesben 
und Schwule und diesbezügliche rechtliche Siche-

403  Vgl. Schlemmer 2019, S. 31f sowie Rödder 2004, S. 77f.

404  Vgl. Rödder 2004, S. 67, 69.

rungen einforderten.405 Über die zu dem Zeitpunkt 
noch tödlich verlaufende Krankheit Aids wurden 
Einstellungen zur männlichen Homosexualität 
verhandelt. Wiederholt wurde Aids als „Lustseu-
che“ tituliert.406 Mit lesbischer Sexualität wurde 
diese Krankheit in öffentlichen Erörterungen aber 
wohl nicht verbunden.407

1983 wurde der Bundeswehr-General Günter 
Kießling entlassen. Ihm war vorgeworfen worden, 
er suche homosexuelle Kontakte. Die Vorwürfe 
konnten nicht bewiesen werden, zeigten aber, 
dass Homosexualität bei hohen Beamten als 
untragbar galt.408 1983 wurde Bundesanwalt 
Manfred Bruns nicht entlassen, als er sich als 
homosexuell erklärte. Allerdings wurde er als 
Sicherheitsrisiko angesehen und behördenintern 
versetzt.409 Eine lesbische oder bisexuelle Frau in 

405  Vgl. Ebner 2018, S. 252. Über die konkreten Positionen ist dort 
nichts zu erfahren. Die Autorin konzentriert sich fast vollständig auf 
männliche Homosexualität, wenn sie über Homosexualität schreibt; 
dies markiert sie jedoch nicht. Daher ist zu vermuten, dass sich die 
Parteien im Bundestagswahlkampf 1980 zu Anliegen der Schwu-
lenbewegung äußerten wie z. B. dem Restparagrafen 175 StGB (der 
Sexualkontakte von männlichen Erwachsenen und jungen Männern 
bzw. männlichen Jugendlichen stärker mit Strafe bedrohte als 
heterosexuelle Sexualkontakte zwischen Erwachsenen und jungen 
Frauen bzw. Mädchen) oder der Verfolgung nach § 175 RStGB im 
Nationalsozialismus, doch nicht zu Anliegen lesbischen Lebens wie 
dem Sorgerecht.

406  Vgl. Ebner 2018, S. 265, 268; siehe auch Tümmers 2017.

407  Vgl. z. B. Spiegel Nr. 45/1984: Aids: „Die Bombe ist gelegt“,  
S. 100–114, besonders S. 114. 

408  Vgl. z. B. Die schwere Vergangenheit des „Herrn K.“. Spiegel 
vom 18.03.1985, abgerufen unter https://www.spiegel.de/spiegel/
print/d-13512761.html am 18.03.2020. Siehe auch Schwartz 2019.

409  Vgl. 20 Jahre Doppelleben. Spiegel vom 5.6.2014, abgerufen 
unter https://www.spiegel.de/geschichte/schwulenparagraf-175-das-
doppelleben-eines-bundesanwalts-a-972035.html am 18.3.2020.
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https://www.spiegel.de/geschichte/schwulenparagraf-175-das-doppelleben-eines-bundesanwalts-a-972035.html
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vergleichbar hoher Position ist für diese Zeit in der 
Bundesrepublik nicht bekannt. Homosexualität 
wurde öffentlich in hohem Maße als männliche 
Homosexualität verhandelt, nicht als weibliche.

1982 wurde Anke Fuchs (SPD) für wenige Monate 
Familienministerin, bis durch das Misstrauens-
votum der CDU die SPD nicht mehr regierte. 
1982 wurde Heiner Geißler (CDU) Bundesfami-
lienminister; er war von 1967 bis 1977 Minister 
für Soziales, Gesundheit und Sport des Landes 
Rheinland-Pfalz und seit 1977 CDU-Generalsekre-
tär. Zu Beginn seiner Amtszeit wurde das Kin-
dergeld wieder einkommensabhängig gestaltet; 
zuvor war von der sozial-liberalen Koalition ein 
davon unabhängiges Kindergeld ab dem ersten 
Kind eingeführt worden. 1983 wurde dies in einen 
Kinderfreibetrag und ein nach Einkommen und 
Kinderzahl gestaffeltes Kindergeld umgewandelt. 
1985 wurde Erziehungsgeld eingeführt, 1986 
Anerkennung von Kindererziehungszeiten in der 
Rentenversicherung; beides wurde noch unter 
Geißler vorbereitet, aber erst in der Amtszeit von 
Rita Süßmuth (CDU) realisiert. Von der Oppositi-
on wurden diese Maßnahmen als Versuche kriti-
siert, Frauen zurück „an den Herd“ zu holen. 1985 
übernahm Süßmuth das Familienministerium. Sie 
hatte das Ziel, auch vom Familienleitbild abwei-
chende Lebensformen mit Kindern zu fördern. 
Durch Geißler und insbesondere seine Nachfolge-
rin Süßmuth erfuhr die CDU in den 1980er Jahren 
eine Modernisierung ihrer Frauenpolitik.410 

Zu Beginn seiner Amtszeit hatte Geißler in einem 
Interview mit der Zeitschrift Emma betont, er sei 
entschieden dafür, dass die Diskriminierung der 
Frauen, die noch in vielen gesellschaftspolitischen 
Bereichen vorhanden wäre, beseitigt würde. Auch 
trat er für die Einrichtung von Frauenhäusern für 
Frauen und Kinder ein, die von männlicher Gewalt 
betroffen waren. Über das Familienrecht äußerte 
er sich nicht.411

410  Vgl. Gerlach 2004, S. 165, 169, 170.

411  Vgl. „Tragik in einem Politiker-Leben.“ Emma November 1982, 
S. 16.

GESETZGEBUNG UND  
BUNDESPOLITISCHE SOWIE  
JURISTISCHE DEBATTEN 

Ab dem 01.07.1977 konnte eine Ehefrau ihre Ehe 
verlassen und eine lesbische Beziehung eingehen, 
ohne dass ihr, wenn der Ehemann dagegen anging 
und ihre „Schuld“ feststellen ließ, der Verlust von 
Kindern und Unterhalt sicher war. Für Frauen, die 
zuvor noch gezwungenermaßen ihre Ehe auf-
rechterhalten hatten, war das „Erste Gesetz zur 
Reform des Ehe- und Familienrechts (1. EheRG)“, 
auch Erstes Ehereformgesetz, vom 14. Juli 1976 
ein „Meilenstein“412. Es brachte grundlegende 
Neuerungen in der Geschlechter- und Famili-
enordnung413 und wurde auch als „juristische 
Sternstunde“ gewertet.414 Das Erste Ehereformge-
setz hatte starke Symbolkraft. Wer daran mitge-
arbeitet hatte, hatte nach Ansicht des Juristen 
Martin Löhnig, teilweise „gefühlt gleichzeitig an 
der Neuordnung der westdeutschen Gesellschaft 
mitgewirkt.“415

Der Name des Gesetzes wirkt etwas überra-
schend, denn tatsächlich war dies nicht das erste 
Gesetz, das das Ehe- und Familienrecht refor-
mierte. Doch es war mit seiner völligen Neurege-
lung eine klare Zäsur, denn es war seit Gültigkeit 
des Bürgerlichen Gesetzbuches im Jahre 1900 
das erste Reformgesetz, das statt männlicher 
Entscheidungsgewalt die Partnerschaft in den 
Mittelpunkt der Ehe und Elternschaft stellte. Mit 
dem Ersten Eherechtsreformgesetz verzichtete 
der Staat darauf, Eheleute rechtlich zum Verbleib 
in einer Ehe zu zwingen; außerdem schränkte das 
Gesetz die Abhängigkeit der Ehefrauen von ihren 
Männern deutlich ein. Das Leitbild der „Haus-
frauenehe“ galt nun nicht mehr. Der Staat wollte 

412  Schwab 1997, S. 811. Zum 1. EheRG unter besonderer Perspekti-
ve auf das Kindschaftsrecht siehe auch Köhler 2006, Kapitel 5.

413  Vgl. Löhnig 2019, S.1.

414  Siegfried Willutzki 1997, zitiert nach Löhnig 2019, S. 13.

415  Löhnig 2019, S. 14.
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Eheleuten nicht länger vorschreiben, wie sie ihre 
Ehe zu führen hatten.416

Dieses Gesetz regelte sowohl das Scheidungsrecht 
als auch das Scheidungsfolgenrecht unabhängig 
von einer „Schuld“. Eine Ehescheidung konnte nun 
ausgesprochen werden, ohne dass entweder Ehe-
frau oder -mann oder auch beiden durch ein Ge-
richt die „Schuld“ zugewiesen wurde. Nun reichte 
eine einjährige Trennung aus, falls beide Eheleute 
sich mit einer Ehescheidung einverstanden erklär-
ten. Waren nicht beide einverstanden, erhöhte 
sich die Trennungszeit auf drei Jahre; im Härtefall 
auf fünf Jahre. Der anschließende, nacheheli-
che Unterhalt war nicht mehr an eine „Schuld“ 
gebunden, sondern nach dem Prinzip der nach-
ehelichen Solidarität als soziale Absicherung des 
schwächeren Teils gedacht. Das war üblicherweise 
die Ehefrau, die als Konsequenz der Arbeitsteilung 
in der bis dahin geltenden „Hausfrauenehe“ vor 
allem als Mutter erhebliche wirtschaftliche Nach-
teile sowie kaum Möglichkeiten zu einem eigenen, 
existenzsichernden Einkommen hatte. Außerdem 
wurden Anwartschaften der Rentenversicherung 
und anderer Altersruhegelder ausgeglichen.417 

Im Bundestag und Bundesrat fand diese Reform 
eine überwältigende Mehrheit. Das zeigt, wie 
stark sich die geschlechterpolitische Stimmungs-
lage gewandelt hatte, auch bei den Kirchen. Seit 
dem Zweiten Vatikanischen Konzil (1962–1965) 
hatte die katholische Kirche nicht mehr darauf 
bestanden, dass die Autorität und Vorrangstellung 
des Mannes das bestimmende Strukturprinzip 
der Familie zu sein habe.418 Die Zustimmung im 
Bundestag ist jedoch auch ein Ergebnis heftiger 
öffentlicher Auseinandersetzungen und schließ-
lich verschiedener Kompromisse. Obwohl die 
Unionsparteien öffentlich zustimmten, wurde das 
reformierte Scheidungsrecht innerparteilich auch 

416  Vgl. Hinz 2014, S. 183–185.

417  Vgl. bspw. Gerhard 2011, S. 141; Schwab 1997, S. 816 sowie 
Wiegmann 1986, S. 84.

418  Vgl. Schwab 1997, S. 811.

kritisch beurteilt; ähnlich von der Evangelischen 
Kirche in Deutschland.419

1978 zog ein Bericht des ZDF eine erste Bilanz. Es 
hieß, der Anspruch, das Intimleben sollte nicht 
länger vor Gericht ausgebreitet werden müssen, 
habe sich in zahlreichen Fällen nicht erfüllt.420

Neben aller Zustimmung zum Ersten Eherechts-
reformgesetz ging 1977 wegen des Zugewinns 
an Freiheit für Ehefrauen ein, wie eine Rechtsan-
wältin für Familienrecht es formulierte, „Sturm 
männlicher Entrüstung durch das Land“.421 Dass 
der nacheheliche Unterhalt nicht mehr von einer 
„Schuld“ am Ende der Ehe abhing, provozierte 
erheblichen Unmut und war ein zentraler Streit-
punkt.422 Bilder vom benachteiligten Ehemann, 
gar von dessen finanziellem Fiasko oder Unter-
haltsknechtschaft waren in den Medien bis zu 
Beginn der 1980er Jahre präsent. Das Unterhalts-
recht entwickelte sich zu einem zentralen gesell-
schaftlichen Streitpunkt. Die Vorstellung, dass 
ein geschiedener Ehemann auch dann Unterhalt 
zahlen musste, wenn seine frühere Frau eine neue 
Partnerschaft einging, wurde heftig debattiert; 
viele empörten sich darüber.423 Die Folgekosten 
der geschlechtlichen Arbeitsteilung in der bishe-
rigen Ehe sollten im Falle einer Scheidung nicht 
die Männer und damit die bisherigen Nutznießer, 
sondern die Frauen tragen.

Der tatsächlich gezahlte Unterhalt war denn 
auch ein ständiges Problem. Häufig war bei einer 
Ehescheidung nicht ausreichend Geld für den 
Unterhalt vorhanden, sondern nur Mangel zu 
verteilen.424 Für den mit der Reform eingerichte-
ten Senat für Familiensachen beim Oberlandesge-
richt Koblenz lag der Schwerpunkt bei Verfahren 

419  Vgl. Neumaier 2014, besonders S. 214–223 sowie Neumaier 
2019, S. 46.

420  Vgl. Neumaier 2019, S. 48.

421  Wiegmann 1986, S. 84.

422  Vgl. Köhler 2006, S. 113. Dort ist die Rede davon, dass dies der 
zentrale Streitpunkt war. 

423  Vgl. Neumaier 2019, S. 49–51.

424  Vgl. Wiegmann 1986, S. 85.
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wegen Ehegattenunterhalts.425 In veröffentlichten 
Entscheidungen der 1980er und frühen 1990er 
Jahre findet sich kein Hinweis, dass sich das Ober-
landesgericht Koblenz mit lesbischer Elternschaft 
beschäftigte. In einem Urteil vom 10.04.1989 
versagte das Oberlandesgericht einer Frau den 
Unterhaltsanspruch wegen grober Unbilligkeit, 
weil sie – ohne eheähnliches Zusammenleben 
– eine dauerhafte, intime Beziehung zu einem 
anderen (männlichen) Partner führte.426

Gleichzeitig blieben Arbeitsteilung und Arbeits-
markt am Geschlecht orientiert, und Strukturen 
der Ungleichheit wie z. B. die am männlichen 
„Ernährer“-Lohn orientierte Sozial- und Kranken-
versicherung sowie das Ehegattensplitting blieben 
gültig. Eine der gesellschaftlichen Gruppen, die 
besonders vom Armutsrisiko betroffen waren, 
waren alleinerziehende Mütter.427 

Dennoch war das neue Recht, so 20 Jahre nach 
Inkrafttreten des Ersten Eherechtsreformgesetzes 
Dieter Schwab, Professor für Rechtswissenschaft 
und Herausgeber der FamRZ, „für die Situation 
derjenigen Frauen, die aus sozialen Gründen an 
eine zerrüttete Ehe gefesselt waren, von großer 
Bedeutung; vieles deutet darauf hin, daß das neue 
Recht für viele Frauen befreiend gewirkt hat“.428 
In einer Studie über Scheidungsurteile von 1980 
in einer bayerischen Stadt kommt die Autorin zu 
dem Schluss, dass mehr Männer als Frauen einen 
Antrag, die Scheidung abzuweisen, bis zum Ende 
aufrechterhielten.429

425  Vgl. Hahn 1996, S. 297f. Von der Regelung des Sorgerechts 
bezüglich nichtehelicher oder gleichgeschlechtlicher Beziehungen 
der Eltern ist im Beitrag nicht die Rede.

426  Entscheidungen des Oberlandesgerichts Koblenz, Zivilsachen. 
Loseblatt-Ausgabe. Boppard am Rhein o. J. Im Schlagwortverzeichnis 
ist kein entsprechendes Schlagwort aufgeführt, auch nicht in den 
Leitsätzen zu den Entscheidungen. Zudem sind kaum Streitfälle um 
das Sorgerecht eingegangen.

427  Vgl. z. B. Gerhard 2011, S. 141, 144. Siehe auch Schwartz 2009, 
S. 31.

428  Schwab 1997, S. 816.

429  Vgl. Weigl 2019, S. 236. Patrizia Weigl von der Fakultät 
Rechtswissenschaften der Universität Regensburg untersuchte Akten 
aus Landshut; hinsichtlich verschiedener Faktoren sei Landshut 
repräsentativ.

Auch lässt sich vermuten, dass nunmehr viele 
Frauen, die bis dahin notgedrungen in der Ehe 
verblieben waren, aber eigentlich mit einer Frau 
leben wollten, eine Scheidung beantragten. 
Allerdings ist nicht bekannt, auf wie viele Müt-
ter dies zutraf; weder im Bundesgebiet noch in 
Rheinland-Pfalz. 

Nicht nur die Möglichkeiten einer Ehescheidung 
und der anschließenden Regelung der Sorge für 
die Kinder veränderten sich 1977 mit dem Ersten 
Eherechtsreformgesetz, sondern auch das ge-
richtliche Verfahren. Nun verhandelten die neu 
geschaffenen Familiengerichte, wenn Kinder vor-
handen waren, zusammen mit einer Ehescheidung 
auch über die elterliche Gewalt. Üblicherweise 
sprachen sich Gerichte dafür aus, die elterliche 
Gewalt nur einem Elternteil zuzuweisen. Rein 
rechtlich hatten Mütter und Väter die gleichen 
Chancen darauf, die allein Sorgeberechtigten zu 
werden. Doch inzwischen war das Kindeswohl 
zentral; es musste in jedem einzelnen Fall ausge-
legt werden. Um das Kindeswohl auszulegen, wur-
de in der Praxis das traditionelle Bild der fürsorg-
lichen Mutter herangezogen, so dass faktisch die 
Mütter bei der Regelung der elterlichen Gewalt 
Vorrang hatten – vor allem bei Kleinkindern.430 

Für Kinder aus Ehen, die nach dem vor der Re-
form gültigen Recht geschieden worden waren, 
wurde die elterliche Gewalt nicht neu geregelt. 
Kontinuität wurde für die Kinder als wichtiger 
angesehen.431

Obwohl das Schuldprinzip im Scheidungsfolgen-
recht ab Juli 1977 keine Rolle mehr spielen sollte, 
fanden sich in der Einzelbegründung zu § 1671 
BGB noch Formulierungen, die vom Verschul-
densprinzip geprägt waren. Paragraf 1671 BGB 
schrieb vor, in welcher Form und nach welchen 
Maßgaben im Rahmen einer Ehescheidung die 

430  Vgl. Köhler 2006, S. 122 sowie Hinz 2014, S. 186.

431  Vgl. Köhler 2006, S. 125. Waren Verfahren vor Inkrafttreten 
anhängig (wenn also die Streitsache in einem prozessualen Verfahren 
schwebte) oder rechtshängig (eine Variante der Anhängigkeit), wurde 
die elterliche Gewalt vor Vormundschaftsgerichten nach dem neuem 
Recht verhandelt. Vgl. ebd.
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elterliche Gewalt über die Kinder der Mutter 
oder dem Vater zustehen sollte. So hieß es, „das 
Verhalten innerhalb und außerhalb der Ehe müsse 
bei der Zuteilung der elterlichen Gewalt berück-
sichtigt werden“.432 Auch zeigte sich in der Praxis 
der Rechtsprechung, dass immer wieder die Frage 
der Schuld, wenn auch nur implizit, aufgegriffen 
wurde.433

Ein Grund dafür könnte sein, dass mit der Tilgung 
der Schuldzuweisung bei einer Ehescheidung eine 
erhebliche Entscheidungserleichterung wegfiel. 
Zuvor hatte das nacheheliche Sorgerecht mit dem 
Scheidungsurteil festgestanden. Durch das neue 
Familienrecht mussten wesentlich mehr Fälle 
individuell entschieden werden. Insgesamt war 
das Erste Eherechtsreformgesetz von 1977 für die 
Sorgerechtsregelungen deutlich einschneidender 
als das 1979 erlassene „Gesetz zur Neuregelung 
des Rechts der elterlichen Sorge“.434 

Die Frage, ob Homosexualität als eine besondere 
Härte und damit als Grund für eine Ehescheidung 
vor Ablauf des Trennungsjahres galt, verneinte 
das Oberlandesgericht Celle 1981. In diesem Fall 
hatte ein Mann seine Frau und die drei ehelichen 
Kinder verlassen, um, so das Gericht, „sich einem 
Partner zuzuwenden, mit dem er geschlechtliche 
Beziehungen unterhält“. Das machte es der Ehe-
frau aus Sicht des Gerichts nicht unzumutbar, das 
Trennungsjahr abzuwarten. „Zwar hat die Recht-
sprechung unter bestimmten Voraussetzungen 
angenommen, eine unzumutbare Härte best-
ehe für einen verlassenen Ehegatten, wenn der 
andere Teil ein eheähnliches Verhältnis mit einem 
anderen Partner von gewisser Dauer begründet. 
Diese Rechtsprechung lässt sich jedoch nicht auf 
den hier zu entscheidenden Fall übertragen, daß 
ein Ehegatte gleichgeschlechtliche Beziehungen 
begründet. Hierdurch erleidet die verlassene 
Frau eine nicht so schwerwiegende Kränkung wie 

432  Köhler 2006, S. 129. Dort heißt es, die amtliche Begründung sei 
in diesem Punkt nicht konsequent genug gewesen.

433  Vgl. Neumaier 2019, S. 40. Siehe auch Ergebnis einer Untersu-
chung über Landshut: Weigl 2019, S. 234.

434  Vgl. Schmidt 2019, S. 176.

wenn der Mann sich einer neuen Lebenspartnerin 
zuwendet. Gleichgeschlechtliche Beziehungen 
eines Ehegatten bedeuten eine andersartige – 
möglicherweise krankhafte – Orientierung, die 
von der Person des Ehepartners unabhängig ist 
und ihn deshalb weniger persönlich trifft. […] Da 
der Antragsgegner einen neuen Wohnsitz begrün-
det hat, sind gesellschaftliche Rückwirkungen 
seines Verhaltens für die Antragstellerin nicht zu 
befürchten.“435

Damit unterstellte das Gericht, eine gleichge-
schlechtliche Orientierung sei möglicherweise 
krankhaft und werde voraussichtlich gesellschaft-
liche Rückwirkungen auslösen – wenn auch, durch 
den Wechsel des Wohnorts, nicht in diesem Fall. 
Für die verlassene Ehefrau müsste die Kränkung 
geringer sein als die durch eine neue heterosexu-
elle Beziehung ihres Mannes, weil es weniger um 
die Person als um die Orientierung ginge. Es stellt 
sich die Frage, ob das Gericht ähnlich geurteilt 
hätte, wenn der Ehemann von seiner Ehefrau 
wegen einer gleichgeschlechtlichen Beziehung 
verlassen worden wäre. 

Dieses Urteil aus Celle wurde nicht nur von der 
Juristenzeitung aufgegriffen. Auch in einer Ab-
handlung des Vorsitzenden am Oberlandesgericht 
Hamm über den Ehescheidungsprozess und an-
dere Eheverfahren von 1982 wurde es angeführt. 
Richter Bergenfurth nannte als Aufhebungsgründe 
für eine Ehe auch „Geschlechtliche Abartigkeit 
(z. B. Homosexualität oder Transsexualismus 
[…]).“436 Als Beleg verwies er auf eine Entschei-
dung des Landgerichts Bochum. Dieses Gericht 
hob 1974 eine 1961 geschlossene Ehe auf, weil 
nach einer „geschlechtsumwandelnden Opera-
tion“ eine dem (heterosexuell definierten) We-
sen der Ehe entsprechende Gemeinschaft nicht 
möglich wäre. Das sei der Klägerin nach der ge-
schlechtsumwandelnden Operation ihres früheren 
Ehemanns deutlich geworden. Aber auch wenn 

435  Beschluss des OLG Celle vom 09.10.1981, zitiert nach Juristen-
zeitung 1981, S. 832. Dieses Urteil wurde auch bei Bergerfurth 1982, 
S. 50 angeführt, aber nicht weiter besprochen. 

436  Bergerfurth 1982, S. 344. Aufhebung nach § 32 EheG.
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die Ehefrau die Ehe fortsetzen wollte, würde die 
eheliche Gemeinschaft aufgehoben. Zwei Frauen 
konnten nicht miteinander verheiratet sein. Aus 
der Ehe waren keine Kinder hervorgegangen.437

Wie das Kindeswohl auszulegen sei, ist – wie u. a. 
der Rechtswissenschaftler Andreas Köhler kon-
statiert – ein seit 1977 anhaltendes und bis heute 
nicht geklärtes Streitthema. 1979 nannte das 
Oberlandesgericht Düsseldorf dafür vier Grund-
sätze: Förderungsprinzip, Kontinuitätsprinzip, 
Kindeswillen und Geschwisterbindung. Doch wie 
diese im Einzelfall zu gewichten und zu konkre-
tisieren waren, oblag weiterhin jedem einzelnen 
Gericht selbst.438

Das Förderungsprinzip zielte auf die Frage ab, wo 
das Kind für den Aufbau der Persönlichkeit die 
größte Unterstützung erwarten konnte. Darunter 
konnte die Frage fallen, wer das Kind betreut, aber 
auch, wo es die besten Berufsausbildungschancen 
oder die beste Unterbringung hatte. Das Konti-
nuitätsprinzip sollte Kindern unnötige Wechsel 
ersparen. Der Kindeswille hatte je nach Alter des 
Kindes und Eindruck des Gerichts verschiedene 
Bedeutungen.439

Mehrfach wurde in der juristischen Fachdiskussion 
der letzten Jahrzehnte festgestellt: Das Kindes-
wohl sei der wichtigste, aber auch der umstrit-
tenste Begriff des deutschen Kindschaftsrechts 
geworden, vor allem wegen seiner Unbestimmt-
heit. Seitdem hätten sich Generationen von 
Rechtswissenschaftler*innen daran abgearbeitet, 
wobei jedoch kein tiefergehendes Verständnis 
des Begriffs habe erarbeitet werden können.440 
In Urteile gingen stets eigene Wertvorstellungen 
und Lebenserfahrungen der Richter*innen ein. 
Deren Wertvorstellungen konnten sich z. B. auf 
Erziehungsziele beziehen und seien von zeitge-
nössischen Strömungen abhängig. Teilbereiche 
der Erziehungsfähigkeit konnten so stark gewich-

437  Vgl. ebd., Verweis auf das Urteil in FamRZ 1975, S. 496

438  Vgl. Köhler 2006, S. 176.

439  Vgl. z. B. Palandt 1981, S. 1600.

440  Vgl. Schmidt 2019, S. 176.

tet werden, dass die Kindeswohlerfordernisse 
des konkreten Einzelfalles in den Hintergrund 
träten.441

In den 1970er Jahren wurde intensiv darüber 
diskutiert, ob Eltern die elterliche Gewalt auch 
nach einer Ehescheidung gemeinsam behalten 
sollten. Die Landesjustizverwaltungen wurden 
dazu befragt; außer Hessen lehnten alle ein 
gemeinsames Sorgerecht ab. 1977 führten der 
Rechtsauschuss und der mitberatende Ausschuss 
für Jugend, Familie und Gesundheit des Bundes-
tages eine öffentliche Anhörung von Sachverstän-
digen durch. Gestritten wurde u. a. darum, ob für 
das Kindeswohl die Bindung an die hauptsächliche 
Bezugsperson oder aber die Aufrechterhaltung des 
Beziehungsnetzes bedeutender sei. In ersterem 
Fall wären nach einer Ehescheidung üblicherweise 
die Mütter die Alleinsorgenden, in letzterem Fall 
wäre dies offen.442 

Sorgerechtsreformgesetz 

Ab 01.01.1980 trat das „Gesetz zur Neuregelung 
des Rechts der elterlichen Sorge“, kurz Sorge-
rechtsreformgesetz (SorgeRG), nach fast zehn 
Jahren Vorbereitung in Kraft.443 In die Abwä-
gungen der Gleichheit und Menschenrechte 
waren nun auch Kinder einbezogen: Mit dem 
Sorgerechtsreformgesetz endete die „elterliche 
Gewalt“; sie wurde konzeptionell zur „elterlichen 
Sorge“. Erstmals hatten Kinder nun das Recht, bei 
der Regelung des Sorgerechts selbst angehört zu 
werden.444 Als ein neuer Faktor des Kindeswohls 

441  Vgl. Ollmann 1997, S. 321f.

442  Vgl. Köhler 2006, S. 148, 151, 155. Gegen eine gemeinsame 
elterliche Gewalt traten u. a. Walther Becker (Leiter a. D. des Jugend-
amtes Hamburg, Präsident a. D. des deutschen Kinderschutzbundes) 
sowie, mit Bedenken, Lore-Maria Peschel-Gutzeit (Vorsitzende des 
Deutschen Juristinnenbundes) ein. Für eine gemeinsame elterliche 
Gewalt traten u. a. der Psychologie und Pädagoge Wassilios E. 
Fthenakis, der Rechtswissenschaftler Uwe Diederichsen (Universität 
Göttingen) und Ingrid Baer als Vertreterin der Arbeitsgemeinschaft 
für Jugendhilfe ein. Vgl. ebd., S. 151, 153. Ein bedeutender Einfluss aus 
Rheinland-Pfalz ließ sich nicht erkennen.

443  Vgl. Schwab 1997, S. 812.

444  Vgl. Köhler 2006, 134; siehe auch Hinz 2014, S. 235–237.
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trat das seelische Wohl des Kindes hinzu. Das 
Merkmal des „ehrlosen“ und „unsittlichen“ Ver-
haltens der Eltern in § 1666 BGB, der den Entzug 
der elterlichen Gewalt bei Kindeswohlgefährdung 
seit Beginn des 20. Jahrhunderts geregelt hatte, 
entfiel.445

Zur Auslegung des § 1666 BGB hatte zuvor Uwe 
Diederichsen, Professor in Göttingen, im Palandt 
kommentiert, dieser Paragraf gelte vor allem bei 
bestehender Ehe, sonst sei der § 1671 BGB anzu-
wenden. Bei einer Gefährdung des Kindeswohls 
nach § 1666 BGB konnte das Vormundschaftsge-
richt eingreifen. Eine Pflichtverletzung der Eltern, 
für ihre Kinder zu sorgen, läge u. a. bei ehrlosem 
und unsittlichem Verhalten vor, zu dessen Fest-
stellung die allgemeine Anschauung, nicht die 
des Sorgeberechtigten maßgebend sein. Auch 
der Grad der Entwicklung des Kindes sei bedeu-
tend; z. B. gelte das nicht für einjährige Kinder bei 
Ehebruch oder Unzucht der Mutter, wenn das Kind 
in einer Pflegestelle sei. Anders verhalte es sich 
jedoch unter Umständen bei einem dauernden 
Umgang der sorgeberechtigten Mutter mit einem 
verheirateten Mann.446 

Der Gesetzgeber hatte Bindungen des Kindes 
betont, so dass Richter*innen gezwungen waren, 
sich detailliert mit familiären Konstellationen 
zu beschäftigen. Auch war nicht geklärt, was 
Bindungen genau meinten. Im Sorgerechtsre-
formgesetz war unter Absatz 2 von „Bindungen 
des Kindes, insbesondere an seine Eltern und 
Geschwister“ die Rede. Als Hilfestellung wurde 
die Psychologie zunehmend hinzugezogen, die in 
Sorgerechtsprozessen bis dahin kaum Bedeutung 
hatte. Letztlich konnte, so der Jurist Jan-Robert 
Schmidt, das Bindungskriterium die daran ge-
knüpften Erwartungen nicht erfüllen. Vielmehr 
habe das Kriterium für Konfusion gesorgt; letzt-
endlich sei das Kriterium entwertet worden. „Dies 
führte schließlich dazu, dass viele Gerichte bis 
heute pauschal gleich gute Bindungen zu bei-

445  Wapler 2015a, S. 61.

446  Vgl. Palandt 1977, S. 1522f. Die hierzu angeführten Entscheidun-
gen kamen nicht aus Rheinland-Pfalz.

den Elternteilen annehmen, wohl auch, um eine 
Auseinandersetzung mit dem Bindungsbegriff zu 
vermeiden.“447 

Scharfe Kritik erfuhr das Sorgerechtsreformge-
setz dafür, dass nunmehr nach einer Scheidung 
nur noch einem Elternteil die Alleinsorge für die 
Kinder zugesprochen werden konnte. Dies wirke 
sich als Überbetonung der Mutter und Marginali-
sierung der Vaterfunktion aus.448 1982 stellte das 
Bundesverfassungsgericht fest, dass der Aus-
schluss eines gemeinsamen Sorgerechts nach der 
Ehescheidung verfassungswidrig sei.449 Außerdem 
bezeichnete das Bundesverfassungsgericht in 
diesem Urteil die Stetigkeit in der Entwicklung des 
Kindes und die Kontinuität seiner Bindungen als 
entscheidungsrelevant. Seit diesem Interpretati-
onswandel des Kindeswohls gilt es, bei einer Ehe-
scheidung dem Kind beide Elternteile zu erhalten, 
statt die besser geeignete Hauptbezugsperson 
des Kindes zu ermitteln. Neben das Alleinsor-
gerecht trat die Möglichkeit des gemeinsamen 
Sorgerechts.450

Zwar legte das Sorgerechtsreformgesetz keinen 
Vorrang eines Elternteils für das Sorgerecht nach 
einer Ehescheidung fest. Doch in streitigen Fällen 
behielt eher die Mutter als der Vater das Sorge-
recht. Vaterrechtliche Interessenverbände grün-
deten sich, die eine fundamentale und bleibende 
Bedeutung des Vaters für das Kind betonten. 
Psychologische Fachliteratur unterfütterte dies; 
als einflussreicher Fachmann zu nennen ist be-
sonders der Psychologie und Pädagoge Wassilios 
Emmanuel Fthenakis, Professor in München. Das 
Elternrecht des Vaters wurde mit vermuteten 
Interessen des Kindes verknüpft; dies mündete im 
Gedanken des Rechts des Kindes auf seinen Vater 
und in eine Kritik am Muttervorrang.451

447  Schmidt 2019, S. 190; vgl. auch ebd., S. 185–190.

448  Vgl. Hinz 2014, S. 186. Siehe auch Köhler 2006, S. 134.

449  Vgl. Hinz 2014, S. 187. Das Urteil wird juristisch zitiert als 
BVerfG, 03.11.1982 - 1 BvL 25/80.

450  Vgl. Köhler 2006, S. 168–171.

451  Schwab 1997, S. 824 sowie Hinz 2014, S. 257.
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Michael Coester, der den Staudinger-Gesetzes-
kommentar von 1992 zum Familienrecht schrei-
ben sollte, setzte sich in seiner Habilitationsschrift 
1983 mit dem Kindeswohl auseinander. Darin 
betonte er, dass die konkreten Lebensumstände 
des Kindes Priorität haben müssten. Sie seien 
nicht etwa nur auf Tatbestände für vorhandene 
Wertungen zu untersuchen: „Wird beispielsweise 
vorgetragen, daß ein Elternteil ehewidrige Bezie-
hungen aufgenommen habe, so wird der Richter 
vorab beurteilen, ob derartige Beziehungen per 
se Bedeutung für die Sorgerechtsentscheidung 
haben, ob ihre Berücksichtigung rechtlich aus-
geschlossen ist oder ob es auf die konkreten 
Umstände und Auswirkungen auf das Kind im 
Einzelfall ankommt.“452 Coester kritisierte, die 
Gerichte tendierten dazu, generelle Grundsätze 
als Tatsachenaussagen zu formulieren, um ihre 
Wertmaßstäbe nicht legitimieren zu müssen. Die 
häufig angeführte richterliche Erfahrung, auf die 
sich Urteile stützten, hielt Coester für irrelevant, 
da die Richter*innen die Folgen ihrer Entschei-
dungen regelmäßig nicht kennen würden. Auch 
die vorzufindenden Maßstäbe gerade im Bereich 
des Kindeswohls hätten häufig Mängel. Selbst 
ein noch so verbreitetes Kriterium habe keine 
Richtigkeitsgewähr, wenn nur mehr oder weniger 
dumpfes Richtigkeitsempfinden über Jahrzehnte 
tradiert werde. Als Beispiel nannte Coester die Re-
gel vom Muttervorrang bei Sorgerechtsentschei-
dungen. Insgesamt stünden hinter schematischen 
Regeln möglicherweise nicht Kindesinteressen, 
sondern Gesellschaftsinteressen. Gesichtspunkte 
wie Eheverfehlungen seien scheinbar kindes-
wohlneutral, doch faktisch eine Abwendung vom 
Primat des Kindeswohls, wenn kindesfremde 
Kriterien die Entscheidung bestimmten.453

452  Coester 1983, S. 375.

453  Vgl. Coester 1983, S. 379f, 449f, 486f.

Heterosexualität als 
Kindeswohlkriterium 

Da das Kindeswohl ein unbestimmter Rechtsbe-
griff war, dessen Auslegung strittig blieb, kommen 
Einzelfallentscheidungen, die in juristischen Fach-
publikationen veröffentlicht wurden, erhebliche 
Bedeutung zu. Gesetzeskommentare wie z. B. 
Erman, Palandt, Soergel oder Staudinger bildeten 
ihre Kriterien nach publizierten Gerichtsentschei-
dungen, die sie gegeneinander abwogen. Gerichte 
nutzten sowohl die FamRZ wie auch Gesetzes-
kommentare zur Entscheidungsbegründung; dies 
ist in den vorigen Abschnitten des vorliegenden 
Forschungsberichts ersichtlich. 

Im Folgenden geht es um einen Einzelfall von 
1984, der nicht nur in der juristischen Fachzeit-
schrift FamRZ, sondern auch im Familienrechts-
Kommentar Staudinger aufgegriffen wurde. 
Damit wurde diesem Fall von führenden zeitge-
nössischen Juristen eine erhebliche Bedeutung 
zugesprochen; zugleich erzielten deren Einschät-
zungen eine erhebliche Wirkung, weil Gerichte 
sowohl die FamRZ als auch angesehene Gesetze-
skommentare bei ihrer Urteilsfindung einsetzten. 
Ein Gesetzeskommentar wie der Staudinger trug 
durch publizierte bzw. kommentierte Einzelfälle 
zu allgemeiner Kriterienbildung bei.

Ein Urteil des Familiengerichts Mainz von 1981 
jedoch, das einer Mutter mit Begründung ihres 
neuen lesbischen Lebens das Sorgerecht für ein 
Kind entzog  (siehe Urteil Mainz 1981 im Ab-
schnitt Strittiges Sorgerecht einzelner Mütter 
in Kapitel III), fand keinen Eingang in die FamRZ 
und in die Gesetzeskommentare des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. Entweder wurde dieses Urteil nicht 
gemeldet oder von der Redaktion als unwichtig 
erachtet und daher nicht veröffentlicht, oder sie 
hielt dieses nicht für ein geeignetes Vorbild für 
weitere Fälle. 

Hingegen erfuhr ein Urteil aus dem Jahre 1984 
einige Aufmerksamkeit. Dieses Urteil scheint in 
gewisser Weise wegweisend gewesen zu sein, 
denn dort wurde gleichgeschlechtliche Liebe 
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einer Mutter nicht als schwerwiegendes Problem 
angesehen. Das Amtsgericht Mettmann beließ ein 
Kind ausdrücklich bei der Mutter und ihrer Partne-
rin. 1985 wurde dieses Urteil in der bedeutenden 
Familienrechtszeitschrift FamRZ dargestellt und 
besprochen. Das Urteil vollzog zunächst den Sach-
verhalt nach. Das Sorgerecht für einen fünfjäh-
rigen Sohn, der aus einer Ehe hervorging, musste 
entschieden werden. Beide Eltern beantragten das 
Sorgerecht. Die Mutter, die Antragstellerin, war 
laut Urteil die Hauptbezugsperson für das Kind. 
Ihr Sohn fühle sich bei ihr wohl und sei altersge-
mäß entwickelt. Auch zu dem Antragsgegner habe 
der Junge eine gute Beziehung. Entscheidend war, 
dass die Mutter bereit und in der Lage war, das 
Kind zu versorgen – besser als der Vater. Er musste 
wegen seiner Berufstätigkeit die Betreuung des 
Kindes überwiegend seinen Eltern überlassen. 
Dagegen sorgten die Antragstellerin „und ihre Le-
bensgefährtin abwechselnd für das Kind. Die Ver-
sorgung durch die Mutter erfolgte in der Vergan-
genheit ohne Beanstandungen.“ Das Gericht war 
der Meinung, einer Versorgung durch die Mutter 
sei gegenüber der durch die Großeltern der Vorzug 
zu geben. Ein triftiger Grund gegen die Ausübung 
des Sorgerechts durch die Mutter liege nicht vor; 
„insbesondere läßt sich ein solcher Grund nicht 
daraus herleiten, daß die gleichgeschlechtlich 
veranlagte Mutter mit ihrer Freundin eine Haus-
haltsgemeinschaft bildet. Das Gericht ist entge-
gen der Ansicht des AGg. [Antragsgegners] der 
Auffassung, daß die gleichgeschlechtliche Ver-
anlagung eines Elternteils und die Tatsache, daß 
dieser Elternteil mit seinem gleichgeschlechtli-
chen Lebenspartner zusammenlebt, für sich allein 
diesen Elternteil nicht als Sorgerechtsinhaber 
disqualifiziert.“ Dies wäre nur dann gerechtfer-
tigt, wenn die gleichgeschlechtliche Veranlagung 
einen Mangel an persönlicher, erzieherischer oder 
allgemein sozialer Qualifikation darstellen würde. 
„Eine derartige Qualifikation läßt sich aber auch 
nach dem heutigen Erkenntnisstand der Sexual-
wissenschaft aus der homosexuellen oder hete-
rosexuellen Orientierung eines Menschen nicht 
herleiten. […] Das mit Blick auf das Kindeswohl 
entscheidende Kriterium kann daher nicht die 
sexuelle Orientierung des Elternteils sein, sondern 

allein die Beurteilung der Gesamtpersönlichkeit 
des Elternteils sowie die Beziehung des Kindes zu 
diesem Elternteil und dessen Lebenspartner. In 
diesem Zusammenhang läßt sich im vorliegenden 
Falle feststellen, daß die Mutter sich jetzt wie 
schon in der Vergangenheit auch nach außen zu 
ihrer gleichgeschlechtlichen Veranlagung bekennt 
und dazu steht. Die Beziehung zu ihrer Lebensge-
fährtin hat sich seit April d. J. als tragbar erwiesen. 
Beide Frauen betreuen das Kind anstandslos in 
wechselseitiger Abstimmung. Der Minderjäh-
rige hat – was auch aus dem Jugendamtsbericht 
deutlich wird – eine gute emotionale Beziehung 
zu beiden Frauen. Aufgrund der Normalität, in der 
die Mutter und ihre Lebensgefährtin ihre Lebens-
gemeinschaft unterhalten und dem Kind vorleben, 
steht nicht zu befürchten, daß das Kind in eine 
soziale Außenseiterrolle gedrängt wird.“454 

Ein FamRZ-Herausgeber und Vorsitzender Richter 
am Oberlandesgericht Hamm, Horst Luthin, kom-
mentierte das Urteil wie folgt: „Das AmtsG[ericht] 
Mettmann hat eine Entscheidung getroffen, die 
das Problem einer von der Norm erheblich abwei-
chenden (hier: sexuellen) Einstellung und Verhal-
tensweise eines Elternteils und seiner Vereinba-
rung mit dem Kindeswohl im Rahmen des § 1671 
BGB betrifft. Das Zusammenleben der Mutter 
mit einer gleichgeschlechtlichen Lebensgefährtin 
könnte (jetzt und künftig) vor allem dann zu einer 
Gefährdung des Kindes führen, wenn die Mutter 
mit ihrer Partnerin sexuellen Praktiken in für das 
Kind wahrnehmbarer Weise nachgeht – wobei 
die Wahrnehmungsfähigkeit von Kindern nicht 
unterschätzt werden sollte. Sieht man von dieser 
– sittlichen – Gefahr (deren Vorliegen hier nicht 
näher erörtert wird, aber auch nicht ersichtlich ist) 
einmal ab, wird das Zusammenleben des Kindes 
mit zwei weiblichen Wesen möglicherweise von 
ihm nicht anders empfunden, als wenn es z. B. 

454  AmtsG Mettmann, rkr. Urteil vom 16.11.1984: Zur Übertragung 
des Sorgerechts für einen [1979 geborenen] Sohn auf eine lesbische 
Mutter, die mit ihrer Lebensgefährtin zusammenlebt. In: FamRZ 
1985, S. 529. Einfügung in Klammern im Original.
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bei Mutter und Tante aufwüchse – woran wohl 
niemand Anstoß nähme.“455 

Luthin war seit 1981 nicht nur Mitherausgeber 
der wichtigsten Fachzeitschrift für Familienrecht 
und Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht 
Hamm, sondern in der FamRZ auch für Fragen der 
elterlichen Gewalt zuständig.456 Mit dem Gewicht 
seines Ansehens unter Richter*innen wies Luthin 
damit auf eine sittliche Gefahr hin, die einem Kind 
durch das Aufwachsen mit einem lesbischen Paar 
drohen könnte. Zentral an dieser sittlichen Gefahr 
sollte Sexualität unter Frauen sein, die er als 
„sexuelle Praktiken“ beschrieb. Dies wirkt abwer-
tend, denn bei der Beschreibung einer heterose-
xuellen Beziehung würde wohl kaum ohne jeden 
Anlass über sexuelle Praktiken spekuliert werden. 
Es bleibt vor allem jedoch gänzlich unklar, wie 
diese gedankliche Verbindung entstand; der Autor 
selbst räumte in seinem Text ein, dass er hier-
für keine Anhaltspunkte kannte. Im publizierten 
Urteil ist davon jedenfalls keine Rede, auch nicht 
als Vorwurf des Vaters des Jungen. Wieso Luthin 
vermutete, dass die Mutter und ihre Partnerin 
„sexuellen Praktiken“ auf eine Weise nachgingen, 
die das Kind wahrnehmen könnte, ist rätselhaft. 
Davon, dass das Kind kein eigenes Zimmer oder 
das Paar kein Schlafzimmer zur Verfügung hatte, 
ist weder im Urteil noch im Kommentar die Rede; 
ebenso wenig von für das Kind wahrnehmbaren 
sexuellen Akten. Hingegen betont Luthin, die 
Wahrnehmungsfähigkeit von Kindern dürfe nicht 
unterschätzt werden. Ein zweifellos korrekter Satz 
– oftmals ist es nicht angeraten, Sachverhalte zu 
unterschätzen. Was jedoch daraus folgt, bleibt of-
fen. Ohne konkrete Anhaltspunkte und insgesamt 
diffus ruft Luthin in einem Fall, in dem in keiner 
Weise von negativer Entwicklung des Kindes 
durch das Zusammenleben mit einem Frauenpaar 
die Rede ist, eine sittliche Gefahr auf. Was genau 
zu welcher unerwünschten Entwicklung führen 
könnte, erwähnt Luthin ebenfalls nicht. Insgesamt 
wirkt das Argument der sittlichen Gefährdung 

455  FamRZ 1985, S. 530. Eine Überschrift ist nicht vorhanden. We-
gen seiner Bedeutung wird hier der vollständige Kommentar zitiert. 

456  Vgl. Luthin 2004, S. 241f.

daher vorgeschoben. Es scheint vielmehr, als ob 
Luthin daran gelegen war, lesbische Beziehungen 
abzuwerten und vor allem unsichtbar zu halten. 
Wenn sie wie eine Beziehung unter Schwestern 
wirken, würde, wie er seinen Kommentar schloss, 
niemand Anstoß nehmen. Letztlich ist der Kom-
mentar Luthins eine Aufforderung an Mütter mit 
lesbischen Beziehungen, diese verdeckt zu halten, 
wenn sie das Sorgerecht behalten wollten – oder 
aber eine Aufforderung an die Rechtsprechung, 
solche Unsichtbarkeit zu erwirken. 

Angesichts der Bedeutung solcher Kommentare 
ist davon auszugehen, dass dem Zielpublikum 
der FamRZ mit dem Urteil des Amtsgerichts 
Mettmann einerseits und Luthins Kommentar 
andererseits zwei widerstreitende Auffassungen 
nahe gelegt wurden. Im Urteil des Amtsgerichts 
Mettmann wurde die offene Normalität der Mut-
ter und ihrer Lebensgefährtin ausdrücklich positiv 
gewertet, von Luthin nicht.

Neun Seiten vor der Darstellung und Kommentie-
rung des Urteils aus Mettmann von 1984 wurde in 
der FamRZ 1985 ein weiteres Urteil über Homose-
xualität vorgestellt. Das Landgericht Berlin hatte 
Ende 1984 geurteilt, die lesbische Beziehung 
eines 17jährigen Mädchens sei zu unterbinden. 
Auf Antrag der allein sorgeberechtigten Mutter 
untersagte das Landgericht den Kontakt zwischen 
dem Mädchen und dessen Geliebter. Die Mutter 
befürchte, aus Sicht des Gerichts zu Recht, dass 
die gedeihliche Entwicklung ihrer Tochter durch 
die gleichgeschlechtlichen Bemühungen ernst-
lich gefährdet werde. Gleichgeschlechtlichkeit 
sei, so das Gericht, „vielfach eine menschliche 
Fehlentwicklung, die für den von ihr Betroffenen 
auf seinem ferneren Lebensweg großen Kummer 
und große Erschwernisse mit sich bringen kann – 
z. B. wenn er seine eigene subjektive Unfähigkeit 
erleben muß, eine richtige Familie zu gründen und 
von einem geliebten oder geschätzten Partner ein 
Kind zu empfangen – und die ihn für seine Um-
welt zum beargwöhnten und abgelehnten Außen-
seiter stempeln kann. Gleichgeschlechtlichkeit 
mag in einzelnen Fällen anlagebedingt und durch 
Umwelteinflüsse nicht zu beseitigen sein. Gleich-
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geschlechtlichkeit kann jedoch durch Bieten von 
Gelegenheit oder gar durch Verführung nicht 
selten verursacht oder verstärkt werden, so daß 
es für Eltern grundsätzlich und von vornherein 
gilt, entsprechende Umwelteinflüsse von ihren 
minderjährigen Kindern fernzuhalten.“457

Der Europäische Gerichtshof hatte 1981 das Recht 
auf ein Familienleben auch für homosexuelle 
Menschen anerkannt.458 1984 entschied der Bun-
desgerichtshof, dass homosexuelle Partnerschaf-
ten nicht mehr sittenwidrig seien. Im Gegenteil 
seien sie durch Artikel 1 und 2 des Grundgesetzes 
geschützt. Doch vielfältige rechtliche Benachtei-
ligungen blieben weiterhin bestehen, z. B. in der 
Rechtsprechung zum Erb- und Mietrecht. Auch 
wurden Regelungen für eheähnliche Lebensge-
meinschaften von den meisten Gerichten nicht 
auf gleichgeschlechtliche Paare angewandt. Die 
rechtliche Situation blieb stark vom Ermessen ein-
zelner Richter*innen abhängig. Dieses zeigte sich 
nur langsam gegenüber Homosexuellen offen. Im 
Kindschaftsrecht war für gleichgeschlechtliche 
Paare weder ein gemeinsames Sorgerecht noch 
eine Stiefkindadoption vorgesehen; so war im To-
desfall des sorgeberechtigten leiblichen Elternteils 
nicht sicher, ob das Kind bei dessen Partner*in 
bleiben konnte. Insgesamt war die rechtliche Si-
tuation gleichgeschlechtlicher Paare vor Gericht, 
fasst eine Rechtswissenschaftlerin zusammen, ein 
nahezu rechtsfreier Raum.459

Unterhalt

Ein Mitglied der Enquete-Kommission des Bun-
destages zum Thema „Frau und Gesellschaft“, die 
1980 ihren Bericht vorlegte, war der Abgeordnete 
Johannes Gerster (CDU) aus Mainz. Ein Schwer-
punkt des Berichts war die weibliche Erwerbsar-
beit; im Vergleich zu Männern wurden geringe 
Entlohnung und schlechte Qualifikationen fest-

457  Urteil Landgericht Berlin Dezember 1984, zitiert nach FamRZ 
1985, S. 520.

458  Vgl. Ebner 2018, S. 295.

459  Vgl. Dittberner 2004, S. 44.

gestellt. Im Abschnitt zur Familie wurde zudem 
festgehalten, dass für Frauen eine Wahlfreiheit 
zwischen Familie und Erwerbsarbeit kaum best-
ehe, denn Frauen werde einseitig die Verantwor-
tung für Haushalt und Familie zugeschrieben.460

Lobbygruppen geschiedener oder getrennt 
lebender Väter konnten die Befreiung von der 
Unterhaltszahlung wegen „grober Unbilligkeit“ 
(§ 1579 BGB) durchsetzen.461 1981 urteilte das 
Bundesverfassungsgericht, dass der nacheheliche 
Unterhalt nur dann unabhängig vom Verschulden 
am Ende der Ehe zu zahlen ist, wenn kein „schwer-
wiegendes und auch klar bei einem Ehegatten 
liegendes evidentes Fehlverhalten“462 vorliege. In 
der Wochenzeitung DIE ZEIT war zu lesen, dass der 
Einwand klar auf der Hand läge, diese Regelung 
wirke sich zum Nachteil der Kinder aus. „Die Rich-
ter begegnen ihm mit der lapidaren Feststellung: 
Wer sich seinem Ehegatten gegenüber kraß fehl 
verhalten habe, werde in der Regel auch nicht zur 
Kindererziehung geeignet sein. Das heißt im Klar-
text: Wer den Ehepartner ‚grundlos verläßt‘, ‚aus 
der Ehe ausbricht‘ oder sich ‚gegen den Willen 
seines Ehegatten einem neuen Partner zuwendet‘ 
(alle Zitate stammen aus der obergerichtlichen 
Rechtsprechung), bekommt keinen Unterhalt 
und in der Regel auch nicht das Sorgerecht für die 
Kinder.“463 Damit wurden Errungenschaften der 
seit 1977 gültigen Reform des Ehe- und Familien-
rechts wieder eingeschränkt.464 

Seit dem Regierungswechsel von einer sozial-
liberalen zu einer christdemokratisch-liberalen 
Bundesregierung im Herbst 1982 und der vom 
neuen Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) prokla-
mierten „geistig-moralischen Wende“ stand das 
Unterhaltsrecht erneut zur Debatte. Ziel einer 
konservativen Revision dieser sozial-liberalen 

460  Vgl. Bundestags-Drucksache 8/4461: Bericht der Enquete-
Kommission Frau und Gesellschaft gemäß Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 25. Mai 1977, vom 29.08.[19]80, S. 23.

461  Vgl. Gerhard 2011, S. 141.

462  Zitiert nach Münch 1981. 

463  Münch1981 Einfügung (in Klammern) im Original.

464  Vgl. Schwab 1997, S. 816.




